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Punkt 3 der Tagesordnung:
Arbeitsprogramm der Européischen Kommission fir abgeschlossen

2024 S. 52 bis 54
Unterrichtung durch die Landesregierung nach Art. 67
Abs. 4LVi.V.m. 8§54 a GO beraten und zur Kenntnis ge-
— Vorlage 7/5900 — nommen (vgl. zwischenzeitlich
dazu: - Vorlagen 7/5974/6042/6089/6092/6097/6111/  Vorlage 7/6106)

6112/6113 — S.54

(Beratung in ¢ffentlicher Sitzung gemaf § 78 Abs. 3 a
Satz 1 Nr. 3 GO)
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Punkt 1 der Tagesordnung:
Versorgung mit Gebardensprachdolmetschernin Thiringen verbessern — Anerkennung
der Gebardensprache als Fremdsprache regeln, Diskriminierung in der SED-Diktatur an-
erkennen
EntschlieRungsantrag der Fraktion der CDU
— Drucksache 7/8349 —
dazu: - Vorlagen 7/5793/5802/5807/6047 —
— Zuschriften 7/3107/3119/3125/3179/3182/3185/3225/3226/3230/3232/3246/3247/
3262/3264/3269/3273 —

Stellv. Vors. Abg. Eger informierte, die Anhérung werde per Livestream tbertragen und jeder
Anzuhdrende habe eine Redezeit von 10 Minuten; danach stellten die Abgeordneten in der

Regel jeweils Fragen.

— Herr Elschner, Landesverband der Horgeschadigten Thiringen e.V., merkte zunachst
an, man habe keine schriftliche Stellungnahme abgegeben, schlieRe sich jedoch der Stellung-
nahme des Landesverbands der Gehorlosen Thiringen e.V., des BILING e.V. (Verein fur
bilinguale Bildung in Deutscher Lautsprache und Gebardensprache) sowie des Gehérlosen-
Sportverbands Thiringen e.V., Zuschrift 7/3125, vollumfanglich an. Man kdnne bestatigten,
dass es einen Mangel an Gebéardensprachdolmetschern gebe. Er sei im Rahmen der
Organisation von Veranstaltungen sowie hinsichtlich der Durchfiihrung von 6éffentlichen Ver-
anstaltungen des Stadtrats Weimar betroffen bzw. seien Studenten betroffen, die Anspruch
auf Schriftdolmetscher hatten — Ergebnis sei oftmals, dass man niemanden bekomme und auf
digitale Losungen zuriickgreifen misse. Man unterstitze das Anliegen; auch die Einrichtung
einer Zentrale. Bereits 2004 habe man mit der Max Zollner Stiftung und Staatssekretar
Stephan lllert versucht, eine Zentrale zu bilden — das sei leider nicht gelungen; es habe schon
damals groRe Defizite gegeben. Es sei dringend notwendig, eine Ausbildung in Deutscher
Gebardensprache (DGS) anzubieten; die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) gebe
dies vor. Er sei schon viele Jahre im Landesbehindertenbeirat engagiert und kénne sich daran
erinnern, dass man kein padagogisches Personal gefunden habe, was in DGS ausbilde. Es

sei jahrelang diskutiert worden, aber man habe keine Vorschlage unterbreiten kénnen.

— Herr Wartenberg, Landesverband der Gehdrlosen Thiringen e.V., Zuschrift 7/3125,
dankte der Fraktion der CDU fur die Einbringung des Antrags und dafir, dass dieser von den
anderen Fraktionen aufgegriffen und zum Gegenstand der Anhérung gemacht worden sei. Es

sei ein guter Zeitpunkt, denn es seien viele Themen aufgelaufen. Er werde im Folgenden zu
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den Themen ,Gebardensprachdolmetschende in Thiringen* und ,Entschadigung flr Betrof-

fene von Gebardensprachverboten® vortragen.

Die Erfahrung, keinen Gebardensprachdolmetschenden zu finden, habe der Landtag in seiner
Sitzung zum Sinnesbehindertengeldgesetz im Mai letzten Jahres selbst schon machen
missen; die Zuschaltung von Ferndolmetschenden sei dann leider von etlichen technischen
Pannen begleitet gewesen. Es sei immer gunstig, Dolmetschende vor Ort vier bis sechs
Wochen im Voraus zu bestellen, gerade bei einem so langfristig anstehenden Termin, da
Kapazitaten auch spontan gebraucht wirden, etwa fur Akut- oder Unfalle, Krankenhaus oder

Polizei.

Es gehe aber auch um Schriftdolmetschende, Oraldolmetschende, Taubblinden-Dolmet-
schende, Taubblinden-Assistenzen, Assistenzen fir Lormen, diverse andere Kommunika-
tionshilfen, auch um die ambulante Erziehungshilfe, die Frihférderung — kurz, es bestehe ein
eklatanter Mangel an gebardensprachkompetentem Personal; die Nachfrage sei sehr hoch.
Eine Vermittlungszentrale fur die verschiedenen Dienstleistungen kdnnte als Anlaufstelle
dienen fir betroffene Familien, Kindertageseinrichtungen und Schulen, Behdrden und
Institutionen, wenn es darum gehe, einen Bedarf anzumelden, zu erfragen, wo ein Antrag
gestellt werden misse, wer der Kostentrager sei. Eine solche Vermittlungszentrale ware ein

grofRer Schritt in Richtung auf ein barrierefreies Thiringen.

Er bitte sehr herzlich darum, im Interesse des Lebens der taubblinden, schwerhgrigen,
ertaubten, gehorlosen Menschen in Thiringen dies anzugehen; auch Menschen mit Sprach-
stérungen und von Tinnitus Betroffene gebe es, die gehérlos seien und Lernschwierigkeiten
hatten — es ware also ein breites Netz zu knipfen und eine Vielfalt an Unterstitzungs-
leistungen anzubieten. Sich an die sachsische Landesdolmetscherzentrale anzugliedern oder
deren Konzept zu Ubernehmen, wie es die Fraktion der CDU empfehle, sei jedoch nicht
sinnvoll, denn dieses Konzept enthalte einige Nachteile. Stattdessen sollte man sich die von
der bayerischen Landesregierung geférderte Kommunikationsvermittlungsstelle in Bayern

zum Vorbild nehmen.

Bezuglich der Inanspruchnahme von digitalen Dolmetschern bestehe noch Diskussionsbedarf.
Ferndolmetschen uber einen digitalen Dienst sei im Moment nur im beruflichen, nicht aber
privaten Bereich moglich. Es ware zu uUberlegen, ob dies im behordlichen Bereich zur
Anwendung kommen konnte. Entsprechende Anfragen konnte gleichfalls die Vermittlungs-
stelle koordinieren. Weitere Vorteile einer solchen Zentrale seien in der schriftlichen Stellung-

nahme aufgefiihrt; auch was der Berufsverband der Dolmetscher*innen fir Gebéardenspra-



chen und Lautsprachen in Thiringen e.V. in seiner Stellungnahme dazu schreibe, sei ganz im
Sinne der drei Unterzeichner der Zuschrift 7/3125.

Dankenswerterweise greife der Antrag der Fraktion der CDU auch das Thema der Ent-
schadigung auf. Das Gebardensprachverbot, vor allem an den Schulen, habe aber nicht nur
in der Zeit der SED-Diktatur bestanden. Es habe weiter zurtickreichende Hintergriinde, sei
zuerst von den Gehdrlosenpadagogen auf dem Mailander Kongress 1880 erlassen worden.
Danach habe lautsprachlich unterrichtet werden muassen, d.h., die hdérgeschadigten Schiuler
seien gezwungen worden, von den Lippen abzulesen. Gebardensprachliches Unterhalten
untereinander sei mit koérperlichen und seelischen Strafen geahndet worden. Die Institution
Schule habe gegen das Gebardensprachverbot nichts unternommen; das gelte auch fir die
Kirchen, die evangelische wie die katholische. In der Zeit des Nationalsozialismus seien
Gehorlose teilweise Ermordung, Verfolgung, Zwangssterilisation und Abtreibung ausgesetzt
gewesen. Nach dem Krieg habe das Lehrpersonal weiter nach den alten, wilhelminischen
Methoden gearbeitet, in den 1950er- und 1960er-Jahren mit viel kdrperlicher Gewalt und
harten Strafen; in den 1980er-Jahren seien dann vor allem seelische, psychische Strafen
erfolgt, sobald man gebéardete: Ausschluss vom Unterricht, von der Klassenfahrt, schlechtere
Benotung, Offentliche Blof3stellung. Es habe sich nicht viel gedndert in der Gehdrlosen-
padagogik, in der Bundesrepublik Deutschland genauso wenig wie in der DDR. In der Sowijet-
union dagegen habe man die Gebardensprache anerkannt und gefordert!

Nach dem Mauerfall und der deutschen Einheit habe es viele Streitigkeiten darum gegeben,
warum Gebardensprache im Unterricht genutzt werden solle. Obwohl inzwischen gesetzlich
anerkannt, sei bis jetzt keine Umsetzung erfolgt; es gebe keine Grundlagen, keine Kriterien fur
das sprachliche Niveau, keinen Lehrplan, wie Gebardensprache im Unterricht anzuwenden

sei. Eine Ausnahme sei seit 2017 die Erfurter Gemeinschaftsschule am Roten Berg.

Horgeschadigte Kinder hatten aufgrund der Folgen des Gebardensprachentzugs einen grof3en
Nachteil beim Erreichen von Bildungszielen im Vergleich zu hérenden. Laut Studien hatten
60 Prozent der Gehorlosen psychische Schaden davongetragen. Das Bildungsniveau sei
vielfach niedriger; daraus resultierten geringere Chancen hinsichtlich einer entsprechenden,
auch hoherbezahlten Tatigkeit, was wiederum eine geringere Rente nach sich ziehe. Mithin
seien Gehdrlose zeit ihres Lebens benachteiligt, diskriminiert und tréaten auch heutzutage noch
nicht offensiv nach auf3en auf, um fir ihre Rechte einzustehen und die Schaden sichtbar zu
machen, was bedauerlich sei. Es sei wichtig, dass Gehdorlosigkeit in der Gesellschaft nicht
versteckt werde. Neuerdings werde von Unterdriickung, Linguizid oder, wie weltweite Studien

dies auch bezeichneten, von sprachlichem Volkermord gesprochen. Im Jahr 2010 habe die
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Internationale Konferenz zur Bildung und Erziehung Gehdérloser (ICED) die Beschliisse des
Mailander Kongresses von 1880 aufgehoben, sich offiziell entschuldigt und den Weg freige-
macht fir bilinguale Konzepte. Es gebe viele neue Entwicklungen, Geb&ardensprache als
Minderheitensprache und als Fremdsprache an Schulen einzufiihren; dazu werde der
BILING e.V. in der Anhérung sprechen.

Horbehinderte Menschen sollten entschadigt werden. Seit 1. Januar 2024 gelte das neue
Soziale Entschadigungsrecht nach SGB XIV. Es habe auch eine Veranstaltung stattge-
funden mit dem Deutschen Gehérlosen-Bund e.V., auf der vom Leid der gehérlosen Menschen
berichtet worden sei. Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales (BMAS) weise jedoch
darauf hin, dass es Landersache sei, das Gesetz zur Anwendung zu bringen. Es ware jetzt
also die Aufgabe des Landes, sich damit zu befassen. Zunachst wére eine Anerkennung des
Unrechts auszusprechen, das Gehdrlosen mit dem Gebardensprachentzug in der Schule
zugefugt worden sei, wobei es sich empfehle, Betroffene einzuladen. Die Kriterien fur die
Anerkennung Gehorloser als Opfer und die entsprechenden Leistungen habe der Bund mit

dem Gesetz bereitgestellt.

Abg. MeiRner bemerkte, der EntschlieBungsantrag ihrer Fraktion gehe auf die Anhérung zum
Thiringer Sinnesbehindertengeldgesetz zuriick. Die Fraktion der CDU sei zwar der Meinung
gewesen, der Antrag sei so Uberzeugend, dass der Landtag ihn sofort héatte beschlieRen
konnen, er habe jedoch keine Mehrheit gefunden und sei an den Ausschuss Uberwiesen
worden. Ein Punkt, woran eine Einigung gescheitert sei, sei die Forderung nach Aufarbeitung
dessen, was Gehorlose in Thiringen in der Zeit der SED-Diktatur erlitten hatten. Es sei richtig,
dass das Unrecht auch Uber diesen Zeitraum hinaus stattgefunden habe. Man habe sich
jedoch auf die Zeit der SED-Diktatur und den Freistaat beschrankt — und dafir den Landes-
beauftragten fir die Aufarbeitung der SED-Diktatur, Herrn Wurschi, avisiert —, weil die Verhalt-
nisse in diesem Bereich in Thiringen am wenigsten aufgearbeitet seien; dagegen sei man auf
Mecklenburg-Vorpommern hingewiesen worden, das sich der Aufarbeitung bereits ange-
nommen habe. Sie wiirde nun gern wissen, ob die Aufarbeitung in Thiringen womdoglich schon
ausreichend sei, oder ob der Landesverband der Gehorlosen sich dem anschlieRen kdnne,

was der Antrag formuliere.

Abg. Plotner merkte an, eine Mehrheit sei im Plenum aus dem Grund nicht zustande
gekommen, weil man es fir eine Verengung halte, sich auf die DDR zu beschranken, vielmehr
ware eine Aufarbeitung zu beflrworten, die den gesamten Zeitraum in den Blick nehme, den

Herr Wartenberg aufgezeigt habe.
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Herr Wartenberg auf3erte, man unterstiitze den Antrag der Fraktion der CDU und wirde es
zugleich begrufRen, wenn es die Mdoglichkeit gabe, den Aufarbeitungszeitraum zu erweitern.
Denn auch in der DDR seien nur altere Traditionen fortgefihrt worden. Von Marx’ Mitstreiter
Friedrich Engels stamme das Zitat: ,Wer die Vergangenheit nicht kennt, kann die Gegenwart
nicht verstehen und die Zukunft nicht gestalten.“ Das heifl3e, man misse vom Ursprung, von

der Wurzel her bis zum Heute aufarbeiten.

Abg. Plotner sagte, das eine sei der Blick in die Vergangenheit, das andere der Blick in die
Zukunft: Bei allen Problemen mit der Digitalisierung — er habe die Pannen in der erwahnten
Landtagssitzung miterlebt —, kénne kinstliche Intelligenz in zehn oder zwanzig Jahren viel-
leicht auch Lésungen bereitstellen, sei es auf dem Gebiet des schriftlichen Dolmetschens, mit
Hilfe von Hologrammen etc. lhn interessierte, ob man dartber schon etwas wisse und dies

gegebenenfalls kritisch begleite.

Herr Wartenberg antwortete, es werde in Deutschland geforscht zu digitalem Dolmetschen
durch Avatare, was jedoch noch nicht weit fortgeschritten sei. Das grofRe Problem bestehe
darin, dass in der Gebardensprache die Mimik und Kérperhaltung, die Bewegung der Hande,
ihre Stellung und Geschwindigkeit allesamt bedeutungstragende Elemente seien, auch
enthalte die Gebardensprache einen hohen Anteil an Variationen, um grammatische und
lexikalische Funktionen auszudriicken. Standardisierte und vorprogrammierte Satze wie
,hallo, geht’s gut®, ,hast du eine Frage“ konnten von Avataren dargestellt werden, aber im
Dialog gesprochene Frage- und Antwortsatze zu kreieren, oder so etwas wie ein Chatbot, sei
bisher nicht mdglich. In zehn Jahren kdnne man noch einmal daruber reden. Avatar-Projekte
gebe es in Berlin, teilweise in Zusammenarbeit mit Muinchen. Vielleicht sollte man an die TU
llImenau einen Entwicklungsauftrag vergeben. Vorerst die beste Losung, zumindest fur ihn

persdnlich, seien immer noch Prasenzdolmetscher.

Auf die Frage von Abg. Plotner, weshalb der Verband das sachsische Modell einer Vermitt-
lungszentrale nicht favorisiere, antwortete Herr Wartenberg, die Vermittlungszentralen in
Sachsen und Brandenburg seien die einzigen in Deutschland, die die Dolmetschenden zur
Mitgliedschaft und Provisionszahlung — in Sachsen derzeit 8 Prozent — verpflichteten, weshalb
viele freiberufliche Dolmetschende nicht mit ihnen zusammenarbeiteten. Das werde sowohl
vom Berufsverband der Dolmetschenden kritisiert, als auch von den Gehoérlosen, die mit ihren
Stammdolmetschern lieber direkt Termine vereinbaren wollten. Druck auf die Dolmetschenden
werde seitens der Zentrale auch bei der Einsatzvergabe ausgeubt: wer einmal einen Termin

wahrgenommen habe, werde furderhin immer wieder dafur bestellt. Sachsen und Brandenburg
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seien auch die einzigen Lander, in denen die Vermittlungsleistung kostenpflichtig sei. Man

halte es nicht fir richtig, dass man fur Barrierefreiheit zahlen misse.

Abg. Herold auferte, sie sei von Beruf Zahnarztin und behandle auch gehérlose Patienten.
Man profitiere davon, dass diese Menschen lesen und schreiben kdnnten, mitunter habe man
aber auch mit intuitiv erarbeiteten Handbewegungen schon recht gut kommunizieren kdnnen.
Es sei eine charmante Idee, Gebardensprache als Wabhlfach in der Schule anzubieten. Die
Frage sei, ob es geniigend Lehrkrafte gebe, um zumindest an einigen Schwerpunktschulen
das Fach unterrichten zu kénnen — und seitens der Schilerschaft auch Nachfrage —, und wie

lange es dauern wiirde, dies in Thiringen zu etablieren.

Herr Wartenberg antwortete, die Einfihrung der Gebardensprache als Wahlfach sei im
Tharinger MaRBnahmenplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention festge-
halten. Der Landesverband der Gehorlosen empfehle indessen, Gebardensprache als Fremd-
sprachenfach einzufihren. Nach einem Beschluss des Europaischen Parlaments solle von
allen Schilern in den Sekundarstufen mindestens eine Fremdsprache erlernt werden. Einige
Fakultaten hatten sich dafiir ausgesprochen, die Gebardensprache den Fremdsprachen
gleichzustellen. Somit wiirden Schiiler auch die Gebardensprache als Fremdsprachenfach

wahlen kdénnen.

Fur horbehinderte und gehorlose Kinder musse jedoch eine andere Perspektive geschaffen
werden. Die Gebardensprache sei fur sie keine Fremdsprache, sondern die Erst- oder natir-

liche Sprache, die auch schon in der Primarstufe gelehrt werden sollte.

An Gebardensprachpadagogen herrsche Mangel. Die Beschliisse der UN-Behindertenrechts-
konvention sowie der Kultusministerkonferenz zum Gebardensprachunterricht datierten erst
aus jungerer Zeit. Mittlerweile gebe es Studiengange mit der Fachrichtung Gebéardensprach-
padagogik in Hamburg, Berlin, Kéln, Heidelberg und Miinchen. Die schriftliche Stellungnahme
enthalte die Aufforderung zur Errichtung eines solchen Studiengangs in Thiringen; die
Absolventen kdnnten dann zumindest auf langere Sicht zur Verfligung stehen. Inzwischen
versuche das Schulamt Mittelthiringen, und zwar schon seit 2018, Gebéardensprachpada-
gogen von aul3erhalb anzuwerben — bislang ohne Erfolg, da auch andere Bundeslander sich

darum bemuhten. Umso wichtiger sei es, eine eigene Ausbildungsmadglichkeit zu schaffen.

Abg. Dr. Kdnig berichtete, sein im vergangenen Herbst eingeschulter Sohn lerne mit seiner

Klasse von Anfang an auch gleich das gebardensprachliche Alphabet. Das werde sehr positiv
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aufgenommen. Es wecke das Interesse dafiir, sich spater weiter in der Gebardensprache zu

vervollkommnen.

Herr Wartenberg merkte dazu an, das Fingeralphabet sei noch keine Gebardensprache,
sondern nur ein Hilfsmittel, es rangiere zwischen Laut- und Gebardensprache. Die Gebarden-
sprache selbst sei viel alter.

Den Verband wie auch den BILING e.V. erreichten bemerkenswert viele Anfragen von Schulen
aller Art bis hin zu Kindergarten, die die Gebardensprache lehren wollten; ein Gymnasium in
Rudolstadt habe sogar vorgehabt, eine Facharbeit Gber die Implementierung der Gebarden-
sprache an der Schule zu erstellen. Man misse dann immer darauf verweisen, dass dies
Sache der Politik sei, die eine Entscheidung dartiber noch nicht getroffen habe. Gebarden-
sprache als Unterrichtsfach vom ersten Schuljahr an habe vielfaltige Vorteile mit Blick auf die
soziale, kognitive und geistige Entwicklung hérbehinderter Kinder und sei die Grundlage fur
ihren spateren Berufsweg. Aber auch fir jemanden, der nicht darauf angewiesen sei, sei sie
ein zusatzlicher, visueller Aspekt. Eltern nutzten in der Kommunikation mit S&uglingen
begeistert Zeichen aus der Gebardensprache, bekannt unter dem Begriff Baby-Signing. Es
gebe weltweit Entwicklungen, die darauf abzielten, die Kenntnis der Gebardensprache in allen
Bereichen zu fordern, nicht nur fir Horbehinderte, und tatsachlich hatten viele Menschen ein
Interesse daran, sie zu erlernen. Ein entsprechendes Angebot an Schulen sei daher sinnvoll;
fur einen Gebardensprachkurs an der Volkshochschule miisse man schlie3lich zahlen.

Abg. Méller aulRerte, sich noch einmal vergewissern zu wollen, ob der Verband an einer um-
fassenden Aufarbeitung vom Anfang des Gebardensprachverbots bis hin in die 1990er-Jahre
interessiert sei, und zwar unter Einbeziehung der neuen Regelung im SGB XIV. Die Koalitions-
fraktionen hatten sich mit der Frage namlich auch beschéftigt und deutlich gemacht, dass man

dies in einer Anhdrung fachlich klaren sollte. Dies kénne heute sicherlich gelingen.

Abg. Meil3ner stellte fest, die Fraktion der CDU habe nichts dagegen, den Aufarbeitungszeit-

raum zu erweitern. Daraus ergebe sich jedoch die Frage, wen man damit beauftragen kénne.

Herr Wartenberg sagte, er wirde in der Tat empfehlen, den gesamten Zeitraum aufzuarbeiten
und nicht nur die Zeit der SED-Diktatur, damit man auch ein besseres Kontextverstandnis
gewinne. Fir die Entschadigung von Opfern der SED-Diktatur gebe es indes ein Budget. Wenn
man den Aufarbeitungszeitraum erweitere, Unrecht auch aus spaterer Zeit anerkenne — es
gebe auch Leidtragende aus der Zeit nach dem Mauerfall —, dann misse man dafir eine finan-

Zielle Losung finden.
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Das Soziale Entschadigungsrecht sei noch relativ neu. Wie es in Thiringen umgesetzt werden
koénne, sollte der Ausschuss am besten gesondert mit Experten besprechen; dies wirde den
Rahmen der Anhérung sprengen. Andere Bundeslander hatten damit bereits begonnen.

Die Gedenk- und Bildungsstatte Andreasstral3e in Erfurt plane fir nachstes Jahr eine Aus-
stellung zu Gebardensprachverbot, Gehérlosenerziehung usw. — von damals bis heute. Am
25. Februar 2024 finde ein Treffen mit Mitarbeitern der Gedenkstatte statt, bei dem ein

Ausstellungskonzept erarbeitet werden solle.

Abg. Meif3ner nahm Bezug auf das Positionspapier vom 10. Oktober 2022, in dem sich der
Landesverband der Gehorlosen Thiringen zusammen mit dem BILING e.V. und dem Gehor-
losen-Sportverband Thiringen e.V. an das Thuringer Sozialministerium wende und die Errich-
tung einer Landesfachstelle fir Gebardensprache fordere (vgl. Zuschrift 7/3125, Anlage), und

fragte, ob davon schon etwas umgesetzt worden sei.

Herr Wartenberg legte dar, Hintergrund des Papiers sei, dass die beim Landesbeauftragten
fir Menschen mit Behinderungen angegliederte Landesfachstelle fir Barrierefreiheit keine
Experten fir Gebardensprache vorhalte. Stattdessen werde immer wieder der Verband ange-
fragt. Der arbeite aber ehrenamtlich. Es gehe um vielféltige Themen: die Schaffung eines Stu-
diengangs fur Gebardensprachpadagogik, die Entwicklung eines Lehrplans fir ein Fach Ge-
bardensprache, die Ausbildung von Padagogen, die Gebardensprache nutzten. Dazu sei ein
grofRer Streit entstanden, weil hier letztlich eine Minderheitengruppe entsprechend geschitzt
werden musste, ihre Sprache — die Gebardensprache — und ihre Kultur. Dem sehe sich die
Landesfachstelle fir Barrierefreiheit nicht gewachsen. Es werde daher eine eigene Landes-
fachstelle fur Deutsche Gebéardensprache gebraucht, die sowohl Behinderte und ihre gesetz-
lichen Betreuer beraten als auch Ansprechpartner fiir Ministerien und Behérden, Bildungs- und
Medienanstalten sein kdnne. Das sei nur in Zusammenarbeit mit Verbanden und Institutionen
mdglich. Als in Jena eine dreitatige grol3e, barrierefreie Veranstaltung vorbereitet worden sei,
sei Vielen nicht bewusst gewesen, wie man diese wirklich barrierefrei gestalte, unter Beriick-
sichtigung auch gebardensprachlicher Angebote. Es sei viel Arbeit und sehr mihsam

gewesen, eben weil die Problematik so vielschichtig sei.

— Frau Hayn, Berufsverband der Dolmetscher*innen fiir Geb&rden- und Lautsprachen in
Thiuringen e.V. (BDGL e.V.), Zuschrift 7/3225, bestétigte, dass deutschlandweit ein Mangel
an Gebardensprachdolmetschenden herrsche. Man wiinsche sich zu bestimmten Zeiten, an
bestimmten Orten und flr ganz bestimmte Einsatzgebiete mehr Gebardensprachdolmetscher.

Man wolle aber auch betonen, dass es nicht immer nur am Personalmangel liege, dass ein
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Termin nicht besetzt werden kénne. Es gebe auch andere Griinde, wie in der schriftlichen
Stellungnahme ausgefihrt. Man wolle allerdings auch erwahnen, dass sich die Situation in
den vergangenen zehn Jahren verbessert habe. Die Nachfrage sei tatsachlich gestiegen; es
seien neue Einsatzgebiete hinzugekommen, bspw. im Bereich ,Schule® hinsichtlich Medien
und Politik, aber auch die Anzahl der Gebardensprachdolmetschenden in Thiringen habe sich
im Vergleich zu 2014 verdoppelt. Anfragen wiirden inzwischen sehr viel friihzeitiger gestellt,
sodass man terminlich besser koordinieren kdnne. Die Auftraggeber seien mittlerweile sehr
flexibler, d.h., sie suchten — sofern mdglich — gemeinsam mit dem Dolmetschenden nach
Terminen. Etabliert habe sich auch, dass Kunden mit Stamm-Dolmetschern zusammen-

arbeiteten und direkt tUber diesen Weg Termine vereinbarten.

Die Fraktion der CDU fordere in ihrem Antrag eine Vermittlungsstelle. Man betone aus-
driicklich, dass die Errichtung einer Vermittlungsstelle nicht die Anzahl von Gebardensprach-
dolmetschenden erhdhe; sie konne nur dabei unterstitzen, Kontakt zwischen Kunde und
Dolmetscher herzustellen, also den Bedarf kundzutun. Daflir gebe es bereits Moglichkeiten.
Auf der Homepage des BDGL e.V. — wie bei anderen Berufsverbdnden auch — stehe ein
Anfrageformular zur Verfigung, das sehr einfach zu handhaben sei; diese E-Mail erreiche
dann alle Mitglieder des BDGL e.V. Nichtsdestotrotz gebe es hinsichtlich dieses Ablaufs
Schwierigkeiten, fur die man nach Losungen suche. Vorgenanntes sei zwar keine Vermittlung,
aber ein recht unkompliziertes und schnelles Mittel, um Kontakt zu Gebardensprachdolmet-
schenden zu bekommen. Selbst wenn tber diesen Weg kein Dolmetscher fir einen bestimm-
ten Termin gefunden werde, seien viele ihrer Kollegen bemuiht, Alternativen anzubieten oder

nach Alternativen zu suchen — das nahmen die Kunden auch sehr gut an.

Im Weiteren verwies sie auf den in der Stellungnahme des Landesverbands der Gehdérlosen
Thiringen e.V. enthaltenen Vorschlag hinsichtlich einer Vermittlungs- oder Anlaufstelle, die
Betroffene bei der Suche nach verschiedenen Dienstleistungen unterstiitzen solle. Die meisten
der Mitglieder konnten sich eine solche Anlaufstelle vorstellen, sofern sie unabhangig und
neutral sowie transparent und provisionsfrei fur alle Beteiligten tatig sei. Das sei — wie von
Herrn Wartenberg angefiihrt — bspw. in Bayern der Fall. An der Erarbeitung eines entspre-
chenden Konzepts wirde man gern mitarbeiten. Sie betonte nochmals, dass allein die

Errichtung einer solchen Stelle nicht die Anzahl der Dolmetschenden erhéhe.

Hinsichtlich der Forderung der Fraktion der CDU, eine Ausbildungsstatte fur Gebardensprach-
dolmetscher an eine Vermittlungsstelle anzuschliel3en, betone sie, dass der Beruf des Gebar-
densprachdolmetschers eine akademische Ausbildung an einer Universitat oder Fachhoch-

schule voraussetze. Es sei ein Weg, den alle Berufsverbédnde auf Lander- und Bundesebene
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seit vielen Jahren einschliigen, um die Professionalisierung dieses Berufs voranzutreiben und
Qualitatsstandards zu etablieren. Die hohen Anforderungen, die der Beruf des Gebérden-
sprachdolmetschers mit sich bringe, seien mit einer Ausbildung, die an eine Vermittlungsstelle
angegliedert werde, nicht annahernd zu erfullen. Aus diesem Grund wirde man eine solche

Ausbildungsstelle auch nicht unterstiitzen — man lehne sie ab.

Die Errichtung eines neuen Studiengangs ,Gebardensprachdolmetscher® in Thiringen sei
sehr verlockend. Nicht gesagt sei jedoch, dass die Absolventen dieses Studiengangs auch in
Tharingen verblieben; in diesem Bereich herrsche bereits Fachkraftemangel. Zudem sei
zugetragen worden, dass es ausgesprochen schwierig sei, Fachpersonal flr Studiengange zu
finden; die Bewerberzahlen fur Studienplatze sollen zurtickgegangen seien. Man halte es fir
sinnvoller, einen anderen Weg einzuschlagen, namlich Anreize zu schaffen, dieses Studium
Uberhaupt aufzunehmen und dann, wenn mdglich, wieder nach Thiringen zuriickzukommen
— also den Beruf bekannt zu machen, bestenfalls schon im Rahmen der Berufsberatung oder
der Berufswunschfindung in Schulen, sodass junge Menschen aus den Gebieten, in denen
heute keine Dolmetscher wohnten, sich angesprochen fiihlten, den Beruf erlernen und diesen
in ihrer urspriinglichen Heimat, vielleicht aus familidren Griinden bzw. Bindungen, austuben zu

wollen.

Studiengange fir Gebardensprachdolmetscher gebe es bspw. in Zwickau, Magdeburg oder
Landshut. Viele der Mitglieder des BDGL e.V. seien Absolventen aus Zwickau und Magdeburg
und seien nach Thiringen zuriickgekehrt oder hatten sich nach dem Studium erstmals in

Thiringen niedergelassen.

Davon ausgehend, dass der Wunsch, Gebardensprachdolmetscher zu werden, u.a. entstehe,
weil man Gebardensprache sehe und Dolmetscher erlebe, unterstiitze man den Landes-
verband der Gehdrlosen bei seiner Forderung, Gebardensprache als Fremdsprache in
Schulen einzufiihren. Auch das sei ein Weg, die Situation langfristig und nachhaltig zu I6sen,
mindestens zu verbessern. Die Schiller hatten dann Kontakt zur Sprache und Kultur. Das
EinfUhren dieser Fremdsprache habe die gleichen Vorteile, die das Erlernen jeder anderen
Fremdsprache mit sich bringe, aber auch, dass die Sprache bekannt werde und somit der eine
oder andere den Wunsch hege, Dolmetscher zu werden. Man unterstiitze, dass die DGS als
fester Bestandteil des Unterrichts an Schulen etabliert werde, an denen hdrgeschadigte Kinder
unterrichtet wirden. Niemand stelle infrage, dass Kinder in Deutschland in der Schule
Deutschunterricht hatten — jedes Kind habe Deutschunterricht. Das Gleiche solle gebérden-
sprachnutzenden Kindern auch zustehen, also Unterricht in Gebardensprache zu erfahren, in

welchem ihnen bspw. Grammatikgrundlagen der DGS vermittelt wirden.
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Zur Frage, ob es ausreichend Dozenten fur die DGS gebe, bestétigte sie, dass auch dort ein
Mangel herrsche. Diesbezlglich konne uberlegt werden, ob es maoglich sei, Anreize zu
schaffen, um bspw. taube Menschen dafiir zu gewinnen, die Ausbildung zu absolvieren oder

sich weiterzubilden, um DGS-Dozent zu werden und die Sprache in die Gesellschaft zu tragen.

Des Weiteren unterstiitze man die Forderung nach der Einrichtung eines Studiengangs ,Ge-
bardensprachpadagogik®; es fehlten viele Padagogen, die gebardensprachkompetent seien.
Zurzeit sei ein Auftragsbereich, bspw. das Schulsetting, wo eigentlich Menschen arbeiteten,
die, wenn sie denn selbst gebardensprachkompetent waren, genau das machten, was mo-
mentan einen Umweg Uber einen Dolmetscher nehmen misse. Dem kénne abgeholfen
werden, indem man Menschen ausbilde, die gebardensprachkompetent seien und welche
dann an Schulen unterrichteten oder im Bereich der Sozialen Arbeit tétig seien und Beratungs-

gesprache mit gehdrlosen oder hérgeschadigten Menschen durchfuhrten.

Zum Online-Dolmetschen merkte sie an, dass es zwar verlockend klinge, Online-Dolmetscher
hinzuzuschalten, zu beachten sei dabei jedoch, dass auch fir das Online-Dolmetschen
Termine zu buchen und zu koordinieren seien. Sie bestatigte, dass es ggf. einen finanziellen
Vorteil geben kénne, wenn bspw. Wegezeiten wegfielen, allerdings kdnnten andere Kosten-
punkte hinzukommen, die es am Ende entweder genauso teuer oder teurer werden lie3en.
Auch an dieser Stelle verweise sie auf die schriftliche Stellungnahme. Sie betonte zudem, dass
nicht jeder Dolmetsch-Termin online durchfhrbar sei. Es gebe Termine, die dafiir geeignet
seien, aber es gebe auch Bereiche, fur die Online-Termine nicht geeignet seien, bspw. samt-
liche Angelegenheiten im medizinischen Bereich wie Arztgesprdche und Termine im
Krankenhaus, aber auch Termine am Arbeitsplatz, bspw. im Rahmen eines Probe- oder

Einarbeitens.

Das Arbeiten mit Dolmetschern in Prasenz sei unkomplizierter und vor allem auch weniger

fehleranfallig; es gebe weniger Missverstandnisse.

Herr Loffelholz, Verein flr bilinguale Bildung in Deutscher Laut- und Gebardensprache
(BILING e.V.), Zuschrift 7/3125 und Handout (vgl. Anlage 1 zum Protokoll; bildhaft einge-
scannt), merkte an, angesichts der Wortbeitrage seiner Vorredner insbesondere auf zwei
Punkte eingehen zu wollen: die Anerkennung der Gebardensprache als Mutter- und Minder-
heitensprache sowie die Anerkennung der Gebardensprache als Fremdsprache im schuli-

schen Setting.
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Zur Anerkennung der Gebardensprache als Muttersprache: Nach der Européischen Charta
der Regional- und Minderheitensprachen sei die DGS eine nicht territorial gebundene Spra-
che, die von einer deutschen Minderheit gesprochen werde und sich von der Sprache der
tbrigen Bevdlkerung unterscheide. Seit 19 Jahren sei die DGS im Thuringer Inklusionsgesetz
(TharGIG) als eigenstandige Sprache verankert. Die UN-BRK von 2008 verlange dringend,
die Gebardensprache zu schitzen, zu férdern und zu verbreiten. Seit Marz 2021 sei die DGS
in das Immaterielle Kulturerbe aufgenommen worden. Traditionell lebten auf deutschspra-
chigem Gebiet seit dem 18. Jahrhundert Nutzer der DGS und bildeten damit eine historisch
gewachsene Minderheit, die wahrend des Nationalsozialismus — wie von Herrn Wartenberg
ausgefiihrt — ebenso wie die Juden, Sinti und Roma Verfolgung und Rassenwahn ausgesetzt
gewesen seien; bspw. durch Ermordung und Zwangssterilisation. Die Uberlieferung des
sprachlichen kulturellen Erbes der DGS sei dadurch natrlich erheblich beeintrachtigt worden.
Nichtsdestotrotz habe man heute hier in Thiringen, in Deutschland lebende DGS-Nutzer ohne
Anerkennung der Gebardensprache als ihre Muttersprache sowie ohne Anerkennung ihrer
eigenen Kultur als sprachlich kulturelle Minderheit; damit unterlagen sie keinem Schutz und
die DGS werde auch nicht gefordert, und das, obwohl sie auf europaischer und internationaler
Ebene gefdrdert werde. Man empfehle deshalb, die Anerkennung der DGS als nicht territorial
gebundene Minderheitensprache und die Anerkennung der Gebardensprachgemeinschaft als
nationale Minderheit im ThurGIG zu verankern. Diese Anerkennung solle naturlich auch fur
alle Schuler mit DGS als Erstsprache gelten. Dadurch wirde Thiringen die DGS férdern und
damit auch die politische, soziale und kulturelle Identitéat ihrer Nutzenden schitzen und

starken.

Zum Schulbereich: Um in Thiringen eine funktionierende inklusive Gemeinschaft von Men-
schen mit und ohne Hoérbehinderung zu erreichen, vertrete man die Ansicht, dass die Ein-
fihrung und Umsetzung eines Fremdsprachenfachs ,Deutsche Gebardensprache* fur Schiler
der Sekundarstufe | und Il unabhangig von einer Horbehinderung unerlasslich sei, denn
absolut unverstandlich sei, dass es in Deutschland schon seit langer Zeit eine verwendete
Sprache gebe, die in Schulen nicht als Sprache angeboten und unterrichtet werde. Die DGS
ware auch fir hérende Schiiler eine Bereicherung, denn sie biete als dreidimensionale visuelle
Sprache reichhaltigere Kommunikationsmdoglichkeiten als die Lautsprache. Die Schiiler
wuirden dadurch nicht nur eine Sprache er-, sondern auch eine fremde Kultur im eigenen Land

kennenlernen.

Zum Umgang mit horbehinderten Schilern betonte er, dass die Frage, ob horbehinderte
Schiler aktuell benachteiligt wirden, eindeutig zu bejahen sei, denn hdrbehinderte Schuler

mussten, wenn sie den gymnasialen Weg einschlagen wollten, aktuell eine Fremdsprache
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mehr als ihre hérenden Mitschiler erlernen. Fir horbehinderte Schiler sei die deutsche
Sprache in ihrer miindlichen und schriftlichen Form bereits die erste Fremdsprache. Als zweite
Fremdsprache erlernten sie Englisch und fir das Erreichen des Abiturs sei eine weitere
Fremdsprache notwendig, bspw. Franzdsisch, Russisch oder Spanisch. Um diese Ungleich-
behandlung gegeniiber ihren hérenden Mitschillern zu beseitigen, sei das Unterrichtsfach
DGS unerlasslich. An dieser Stelle wolle er an die Ausfihrungen von Herrn Wartenberg
anknupfen: Naturlich sei das Fach ,DGS* zukiinftig fur hérbehinderte Schler als Mutterspra-
che einzufuhren und anzuerkennen. AufRerdem miusse sich der Unterrichtsstii vom DGS-

Unterricht flr horende Schiler abheben.

Rechtliche Grundlagen: Seit 2018 sei im Thiringer Mal3hahmenplan zur Umsetzung der UN-
BRK die Einfuhrung von DGS als Wahlpflichtfach fir hérbehinderte Schiler und ihre Mitschiler
festgeschrieben worden. Die Umsetzung sei bis Ende 2020 geplant gewesen — leider sei bis-
lang nichts geschehen. Es gebe keinen Lehrplan, keine Unterrichtsmaterialien, keine Arbeits-
hilfen und zur Umsetzung fur die Schulen auch keine Handlungsanweisungen; auch nicht fur
die Schulamter. Deshalb hétten im letzten Jahr mehr als 400 Schiler mit entsprechendem
sonderpéadagogischen Forderbedarf die DGS nicht als Sprachenfach erlernen kénnen, obwohl
die UN-BRK aus dem Jahr 2008 und der Thiringer Mafinahmenplan — Erstfassung 2013 —
aus dem Jahr 2018 dies eigentlich verbindlich vorschrieben. Bereits 2016 habe das Europa-
ische Parlament die EU- Mitgliedstaaten aufgefordert, die nationalen Gebardensprachen auch
als Fremdsprachenfacher fur Schiler zu etablieren. Die rechtlichen Grundlagen seien vor-
handen!

Am 08.10.2021 habe die Kultusministerkonferenz (KMK) ihre Empfehlung zur Einfihrung des
Sprachenfachs ,DGS* an allen Schulen in Sekundarstufe | verabschiedet. Alle Schiler
— unabhangig von ihrem Hdrstatus — sollten somit die Mdglichkeit erhalten, die DGS neben
Englisch, Franzosisch oder Spanisch als eine Fremdsprache zu erlernen. Die KMK-Empfeh-
lung solle den Landern als Hilfestellung fir die Erarbeitung entsprechender DGS-Lehrplane
dienen. Dabei spiele auch die Personalfrage eine Rolle; es fehle an Padagogen. An dieser
Stelle sei an die zentrale Forderung nach der Etablierung eines Lehramtsstudiengangs
~,Gebardensprachpadagogik” erinnert. Um kinftig den Einsatz dieser Lehramtspadagogen zu
sichern, sei es erforderlich, zeitnah einen Lehramtsstudiengang ,,Gebardensprachpadagogik®
oder ,Inklusionspadagogik mit Schwerpunkt Gebardensprache® in Thuringen zu etablieren. Bis
zu dem Zeitpunkt, an dem dann auch entsprechende Lehrkréfte zur Verfiigung stiinden, konne
man natirlich eine Ubergangslosung anstreben. Es gebe in Thiringen und dariber hinaus

Gebéardensprachlehrer/-dozenten, die das Fach ,DGS* unterrichten kénnten.
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AbschlieRRend appelliere er an das TMBJS, die Erkenntnisse, wissenschaftliche Studien sowie
das bereits vorhandene Know-how von Muttersprachlern, Padagogen und Fachkréften der hier
ansassigen Verbande sowie deren anderer Lander zu nutzen, um einen Thuringischen DGS-
Lehrplan zu entwickeln und das Fremdsprachenfach ,DGS* auch in der Thiringer Schulord-

nung zu erganzen und dort zu etablieren.

Abg. Meilzner nahm Bezug auf die Ausfihrungen von Frau Hayn und darauf, dass ihre
Fraktion die Griindung einer Gebardendolmetscherzentrale in Thiringen prifen lassen wolle,
auch im Sinne einer Vermittlungsstelle, und es auch in der schriftlichen Stellungnahme,
Zuschrift 7/3125, beflrwortet worden sei. Angesichts dessen, dass Frau Hayn ausgefuhrt
habe, dass es einer solchen Stelle nicht bedirfe, weil es diese schon gebe, namlich weil man
sich an den BDGL e.V. wenden kdnne, um dort Gebardensprachdolmetscher vermittelt zu
bekommen, fragte sie, auf welchen Schwerpunkt man sich bzgl. einer Einrichtung einer

entsprechenden Stelle konzentrieren bzw. wo der Mehrwert liegen solle.

Herr Lo6ffelholz antwortete, man gehe mit den Ausfihrungen des Dolmetscherverbands
konform. Die Ubernahme des sachsischen Modells sehe man sehr kritisch. Eine Vermitt-
lungsstelle/-zentrale Gbernehme verschiedene Vermittlungsleistungen, nicht nur die Vermitt-
lung von Gebéardensprachdolmetschenden, sondern zusatzlich Kommunikationshilfen und
Taubblindenassistenten; zudem seien dort Beratungsleistungen angesiedelt, bspw. hinsicht-
lich einer barrierefreien Organisation einer Veranstaltung. Mehrwert einer Vermittlungsstelle/-
zentrale sei, auch die Beratung der verschiedenen Angebote zu erbringen, um die Anfra-

genden und Kundenklienten zusammenzubringen.

Dr. Wurschi, Thuringer Landesbeauftragter zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, auf3erte,
sich den Ausfuhrungen von Herrn Wartenberg anzuschliel3en. Bei seinen weiteren Ausfihrun-
gen hielt er sich im Wesentlichen an die schriftliche Stellungnahme in Zuschrift 7/3262. Zum
Thema ,Anerkennung® hob er die Publikationen von Anja Werner hervor und merkte, unter
Hinweis auf die bereits erwahnten Publikationen seiner Kollegin in Mecklenburg-Vorpommern,
an, dass die Stiftung ,Anerkennung und Hilfe“ beim Landesbeauftragten angesiedelt gewesen
sei. Darliber hatten Explorationsgesprache sowie entsprechende Geschichten und Biografien
Niederschlag in der Behdrde des Landesbeauftragten gefunden, woraus sich wiederum ein
Arbeitsauftrag ergeben habe. Ergebnis sei u.a. die miet-/ausleihbare Wanderausstellung ,,Am
Leben vorbei. Kinder und Jugendliche in sonderpadagogischen, psychiatrischen und Behin-
derteneinrichtungen In der DDR". Diese sei u.a. mit Unterstitzung seiner Behorde 2021 in

Weimar prasentiert worden.
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Zum Thema ,Aufarbeitung“ merkte er — Bezug nehmend auf die Information von Herrn Warten-
berg, dass die Gedenk- und Bildungsstatte Andreasstral3e in Erfurt eine Ausstellung zu
Gebéardensprachverbot, Gehérlosenerziehung usw., von damals bis heute, plane — an, dass
das zeige, wie mit dem Thema der Aufarbeitung umgegangen werde.

Auf Nachfragen von Abg. Méller antwortete Dr. Wurschi, dass Aufarbeitung auf verschie-
denen Ebenen und mit verschiedenen Akteuren stattfinde. Das eine sei die wissenschaftliche
Aufarbeitung. Er glaube, dass es in den Universitaten weiterhin zwingend notwendig sei,
dieses Thema zu bearbeiten. Das andere — und das sei die Arbeit des Landesbeauftragten —
sei, die Ubersetzungsleistung aus den Universitaten hinaus in die Gesellschaft einzubringen.
Diesbeziiglich gebe es eine groRe Bandbreite. Das angesprochene SGB XIV sowie den darin
formulierten Auftrag werde er sich explizit anschauen. Er glaube, die Frage, um die es gehe,
sei die nach der Wirdigung und Anerkennung des Geschehenen. Wenn der Landtag in Form
eines offentlichen Auditoriums, einer 6ffentlichen Veranstaltung dazu beitragen wirde, dann
ware das ein Weg, den er als Landesbeauftragter zwingend unterstiitzen wirde. Gleichzeitig
—und das seien andere Ebenen, da sei er dran — sei der Aspekt des Umgangs mit Gehorlosen
hinsichtlich der ,DENKOrte® in das Projekt aufzunehmen und auf diesen Ort zuzuschneiden.
Wenn man vor Ort, eine Markierung des Orts als diesen Ort des Umgangs mit Unrecht schaffe,
dann werde es auch darum gehen, dass es eben nicht im Jahr 1949 begonnen habe, sondern
es sich auf einen langeren geschichtlichen Zeitraum beziehe; das gehdre zur Aufarbeitung
dazu. Naturlich werde der Umgang mit den Gehdrlosen in der Gehérlosenschule in Erfurt dort
auch markiert. Das sei das Zentrum der Auseinandersetzung; mit entsprechenden Ergan-
zungen. Es sei eine Frage des inklusiven Umgangs; das sei auch Ergebnis der Anhérung. Der
Umgang mit Gehdrlosen, mit Menschen mit Behinderungen sei eine Frage von hier und jetzt.
Wenn man sie beteilige, in Gedenkstatten wahrnehmen und teilhaben zu kénnen, wenn man
sie an Auditorien beteilige — er begrilRe, dass heute Gebardendolmetscher zur Verfligung
stiinden und frage sich, warum nicht samtliche Landtagssitzungen entsprechend gedolmetscht
wilrden; dass seien die Punkte, bei denen man in die Situation gerate, sich auch mit der
Vergangenheit auseinandersetzen zu missen — dann sei man dabei, ein gutes Zusammen zu

etablieren.

Stellv. Vors. Abg. Eger bedankte sich und schloss die mindliche Anhérung.

Der Tagesordnungspunkt wurde nicht abgeschlossen.
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Punkt 2 der Tagesordnung:

a) Thuringer Gesetz zur Neuordnung des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes im Freistaat
Thuringen

Gesetzentwurf der Parlamentarischen Gruppe der FDP

— Drucksache 7/8556 — korrigierte Fassung —

dazu: — Vorlagen 7/5891/5953/5958/5964/6062/6071/6090 —

— Zuschriften 7/3120/3133/3143/3152/3180/3183/3184/3184/3195/3196/3197/3198/
2199/3211/3227/3228/3229/3231/3236/3237/3238/3239/3240/3241/3249/3250/
3251/3252/3253/3257/3263/3266/3267/3268/3270/3271 —

— Kenntnisnahmen 7/1005/1006/1012/1015/1027/1028 —

b) Thiringer Gesetz tiber den Offentlichen Gesundheitsdienst — Thiiringer Gesundheits-
dienstgesetz (ThirGDG)

Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

— Drucksache 7/8922 —

dazu: — Vorlagen 7/5891/5945/5953/5954/5958/5964/5979/5980/6062/6071/6090/6123 —
— Zuschriften 7/3120/3133/3143/3152/3180/3183/3184/3184/3195/3196/3197/
3198/2199/3211/3227/3228/3229/3231//13237/3238/3239/3240/3241/3249/3250/
3251/3252/3253/3257/3263/3266/3267/3268/3270/3271 —
— Kenntnisnahmen 7/1005/1006/1012/1015/1027/1028 —

Stellv. Vors. Abg. Eger informierte, im Rahmen des Online-Diskussionsforums seien zwei
Beitrage eingegangen, die Anhorung werde per Livestream ubertragen und jeder Anzuho-
rende habe eine Redezeit von 10 Minuten; danach stellten die Abgeordneten in der Regel

jeweils Fragen.

— Dr. Gottstein, 1. Vorsitzende des Bundesverbands der Zahnérztinnen und Zahnérzte
des Offentlichen Gesundheitsdienstes e.V. (BZOG), Zuschrift 7/3249, betonte, man
begruRe ausdricklich, dass nach fast 30 Jahren nun auch in Thiringen ein Gesundheitsdienst-
gesetz (GDG) auf den Weg gebracht werde. Die Strukturen des Offentlichen Gesundheits-
dienstes (OGD) zu starken und fiir die Zukunft fit zu machen, solle auch in Thiringen Anliegen
des Gesetzgebungsverfahren sein. In einem GDG miissten aus Sicht des BZOG die Zahn-
arztlichen Dienste (ZAD) mit ihrem gesamten Aufgabenspektrum als wichtige Saule in der
settingbezogenen Gesundheitsférderung und Pravention abgebildet werden. Die gesetzliche

Grundlage sei in 8 21, Verhitung von Zahnerkrankungen — Gruppenprophylaxe, SGB V klar
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geregelt. 2008 seien vom GKV-Spitzenverband bundeseinheitliche Rahmenempfehlungen zu

Inhalt, Finanzierung, Dokumentation und MaRnahmenkontrolle beschlossen worden.

Die Deutsche Arbeitsgemeinschaft fur Jugendzahnpflege (DAJ) sei als Dachorganisation mit
den Aufgaben der bundesweiten Dokumentation und Auswertung gruppenprophylaktischer
Malinahmen sowie der Erfolgskontrolle betraut worden. In regelmaRigen Abstanden wirden
bundesweit DAJ-Studien durchgefiihrt, in denen die ZAD eine entscheidende Rolle spielten.
Fur die regionale Umsetzung der Gruppenprophylaxe seien Landes- und Kreisarbeitsgemein-
schaften zustandig, tiberwiegend geleitet von Zahnarzten des OGD. Landerspezifische Rah-

menvereinbarungen erganzten dabei die Bundesvorgaben.

Die in § 21 benannten Gruppenprophylaxemanahmen wirden im OGD seit mehr als 20 Jah-
ren konsequent, aber leider, hauptsachlich aufgrund der nicht ausreichenden Personaldecke,
deutschlandweit noch immer nicht flachendeckend umgesetzt. Die positiven Ergebnisse dieser
dennoch deutschlandweit einmaligen Erfolgsgeschichte in der zahnmedizinischen Pravention
sprachen fir sich: Die Mundgesundheit von Kindern und Jugendlichen habe sich in Deutsch-
land stetig verbessert. Auf diesen Erfolgen kdnne man sich jedoch nicht ausruhen! ,Am Ball
bleiben“ laute die Devise und deshalb miisse der zahnéarztliche Part im OGD gestarkt und
ausgebaut werden. Man brauche keine Doppelstrukturen in Form von langfristig angelegten
Projekten.

Ein Nachlassen der sozialkompensatorischen ProphylaxemalRhahmen wirde mit Verschlech-
terungen in der Mundgesundheit unserer Kinder und Jugendlichen einhergehen, weshalb
z.B. nicht nur regelmafige, sondern jahrliche Vorsorgeuntersuchungen in Kindertagesstatten
und Schulen so wichtig seien; dies auch unter kinderschutzrechtlichen Aspekten bzgl. dentaler

Vernachlassigung, wie man der aktuellen Kinderschutzleitlinie entnehmen kénne.

Aufgrund von 8§ 21 SGB V habe man einen direkten, settingbezogenen Ansatz und Zugang zu
fast allen Kindern und Jugendlichen im Alter von 1 bis 18 Jahren und stéarke das Bewusstsein
fir die Mundgesundheit von klein auf. Diese Aufgabe nehme man gemeinsam mit den Mitar-
beiterteams sehr ernst. Zahnarzte im OGD arbeiteten schon lange evidenzbasiert und leisteten
damit einen erheblichen Beitrag zu gesundheitlicher Chancengleichheit fur all diese Kinder
und Jugendlichen. Es sei kein Schlagwort, sondern gelebte tagliche Arbeit. Die personelle
Ausstattung der ZAD misse jedoch den Arbeitsaufgaben entsprechen — derzeit tue sie das

nicht.
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Im Rahmen der zahnérztlichen Vorsorgeuntersuchungen in den Einrichtungen wirden valide
Daten zur Mundgesundheit erhoben, die zuklnftig in jeder Kommune ein unverzichtbarer Teil
der Gesundheitsberichterstattung sein sollten. Der Aufbau einer solchen Gesundheitsbericht-
erstattung sei derzeit in vielen Kommunen in Thiringen ein wichtiges Thema. Das umfang-
reiche Aufgabenspektrum der ZAD erfordere aus Sicht des BZOG eine eigenstandige Leitung
und Verortung im Gesundheitsamt (GA), was zukiinftig klar gesetzlich determiniert sein sollte,

auch in Thiringen — am besten in einem eigenstandigen Paragrafen.

Der entscheidenden Rolle der ZAD als Player in puncto Starkung der Mundgesundheits-
kompetenz in der Bevolkerung — auch zunehmend bei vulnerablen Gruppen wie Menschen
mit Handicap sowie bei Pflegebeddrftigen, insbesondere aber bei Kindern und Jugendlichen
— musse zukunftig besser Rechnung getragen werden, um den positiven Trend der Zahn-
gesundheitsentwicklung besonders in dieser Bevolkerungsgruppe stabilisieren und fortsetzen
zu kénnen. Fir dieses Ziel brauche es eine detaillierte, definierte gesetzliche Grundlage in
einem GDG und nicht nur einen Nebensatz in einem Paragrafen zur Kindergesundheit oder

den Verweis auf Verordnungen anderer Ministerien.

Die Landesstelle Thiringen habe zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache
718922, bereits am 23.11.2023 ein Statement zukommen lassen, welches man als Bundesvor-

stand vollumfanglich unterstitze.

Frau Melzer, Landesstellenleiterin BZOG Thiiringen, fiihrte aus, der BZOG sei neben
seiner Funktion als wissenschaftliche Fachgesellschaft vor allem die Berufsstandsvertretung
der Zahnarzte im Offentlichen Gesundheitswesen (OGW). Als Landesstellenleitung Thiringen
spreche sie daher heute fir die Zahnéarzte in den Gesundheitsamtern (GA) Thiringens. Aktuell
arbeite man auf der Grundlage der OGD-Verordnung aus den 90er-Jahren. Zu dieser Zeit
entwickelten sich aus den kinderzahnarztlichen Polykliniken die Kinder- und Jugendzahn-
arztlichen Dienste (KJZAD). Zur Frage, ob die Aufgaben seitdem dieselben seien, informierte
sie, dass es konstant gesetzlich festzuschreibende Pflichtaufgaben gebe, die weiterhin
Bestand hétten, z.B. die jahrliche Vorsorgeuntersuchung aller Kinder und Jugendlichen in
Kitas und Schulen. Zur Frage, warum diese jahrlich stattfanden, teilte sie mit, dass der
unbestimmte Rechtsbegriff ,regelmafig” einer Konkretisierung bedurfe, um dem gesetzlichen
Auftrag, u.a. der Friherkennung und rechtzeitigen Intervention bei festgestelitem Behand-
lungsbedarf, auch gerecht werden zu kénnen. Man arbeite sozialkompensatorisch; man
versuche also all die Kinder und Jugendlichen zu erreichen, welche den Zahnarzt nicht von

selbst mindestens einmal pro Jahr aufsuchten.
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In den Mundgesundheitszielen fir Deutschland bis zum Jahr 2030 der Bundeszahnarzte-
kammer (BZAK) 2030 heiRe es: ,Der Anteil derjenigen, die mindestens einmal jahrlich
kontrollorientiert zum Zahnarzt gehen, soll sich tber alle Altersgruppen um 5 % erhdéhen.“ Auch
hier wieder jahrlich — man wolle seinen Beitrag dazu leisten. Man erfasse Karieszuwachs,
Sanierungsgrade, Anteil der Kinder mit erhohtem Risiko, verfasse entsprechend der
kommunalen Bereiche Gesundheitsberichte, um entsprechende Zielgruppen zu identifizieren
und spezifische MaRhahmen einzuleiten. Auch das gelinge nur, wenn man die Kinder regel-
mafig — also jahrlich — sehe; nicht zuletzt auch bzgl. des Auftrags im Kinderschutz, namlich
ob die Eltern mit dem Kind in Behandlung gewesen seien und wie der Mundgesund-
heitszustand sei; auch diese Veranderung sehe man nur, wenn man die Kinder mindestens

jahrlich sehen kénne.

Eine weitere konstante Pflichtaufgabe sei die Durchfihrung der Gruppenprophylaxe gemaf
§ 21 SGB V. Die gesetzliche Festsetzung der Zielgruppen, die Moéglichkeit der subsidiaren
individualprophylaktischen Mafinahmen und die festgeschriebene Unterstitzung durch die
aufzusuchenden Einrichtungen — Schule wie Kita — seien fur die Umsetzbarkeit dieser Aufgabe

Grundvoraussetzung.

Zu Frage 12, § 7, fuhrte sie aus, dass bei Wahrung gesetzlich verankerter Zustandigkeiten
keine Doppelstrukturen entstiinden. Das hier aufgeflihrte Beispiel der kinder- und jugend-
zahnarztlichen Praventionsarbeit sei dafiir ein Paradebeispiel. Wéhrend der individualmedi-
zinische Praventionsauftrag bei der KZV bzw. den niedergelassenen zahnarztlichen Kollegen
liege, sei der gesetzliche Auftrag der bevolkerungsmedizinischen Praventionsaufgaben klar in
§ 21 SGB V, Gruppenprophylaxe, verankert. Dariiber hinaus wirden die ZAD wieder aus-
schlie3lich subsidiar tatig. Die Frage nach Doppelstrukturen stelle sich hier daher nicht, aber
eben auch nicht die Zuordnung zum eigenen Wirkungskreis, da es bereits bundesgesetzlich

geregelt sei.

Weitere Aufgaben seien bspw. die Erstellung zahnmedizinischer Gutachten in Amtshilfe fur
Personen, die Beihilfebestimmungen unterlagen, fir Personen mit Asylbewerberstatus oder
fir Personen ohne Versicherungsschutz. Beratung und zahnarztliche Sprechstunden im Amt
implizierten neben Kindern und Sorgeberechtigten bspw. auch die Schulung von Hebammen,
Tagesmuttern, aber auch von Pflegepersonal im Bereich ,Alten- und stationarer Pflege®, also
entlang der gesamten Praventionskette Uber alle Altersspannen hinweg; dies unterscheide
deutlich von den Kinder- und Jugendérztlichen Diensten (KJAD). Weitere die ZAD betreffende
Querschnittsaufgaben ergaben sich insbesondere in den Bereichen ,Frihe Hilfen®, ,Schwan-

geren- und Matterberatung®, ,Verbesserung der gesundheitlichen Chancengleichheit fir Men-
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schen mit Migrationshintergrund, Behinderung oder sozialer Benachteiligung®“. Das zeige die

Breite der wahrzunehmenden Aufgaben und Zielgruppen.

In beiden Gesetzentwirfen subsummiere sich aktuell all das in einem kleinen Teil innerhalb
der Kinder- und Jugendgesundheit. Sie denke, sie habe begriinden kénnen, warum sich der
Begriff der KJZAD hin zum ZAD wandeln musse und warum die Ausfertigung eines geson-

derten Paragrafen zur Zahngesundheit zeitgeman und erforderlich sei.

Zum Thema ,Fuhrung und Leitung®: Die verankerte Anerkennung der Weiterbildung zum Fach-
zahnarzt fir OGW mit absolviertem Amtsarztkurs als Voraussetzung, eine Leitungsfunktion in
den GA wahrnehmen zu kdnnen, bedeute die gesetzliche Normierung bereits vielfach gelebter
Realitat — nicht nur in Tharingen. Einige konkrete Beispiele: Das GA Kiel werde seit 13 Jahren
durch eine Fachzahnarztin fir OGW geleitet. Das GA Bremen sei langjéhrig von einem
Fachzahnarzt fiir OGW geleitet worden. Der stellv. Leiter des GA Diisseldorf sei Fachzahnarzt
fur OGW. Thiringen habe 23 GA; in 5 GA seien Fachzahnarzte bereits in leitender oder
Stellvertreterposition. Die Frage, ob man es konne, sei zu bejahen, und zwar mit entsprechend
personeller Ausstattung, d.h. mit Arzten, die im Rahmen ihrer Approbation originar arztliche
Aufgaben einer unteren Gesundheitsbehorde erfillten.

Abg. Plétner auRerte, mit dem Berufsstand in regelmaRigem Austausch zu stehen; die Sorge
hinsichtlich der Nachfolgefindung fur Praxen sei auch im zahnarztlichen Bereich eine schwie-
rige Angelegenheit. Mit Blick darauf, dass sich von 23 GA 5 Fachzahnarzte in leitender oder
Stellvertreterposition befanden, bat er um Abwéagung — einerseits hinsichtlich einer kommuna-
len Verankerung, um Versorgungssicherheit zu geben, andererseits einen starkeren Fokus auf

dieses wichtige Themenfeld zu legen.

Frau Melzer bestétigte, dass das Thema ,Fachkraftemangel” nicht nur die Zahnarzte betreffe
und man davon wegkommen musse, miteinander zu konkurrieren; jeder habe seinen Aufga-
benbereich. Es gebe verschiedene Tatigkeitsfelder fiir Arzte — ob Klinik, ambulanter Bereich
oder OGW —, genauso wie im zahnérztlichen Bereich; man kénne sich qualifizieren und auf
einer MKG(Mund-Kiefer-Gesicht)-Station tatig sein, in einer Praxis arbeiten oder in die KJZAD
gehen oder sich von dort heraus qualifizieren, eine Fuhrungsposition zu tibernehmen. Das
eine schliel3e das andere nicht aus; es verbreitere das Berufsfeld und steigere die Attraktivitat
des Berufs. Eine Anstellung im OGD lasse sich zudem sehr gut mit Familie und Beruf verein-

baren. Das sei naturlich ein Bonus, wage aber viele andere Dinge nicht auf.
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Sie befiirchte, dass der Generationenwechsel auch den OGD ereilen werde. Deshalb sei es
sehr wichtig, gute Rahmenbedingungen — Entlohnung, Digitalisierung, Arbeitsplatzbedin-
gungen — auf gesetzlicher Ebene und nicht nur facharztliche oder fachzahnéarztliche, sondern

multiprofessionelle Kompetenzen zu schaffen.

Abg. Montag sagte, auffallend sei, dass sich der BZOG vor allem zum Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, positioniert habe, und bat um Bewertung dazu, dass
dieser Gesetzentwurf bei Krankheitspravention und Gesundheitsférderung die Aufgaben der
unteren Gesundheitsbehorden in den eigenen Wirkungskreis der Landkreise und kreisfreien
Stadte als Pflichtaufgabe uberfiihren wolle und der OGD nach § 1 dieses Gesetzentwurfs

zukUnftig auch subsidiar individualmedizinische Aufgaben wahrnehmen solle.

Frau Melzer antwortete, man verstehe das Ansinnen, Aufgaben in den eigenen Wirkungskreis
zu Ubertragen, um den Kommunen entsprechend ihrer Struktur vor Ort mehr Gestaltungs-
spielraum zu geben. Man wisse aber, dass die Realitat in den GA eine andere sei. Zum einen
entfalle eine einheitliche qualitdts- und quantitatsabgestimmte Aufgabenerfiillung, da die
landeseinheitliche Umsetzung fehle und die den GA ubergeordnete Ebene wenig Einfluss auf
die Auspragung der Aufgabenwahrnehmung habe, also die Frage in welcher Breite man es
durchfihre. Zudem erlebe man taglich, dass aufgrund kommunaler haushalterischer Restrik-
tionen und inhaltlicher Priorisierungen die Gefahr bestehe, den OGD letztendlich nicht zu
starken, sondern eine Schwéachung des Stellenwerts der Aufgabengesundheitsférderung,
Gesundheitsberichterstattung und Management gesundheitlicher Notlagen zu erreichen. An
dieser Stelle verweise sie auf den noch folgenden Beitrag von Frau Francke, Vorstandsvor-
sitzende des Landesverbands der Arzte und Zahnarzte, in welchem die beiden vorliegenden

Gesetzentwirfe inhaltlich gegentibergestellt wirden.

Im Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, sehe man Unscharfen, genau
abzugrenzen, was Auftrag sei und was nicht. Gerade im zahnéarztlichen Bereich begriiRe man
die individual-prophylaktischen Dinge subsidiar fir die Menschen, die keinen Zugang zum
regularen Gesundheitssystem hatten — genau wie beim Thema ,Impfen®. Es gebe aber auch
Unscharfen zum Thema ,Versorgung von psychiatrisch Erkrankten oder psychisch erkrankten
Menschen®. Dieser Versorgungsauftrag liege ganz klar bei der KV und den niedergelassenen
Kollegen. Es bediirfe klarer Zustandigkeiten, und das mit einer klaren Formulierung innerhalb

des Gesetzestextes.

Abg. Montag nahm Bezug darauf, dass man das Ansinnen grundsatzlich verstehen kénne.

Auch anderen Stellungnahmen sei Kritik hinsichtlich der Abgrenzung zu entnehmen gewesen.
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Er bat um Benennung des Personenkreises, der keinen Zugang zu Leistungen des Gesund-
heitssystems habe. Schaue er sich die Struktur der GKV, die im SGB V abgebildet sei, an,
habe eigentlich jeder Zugang zu medizinischer Versorgung; selbst diejenigen, die nicht ein-
zahlten. Er fragte, welche Gruppen subsidiar vom Zugang zum OGD bei individualmedizini-
schen Mal3nahmen profitierten.

Auf Frage von Abg. Pl6tner zum Thema ,Gruppenprohylaxe® und Anmerkung, dass nicht allen
Menschen die gleichen guten medizinischen Zugangsmadglichkeiten offen stlinden, antwortete
Frau Melzer, rein formal habe jeder Zugang, allerdings zeige die alltagliche Praxis, dass nicht
jede Familie, bspw. den Weg zum Zahnarzt gehe, u.a. weil es grof3e Informationsdefizite gebe.
Deshalb sei es wichtig, dass gerade die Themen der Gesundheitsférderung einen grof3en
Stellenwert erhielten; das entspreche auch den nationalen Gesundheitszielen, um Informatio-
nen genau an die Gruppen herantragen zu kénnen, die Uberhaupt nicht wissten, wie der
Zugang zum System funktioniere. Im zahnarztlichen Bereich gebe es z.B. Familien — selbst in
der Landeshauptstadt —, die keinen Termin beim Kinderzahnarzt mehr bekdmen, weil die
Ressource schlichtweg erschopft sei. Seien davon Familien mit schwierigem Hintergrund
betroffen, die bspw. auch noch ein Problem mit Zuverlassigkeit hatten und den zweiten Termin
ebenfalls nicht wahrndhmen, fielen sie aus dem System heraus. Das seien die Bereiche, in
denen man subsidiar tatig werde, wo man sich im Rahmen von Beratungssprechstunden oder
individualprophylaktischen MaRnahmen Zeit nehmen kénne — das sei der Vorteil des OGD —,
um Angst abzubauen, Beratungen durchzufiihren; neben Kindern und Jugendlichen gerade
auch in Bereichen, wo wenig Zeit zur Verfugung stehe, bspw. in Altenheimen fur die Schulung
von Pflegepersonal. Man kenne die Pflegeschlussel und wisse, wie viel Zeit Pflegekrafte
tatsachlich fir Mundgesundheit aufwenden kdnnten. Diese kurze Zeit gut aufzusetzen sei
bspw. ein Ansatz, um zu kompensieren. Individualmedizinisch konkret ergdnzend sei
tatsachlich hauptsachlich der Bereich der Impfungen, bspw. die Aufgabe im Rahmen des
Masernschutzgesetzes und deren Umsetzung. Es sei ein groBer Gewinn, zur Beratung
eingeladenen Familien direkt die Impfung anbieten zu kénnen. Wichtig sei: Immer nur

subsidiar und niemals in Konkurrenz zu niedergelassenen Kollegen.

Abg. Montag bemerkte, dass es gerade bei der Frage der Aufklarung schon zahlreiche
Moglichkeiten gebe. Es gebe die Krankenkasse sowie Beratungsangebote der KV und KZV,
die Sozialamter — also viele Stellen, die sich auch bei Wissens- oder Beratungsdefiziten im
Bereich der Gesundheitskompetenz einbrachten. Er vergewisserte sich, dass es nicht um

einen Versorgungsansatz gehe.
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Frau Menzel bestatigte, es gehe nicht um einen Versorgungsansatz; es sei klar abzugrenzen.
Man habe mit all den Angeboten, bspw. die DMS (Deutsche Mundgesundheitsstudie) V oder
die Studie der DAJ, die KiGGS-Studie (Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen
in Deutschland), Gber die Krankenkassen, Gber 8§ 20 Praventionsgesetz zwar gute Moglich-
keiten geschaffen, arbeite aber nicht zielgruppenspezifisch genug. Als OGD trage man die
Verantwortung, sozial ausgleichend, sozialkompensatorisch zu arbeiten, also aus den Unter-
suchungen abzuleiten, wo es besondere Wohngebiete, Settings und Schulen gebe, in denen
es wiederum zahlreiche Familien gebe, die den Zugang nicht so wahrnehmen wirden —
abhangig vom Sozialstatus, von kultureller Bildung, vom Bildungsstatuts und von infrastruk-
tureller Anbindung. Diese Risikogruppen zu identifizieren sei Aufgabe der Gesundheits-
berichterstattung und dann dort zielgerichtet hineinzugehen und gemeinsam mit allen
Netzwerkpartnern — Krankenkasse, OGD, niedergelassene Kollegen — MaRnahmen zu

implementieren; das sei der Auftrag.

Abg. Montag erwiderte bestatigend, dass es um die Identifikation von Handlungsfeldern gehe,
und zwar der Partner, die nach der entsprechenden Gesetzgebung dafir zustandig seien.
Seiner Ansicht nach sei Rot-Rot-Griin etwas sehr weit nach vorn geprescht. Die Aufgabe des
OGD sei, die Handlungsfelder im Rahmen der Gesundheitsberichterstattung zu identifizieren

und gemeinsam mit den Partnern fur die Abstellung von Handlungsnotwendigkeiten zu sorgen.

Frau Menzel duRerte, die Arzte, die medizinischen Fachkrafte im Kinderschutz, die Impf-
schwestern usw. hatten einen sehr wichtigen Auftrag, bspw. aufsuchend tatig zu werden. Das
tue man in Teilen jetzt schon; sei es in Gemeinschaftsunterkiinften fiir Gefliichtete oder in
Schulen, Kitas, Quartiersbereichen, in denen man sich bewege, also dort die Schnittstelle zu
bilden. Schaue man sich das Leitbild des OGD an, sei Anspruch auch, medizinisch und wis-
senschaftsbasiert zu arbeiten, d.h., die Aufgabe ende nicht bei der Gesundheitsberichter-
stattung. Diese nehme man vornehmlich, um Aufgabenfelder zu identifizieren und politische
Entscheidungstrager entsprechend zu informieren, um festzustellen, wo es ,brenne® und was
es brauche; in der praktischen Umsetzung befinde man sich aber trotzdem in der Verant-

wortung.

Dr. Gottstein merkte dazu, dass man Handlungsfelder definiere und fur vulnerable Gruppen
zustandig sei, an, dass man dann auch entsprechenden Zugang benétige. Das Tatigkeitsfeld
werde sich hochstwahrscheinlich erweitern missen; man schaue nicht nur auf die Jingsten,
sondern auch auf die Alteren. An dieser Stelle sei erwahnt, dass man von Pflegeeinrichtungen
vermehrt Anfragen erhalte, ob man nicht helfen kdnne, weil es keine zahnarztliche Betreuung

gebe und Schulung usw. benétigt werde.
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Im stationdren Bereich gebe es eine gesetzliche Verpflichtung, einen Honorarzahnarzt zu
finden, aber auch das gestalte sich immer schwieriger. Alle hatten mit der demografischen
Entwicklung zu kdmpfen. Auch hier werde man teilweise schon mit Schulungen tétig. Aber um
darauf ein genaueres Augenmerk legen zu kénnen, brauche man bspw. auch Zahlen. Sie sei
in der Strategiearbeitsgruppe ,Gesund alt werden“ vertreten; man habe festgestellt, dass
Zahlen, die Auskunft dartiber gdben, wie es um die Mundgesundheit der Pflegebedurftigen
stehe, fehlten. Die DMS-Studie aus dem Jahr 2016 sei veraltet; in Thiringen habe man
eigentlich fast nichts. Man dirfe diese Bevolkerungsgruppe nicht vergessen! Diese Gruppe sei

bereits eine groRe und vergréRere sich — die Versorgung stehe auf einem anderen Blatt.

— Frau Rommel, Kassenérztliche Vereinigung Thiringen (KVT), Zuschrift 7/3120, teilte
mit, man begruRe es aulBerordentlich, dass nach nunmehr acht Jahren auf der Grundlage des
Beschlusses des Thiringer Landtags vom 01.09.2016 ein modernes Thuringer Gesetz Uber
den OGD auf den Weg gebracht und somit dessen Starkung und Neuordnung in Angriff
genommen werde. Damit erhalte nun auch Thiiringen als letztes Land ein formelles OGD-
Gesetz. Beachtlich sei, dass es nach dieser langen Zeit plotzlich zwei Gesetzentwiirfe gebe,
mit denen sich der Thiringer Landtag bzw. der Ausschuss fir Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Gleichstellung (AfSAGG) zu befassen habe.

Sie wolle voranstellen, dass man als KVT den Entwurf der Gruppe der FDP, Drucksa-
che 7/8556, uneingeschrankt unterstiitze, da dieser geeignet sei, den OGD tatsachlich zu
modernisieren, zu starken und zu reformieren. Er sei geeignet, den OGD sowohl personell als
auch sachlich so auszustatten bzw. auszubauen, dass er die ihm obliegenden Aufgaben
eigenstandig und gut ausgerustet wahrnehmen kdnne. Es seien keine ideologischen Griinde,
vielmehr grinde die Unterstitzung auf den Erfahrungen der KVT vor allem wahrend der
Pandemie. Man habe den OGD mehr denn je wahrend der Zeit der Pandemie als wesentliche
Saule des Gesundheitswesens wahrgenommen, aber auch Defizite erlebt, die insbesondere
durch die Regionalisierung und fehlende fachliche Leitung durch Ubergeordnete Behorden
entstanden seien. Deshalb fordere man ein Landesgesundheitsamt; im Entwurf der Gruppe
der FDP, Drucksache 7/8556, als ,Thiringer Landeszentrum Gesundheit* bezeichnet. Darauf

komme sie spater noch einmal zurlick.

Personelle Besetzung der Gesundheitsamter: § 3 des Gesetzentwurfs der Gruppe der FDP,
Drucksache 7/8556, gewéhrleiste nach Dafiirhalten der KVT eine fachkompetentere Beset-
zung der Leitung der GA. Gefordert werde, dass die GA primar durch Facharzte fir OGW
geleitet werden sollen; lediglich in Ausnahmeféllen solle die Leitung auch anderweitigen

Fachéarzten tbertragen werden kdnnen, die allerdings eine mehrjahrige Berufserfahrung im
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OGD vorweisen muissten; dariiber hinaus mussten Leiter und Stellvertreter den Amtsarztkurs
erfolgreich absolviert haben. Ferner solle das noch zu etablierende Thuringer Landeszentrum
Gesundheit eine Gesamtkonzeption zu den fachlichen Voraussetzungen der in den GA tatigen
Personen erarbeiten und auf dieser Grundlage die oberste Gesundheitsbehdrde bereits zwolf
Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Rechtsverordnung erlassen, deren Inhalt die
bedarfsgerechte Personalausstattung, einschlie3lich vorzuhaltender Qualifikationen fur die
einzelnen GA verbindlich vorgeben miisse. Diese Rechtsverordnung solle fortlaufend tiber-
pruft und an veranderte Bedingungen angepasst werden. Der Gesetzentwurf der Gruppe der
FDP, Drucksache 7/8556, lasse erkennen, dass es notwendig sei, die GA fachlich qualifiziert
zu besetzen und standig zu tberprifen, welcher Anforderungen es bedirfe, um auf die sich
jeweils verandernden Verhéaltnisse angemessen reagieren zu kdnnen. Letztendlich sei dies
auch eine notwendige Umsetzung aus dem Pakt fir den OGD, den der Bund 2020 be-

schlossen habe.

Der Entwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, enthalte keine verbindlichen Vor-
gaben und Anpassungen an den Bedarf der Personalentwicklung und der Organisations-
struktur in den GA und gewahrleiste auch nicht die Besetzung der Leitung der GA mit
geeigneten Arzten, da die Formulierung in § 2 Abs. 3 nicht die Absicht ausdriicke, dass die
Leiter der GA Facharzte fir OGW sein sollten, sondern ohne Weiteres auch zulasse, dass die
Leitung durch Fachérzte erfolgen kénnen solle, die — in Anfihrungszeichen — gleichwertig
anerkannte arztliche Qualifikationen innehétten. Allerdings existierten jedoch keine fur den
Facharzt fur OGW vergleichbaren Facharztausbildungen. Sofern entsprechendes Fachper-
sonal nicht vorhanden sei, werde nicht einmal die Belegung und erfolgreiche Absolvierung

eines Amtsarztkurses vorausgesetzt — das gehe tberhaupt nicht!

Wahrnehmung individualmedizinischer Aufgaben durch den OGD: § 1 Abs. 2 des Gesetz-
entwurfs der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, konkurriere nach Auffassung der KVT
mit den Aufgaben der Thiringer Arzteschaft und dem Sicherstellungsauftrag der KVT. Es sei
nicht klar, was mit individualmedizinischen Aufgaben konkret gemeint sei, da die Behandlung
kranker Menschen im Freistaat Thiringen sowohl den Arzten im ambulanten Versorgungs-
bereich als auch den Krankenhausern obliege. Wie sich das zu den Regelungen des Gesetz-

entwurfs abgrenze, sei nicht geregelt.

Ubersichtlichkeit der Aufgabendarstellung des OGD: § 1 des Gesetzentwurfs der Gruppe der
FDP, Drucksache 7/8556, enthalte eine gut strukturierte Darstellung der Ziele sowie der
Kernaufgaben des OGD. Diese seien (ibersichtlich gegliedert und gelistet und Abs. 2 nehme

jeweils Bezug auf die nahere Ausgestaltung in den entsprechenden nachfolgenden Rege-
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lungen. Besonders befirworte man, dass dieser Gesetzentwurf weniger Verweisungen auf
andere Gesetze, bspw. das IfSG, enthalte, sondern die Regelungsgegenstande direkt

benenne.

OGD-Ubertragungsgesetz der Koalitionsfraktionen: Der Fokus des Gesetzentwurfs in
Drucksache 7/8922 liege nach Lesart der KVT in der fast uneingeschréankten Moglichkeit der
Aufgabeniibertragung des OGD auf andere Institutionen wie KVT, KZV und andere Berufs-
vertretungen, sofern Aufgaben, aus welchen Grinden auch immer, nicht eigenstandig
wahrgenommen werden konnten. Das werde insbesondere anhand von § 3 Abs. 4 sowie
§ 4 Abs. 5 deutlich, wonach Aufgaben und Befugnisse der Behorden des OGD durch Belei-
hung auf Dritte ibertragen werden konnten, und andere, wie die eben genannten, den OGD
aufgrund einer noch zu erlassenden Rechtsvorschrift in all seinen Aufgaben unterstitzen
missten. Eine Rechtsgrundlage zum Erlass einer entsprechenden Rechtsvorschrift kénne
man weder flr sich noch fur die anderen Institutionen erkennen. Diese hatten jeweils eigene
gesetzlich definierte Aufgaben. So werde die KVT aufgrund der Vorgaben des SGB V tétig
und sei uneingeschrankt und ausschlief3lich dafiir zustandig, die Sicherstellung der vertrags-
arztlichen Versorgung im Freistaat Thiringen zu gewdhrleisten. Dartiber hinausgehende
Aufgaben konnten nicht durch Landesrecht angeordnet werden und damit Bundesrecht
durchbrechen.

§ 3 Abs. 4 des Entwurfs der Koalitionsfraktionen, Drucksache, 7/8922, regele, dass die unteren
Gesundheitsbehorden Dritte vertraglich binden kodnnten, damit diese Aufgaben und
Befugnisse der unteren Gesundheitsbehdrde wahrnahmen, sofern diesen nicht moglich sei,
ihre Aufgabe selbst zu erfiillen. Soweit geregelt sei, dass die in diesem Zusammenhang
beliehene Person der Fachaufsicht der unteren Gesundheitsbehdrde unterliege, stelle sich die
Frage, in welcher Form die Fachaufsicht tatsachlich ausgetibt werden solle, wenn es den
unteren Gesundheitsbehérden bereits nicht moglich sei, ihre Aufgaben eigenstandig zu
erfillen. Es stelle sich auch die Frage, wer Fachaufsicht sei, wenn es keine zentrale Behdrde
gebe. Die Mdglichkeit der Aufgabeniibertragung auf nicht dem OGD zugeordnete Dritte
potenziere sich in § 24, wonach das TLV oder auch in seiner Funktion als nicht eindeutig
definierte Mittelbehérde die Aufgabe zur Abwehr einer erheblichen gesundheitlichen Gefahr
fur Leib und Leben der Bevdlkerung in Thiringen vollstandig oder teilweise an eine von ihr zu
beauftragende Stelle tibertragen kénne. Wer diese zu beauftragende Stelle sein solle oder
konne, sei nicht geregelt und solle offensichtlich auch nicht durch das fir Gesundheit
zustandige Ministerium durch Rechtsverordnung ausdricklich festgelegt werden. Das heil3e
nichts anderes, als dass die obere Gesundheitsbehdrde — sei es das TLV in dieser Funktion

oder aber in Funktion als Mittelbehdrde — anordnen kdénne, dass eine der ureigenen Aufgaben
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des OGD, die Abwehr von erheblichen gesundheitlichen Gefahren fiir die Bevolkerung, auf
andere unzustandige Behérden, bspw. auf die KVT, aber auch andere Behdrden oder
Berufsvertretungen Ubertragen werden solle. Das bedeute, dass die obere Gesundheits-
behtrde andere Stellen mit der Abwehr einer Pandemie beauftragen konne, ohne zu
berlcksichtigen, dass dies eine origindre und eine der wichtigsten Aufgaben der Behorden
des OGD sei. Sie bat, es nicht falsch zu verstehen; selbstverstandlich sei man als KVT sehr
intensiv in die Bekdmpfung der Pandemie einbezogen gewesen, inshesondere auch in
Kooperation mit den GA, aber die Aufgabe des OGD auf die KVT zu libertragen, halte man fir
nicht sachgerecht. Nach Auffassung der KVT handele es sich nicht um ein Gesetz, dass der
Verbesserung des OGD diene, sondern man halte es fiir ein OGD-Ubertragungsgesetz. Neue,
nicht notwendige Aufgaben wie Schwangeren-, Elternberatung wirden von der vertrags-
arztlichen Versorgung abgeleistet; diese brauche der OGD in dieser Form nicht zu Uber-

nehmen.

Sie fasste zusammen, dass insbesondere das Thiringer Landeszentrum Gesundheit, § 4 des
Gesetzentwurfs der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, fur die KVT ein sehr wichtiges
Thema sei. Frau Francke und sie hatten hier bereits vor ca. zwei Jahren sehr deutlich gemacht,
dass die Pandemie gezeigt habe, dass es einer zentralen Stelle bedirfe, die fachlich und
juristisch in der Lage sei, die GA der einzelnen Regionen zu filhren und zu beraten. Des
Weiteren: die Starkung des OGD als unverzichtbare Saule des Gesundheitswesens mit seinen
originaren Aufgaben wie im Pakt fir den OGD festgelegt und vereinbart, und zwar wesentlich
in Bezug auf die Personalausstattung, Digitalisierung und Steigerung der Attraktivitat der
Tatigkeit, insbesondere auch ein Gehalterausgleich fiir die Arzte des OGD auf die Arztetarife
des Marburger Bundes; keine Ubertragung an andere Institutionen mit eigenstandigen
Aufgaben und Rechtsgebieten, die fachliche Expertise des OGD im Ministerium und die
Abgrenzung der Kernaufgaben des OGD von individualmedizinischen Aufgaben anderer
Versorgungsbereiche des Gesundheitswesens. Die ldentifikation von anderen Handlungs-
feldern — das derzeit erarbeitete Versorgungsstarkungsgesetz des Bundesgesundheits-

ministers gebe vielleicht Gelegenheit, anders zu differenzieren.

Auf Bitte von Abg. Montag um Positionierung dazu, dass der OGD nach dem Gesetzentwurf
der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, zukinftig subsididr individualmedizinische
Aufgaben wahrnehmen solle, antwortete Dr. Rommel, dass eine Abgrenzung sehr wichtig sei.
Individualmedizinische Aufgaben nidhmen die Arzte im ambulanten Bereich und in den
Krankenhausern wahr; auch in Bezug auf Pravention und diejenigen, die keinen Zugang zum
Gesundheitssystem hétten. Es gebe niemanden, der keinen niederschwelligen Zugang zum

Gesundheitswesen habe. In diesem Zusammenhang informierte sie, dass kirzlich in Gera
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eine Akutpraxis er6ffnet worden sei. 80 Prozent der dort vorstelligen Menschen, sprachen

wenig Deutsch. Sie wirden dort sehr gut betreut.

Abg. Plotner auRerte, der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, stitze
auf moderne Erkenntnisse und wolle, insbesondere hinsichtlich Prophylaxe usw., sozial-
kompensatorisch wirken. Der Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, habe
sich an der OGD-Verordnung der 90er-Jahre orientiert, was das verwendete Vokabular zeige.

Er bat um Bewertung.

Mit Blick auf Burokratie- und Strukturzuwédchse, was die Bevolkerung zu Recht an Politik
herantrage, sehe der Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, die Einrichtung
eines zusatzlichen Amts vor — an dieser Stelle spielten Aspekte wie Kostendeckung und
Personalfindung eine Rolle. Seiner Ansicht nach wiirde das Konflikte hervorrufen. Er fragte,
ob seine Ansicht geteilt werde. In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass ausgefiihrt
worden sei, dass das TLV (Thiringer Landesamt fiir Verbraucherschutz) gemeinsam mit den
Niedergelassenen nicht die schlechteste Rolle bei der Pandemiebewéltigung eingenommen
habe.

Dr. Rommel machte darauf aufmerksam, dass Frau Francke und sie bereits vor ca. zwei
Jahren nicht ohne Grund entsprechend vorgetragen hatten, ndmlich, weil man aus der
Pandemie heraus entsprechende Erfahrungen gesammelt habe. Das TLV sei insbesondere
auch im Zusammenhang mit den Impfaktionen in Thiringen zu loben. Als KV habe man
wahrend der Pandemie zahlreiche Aufgaben Gbernommen, darunter auch welche, die man
nicht unbedingt héatte bernehmen missen. Man habe u.a. die Arzte des OGD, der GA
informiert; tiber den Mailverteiler sei OGD-Ticker etabliert und entsprechend informiert worden,
was im Ubrigen nicht bei jedem GA gut angekommen sei. Das habe man gemacht, weil von
nirgendwoher Informationen gekommen seien. Die KVT habe sie brandaktuell gehabt. Man
habe Zusammenkiinfte mit den GA durchgefiihrt; auch das TLVWA (Thiringer Landesver-
waltungsamt) sei zugegen gewesen. Aussage dort sei eindeutig gewesen, dass man juristisch
verantwortlich sei — eine fachlich medizinische OGD-gerichtete Aufsicht gebe es nicht.
Deshalb sei es unabdingbar, eine zentrale Stelle einzurichten. Ja, Kosten spielten eine Rolle,
aber es bringe mehr Vor- als Nachteile; gerade auch mit Blick auf die Regionalisierung — jeder
einzelne Landrat sei fir sein GA zustandig und jeder habe eine andere Praferenz. Das sei ein
echtes Problem wéahrend der Bekampfung einer Pandemie. Es existierten Beispiele; es gebe
Landesamter fur den OGD in vielen Landern, die viele Moglichkeiten fir die angesprochenen

Dinge wie Pravention und Fokus auf vulnerable Gruppen béten. Ein entsprechendes Amt, eine
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entsprechende Behorde konne ermdglichen, dass die GA ihre entsprechende fachliche,

juristische Expertise auch gemeinsam betreuen kdnnten.

Abg. Montag bemerkte, es gebe Regelungsbedarf. Lehre aus der Pandemie sei gewesen,
den OGD starken zu missen. Zur Frage der konkreten Umsetzung lagen zwei Gesetzent-
wirfe vor: der eine sehr ausufernd, der andere eher schlank. Letzteres sei nicht nur von der
KVT gelobt worden. In der Stellungnahme des Thiringischen Landkreistags, Zuschrift 7/3271,
heiBe es bspw.: ,[...] dass es sich um einen schlanken, Ubersichtlichen und gut lesbaren
Gesetzentwurf handelt. Begruf3t wird zudem, dass die Aufgaben des 6ffentlichen Gesundheits-
dienstes durch die Landkreise weiterhin vollstandig als Aufgaben im Ubertragenen Wirkungs-
kreis wahrgenommen werden sollen. Dies setzt die bestehende Aufgabenzuordnung fort,
vermeidet Abgrenzungsschwierigkeiten und Konflikte, die durch unterschiedliche Aufgabenzu-
ordnung zum eigenen und zum Ubertragenen Wirkungskreis entstehen wirden.“ Die Frage sei

u.a., wer im Freistaat Thiringen fir was zustandig sei.

Er fragte, ob gesehen werde, dass Thiringen moglicherweise gut beraten ware, sich an erfolg-
reichen Modellen anderer Lander zu orientieren, die ein eigenes Kompetenzzentrum — andere
nennten es Landesgesundheitsamt, seine Gruppe sage: Landeszentrum Gesundheit — hatten
und wo die Expertise in einer Struktur zusammenfliel3e, die jetzt schon vielfach geteilt vor-
handen sei, um Synergieeffekte zu erreichen.

Dr. Rommel erinnerte an ihre Ausfiihrungen; Kernpunkt sei, den OGD in Thiringen zu starken
und weiterzuentwickeln. Dabei kénnten auch die von Abg. Plétner angesprochenen Punkte,
bspw. Pravention, sowie die von Rot-Rot-Griin fir den OGD dariiber hinausgehenden be-
gehrten Themen sehr gut integriert werden. Es schade sicherlich nicht, von anderen Landern

zu lernen.

Abg. Pfefferlein nahm Bezug auf den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksa-
che 7/8922. Angesichts dessen, dass ausgefuhrt worden sei, dass es einer konkreten
Zustandigkeitsabgrenzung bedurfe, vergewisserte sie sich, dass bzw. ob es — gabe es keine
klare Abgrenzung — zu Doppelstrukturen und Mehrbelastungen kommen kénne, was wiederum
heiRen kdnne, dass, wenn eine klare Definition Anwendung fande, diese arbeitsentlastend

wirken kdnnte.

Bezug nehmend auf den Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, und darauf,
dass ausgefuhrt worden sei, dass die KVT wahrend der Pandemie zahlreiche Aufgaben

Ubernommen habe, merkte sie an, die Errichtung einer Landesbehdérde eher kritisch zu sehen,
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Sie fragte, ob, wiirden die Aufgaben anders koordiniert, dies auch zu einer Entlastung beitrage,
weil bspw. Synergien genutzt wirden, z.B. wenn ein Landkreis flr Schuluntersuchungen mehr
Kapazitaten hatte als ein anderer. Des Weiteren fragte sie, ob, wiirde man so vorgehen, man
dann Gefahr laufe, in die Hoheiten der Landkreise einzugreifen.

Dr. Rommel betonte, dass es nicht um organisatorische Themen, sondern um die Fach-
aufsicht und die ,fachliche Heimat“ der Arzte des OGD in einer Behdrde gehe. Das TLVWA als
obere Behorde bzw. die fiir den OGD Verantwortliche sage, nur juristische Aussagen treffen
zu kénnen — die Kollegen des OGD brauchten aber fachliche. Auch beim TLV kénne man auf
niemanden zuriickgreifen, bei dem das Wissen fiir OGD gebiindelt abrufbar ware. Das Amt
sei nicht organisatorisch verantwortlich daflir, Landkreisen irgendetwas ,wegzunehmen®,
sondern ware fachlich wissenschaftlicher Overhead — das gébe es schon in anderen Landern
und diese kdmen damit sehr gut zurecht. Man habe zwar in der Pandemie ein Stlck weit
Aufgaben Ubernommen, sich damit aber nicht wirklich gut gefiihlt, denn letztlich hatten
Kollegen des OGD bspw. geduRert, dass die KVT ihnen im Grunde — einfach ausgedriickt —
nichts zu sagen habe, was letztlich ja auch so sei. Die praventiven Aufgaben seien ein ganz
wichtiges Thema. Es werde eine Bundesgesetzgebung geben, die das Ganze, bspw. mit
Gesundheitskiosken usw., diversifiziere. Man werde vielfach Strukturen bekommen, bei denen
man nicht wisse, woher man das dafir notwendige Personal nehmen solle. Nach Ansicht der
KVT sollten die Aufgaben des OGD, wie im Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksa-
che 7/8556, beschrieben, fokussiert werden.

Abg. Plotner auflerte unter Verweis auf den Zweiten Abschnitt im Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, dass sich die KVT sachlich, fachlich Giberhaupt nicht
mit den einzelnen Punkten — bspw. Préavention, Berichterstattung usw. — auseinandergesetzt
habe, und bat, dies nachzuholen, worauf Dr. Rommel anmerkte, angesichts der zur Verfugung

gestellten Redezeit zusammengefasst zu haben.

Schwangerenberatung, Beratung von Eltern Ubernahmen im Freistaat Thiringen natiirlich
Gynakologen, die im ambulanten System tatig seien; im Rahmen aufsuchender Hilfen, bspw.
die Vermittlung des Zugangs zu medizinischen Versorgungsthemen zu gewahrleisten, wére
madglich, sei aber eine minimale Aufgabe. Verstdl3e gegen Vorschriften des Arzneimittel- und
Apothekengesetzes, des Gesetzes uber die Werbung auf dem Gebiet des Heilwesens,
einschlieB3lich beim Verkehr mit verkehrs- und verschreibungspflichtigen Betaubungsmitteln
nach dem Betaubungsmittelgesetz an die entsprechende Stelle zu melden, sei fur sie keine
Aufgabe des OGD. Da gebe es ganz andere Mdglichkeiten. Sie glaube nicht, dass die fach-

liche und juristische Expertise des OGD reiche, um diese Themen abzudecken. Die Starkung
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der fachlichen Expertise des OGD solle in eine andere Richtung gehen, namlich in die
originaren Aufgaben der Mitarbeiter des Gremiums. Das Entscheidende sei, dass es auch
Pflichtaufgaben werden sollten, die eigentlich einem anderen Wirkungskreis zugeordnet seien.
Deshalb sei das fur die KVT ein schwieriges Thema. Individualmedizinische Leistungen wie
impfen — es sei eine ureigene Aufgabe der Arzte im ambulanten Bereich —; nattrlich impfe der
OGD in bestimmten Bereichen, aber wenn alle Impfungen auf den OGD Uibertragen wirden,
wisse sie nicht, wie das funktionieren solle. Da reiche die Personaldecke des OGD keinesfalls.
Sie verwies auf die schriftliche Stellungnahme und betonte, eine Abgrenzung der individual-
medizinischen Leistungen und der Leistungen des OGD fiir die Gesundheit der Bevolkerung

sei sehr wichtig.

Abg. Montag fragte, ob die KVT es auch so sehe, dass Abg. Plotner seinen eigenen Gesetz-
entwurf, Drucksache 7/8922, nicht kenne, denn der Gesetzentwurf sehe eine Blindelung der
bisherigen Aufgaben in einer Mittelbehtrde vor und eben keine wissenschaftliche fachliche
Begleitung des OGD in seiner komplexen Aufgabenstruktur — eine Struktur, die in anderen
Landern Landesgesundheitsamt heil3e und hier Landesgesundheitszentrum heif3en solle. Er
fragte ferner, ob man ihm zustimme, dass die wissenschaftliche Expertise in Thiringen
ebenfalls notwendig sei, wie es mittlerweile in nahezu allen anderen Landern l&angstens schon
gesehen werde, und Thiringen seit zig Jahren hinterherhénge, so etwas zu etablieren. Es
gehe nicht ausschlief3lich um die Beschreibung juristisch formaler Aspekte, sondern um die
Unterstiitzung zur Umsetzung der Aufgaben des OGD, worauf Dr. Rommel Letzterem
zustimmte — es sei notwendig. Der Bemerkung, dass Herr Plotner seinen eigenen Gesetz-

entwurf nicht kenne, stimme sie selbstverstandlich nicht zu.

Herr Wehlisch, Landesarztekammer (LAK) Thiringen, informierte, die LAK Thiringen sei
Standesvertretung aller Thuringer Arzte. Er werde einige Grundsatzaussagen treffen, die sich
auch auf die Ausfuihrungen von Frau Francke und Dr. Oberbeck bezdgen. Den Ausfiihrungen
von Dr. Rommel kénne er sich in Ganze anschlieBen. Auch die LAK Thiiringen unterstiitze
den Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556. Dieser sei verstandlich und
nachvollziehbar; es wirden grundsatzliche Aussagen getroffen, die von wesentlicher
Relevanz seien. Unbedingt erforderlich sei eine klare gesetzliche Regelung, wie zukunftig der
OGD fachlich, juristisch mit entsprechender Expertise unterstiitzt werde. Aus den Erfahrungen
der Pandemie kénne man als Aufsicht (iber die Thiiringer Arzte berichten, dass man vielfaltige
Anfragen — auch vom OGD - erhalten habe, bspw. wie mit Verordnungen umzugehen sei,
wann ein Betretungsverbot ausgesprochen werden kénne usw. Dr. Rommel habe bereits
ausgefihrt, dass es eine Unterstiitzung von einer Ebene, von einer Behorde brauche, an die

sich die OGD-Arzte wenden und sich Expertise holen konnten. Natirlich konne die LAK
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unterstitzen, aber dass es derzeit sowohl vom TLVWA als auch vom TLV keine facharztliche
Unterstitzung gebe, sei nicht nachvollziehbar. Wichtig sei vor allem — und das sehe der
Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, vor —, dass der OGD insgesamt zu
starken sei.

Den Ausfuhrungen im Rahmen der noch folgenden PowerPoint-Prasentation von Frau Fran-

cke schlief3e man sich an.

Die Arzte seien in der Pandemie Einzelkampfer gewesen. Es konne nicht sein, dass die Arzte
alleingelassen wiirden. Im Ubrigen sei schon lange die Rede davon, dass der OGD von einer
Behdrde — unabhangig von deren Bezeichnung — vollumfanglich fachlich und rechtlich Unter-

stlitzung erhalten solle.

Abg. Plétner nahm Bezug auf die schriftlichen Stellungnahmen und teilte mit, dass die
Krankenkassen als Kostentrager den rot-rot-griinen Gesetzentwurf in seinen Einzelfacetten
sehr begriif3t hatten, insbesondere mit Blick auf Pravention und darauf, dass alle Menschen
erreicht wirden. Die Krankenkassen héatten berechtigterweise die Kosten im Blick; agiere man
praventiv gut, verringerten sich die Folgekosten. Er bat um Bewertung dessen.

Herr Wehlisch auRerte, die ureigenen Aufgaben des OGD seien definiert. Wie Dr. Rommel
bereits ausgefuhrt habe, gebe es im ambulanten Setting ausfihrliche Beratungsangebote,
bspw. Schwangerschaftskonflikt- und Ernahrungsberatung — das seien Bereiche, die die Arzte
schon jetzt bedienten. Der OGD sei fir die grundsatzlichen Aufgaben, bspw. Pandemiebe-
kdmpfung, zustdndig. Dass es ein weit umfassenderes Aufgabenspektrum geben solle, das

sehe man so nicht.

Abg. Mdller bemerkte, ein Verstandnisproblem zu haben, und bat, dies nochmals zu erlautern.
Gesagt worden sei, dass der Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, richtig
gut sei, weil er die Errichtung einer fachlich anleitenden Behdrde — eine obere Gesundheits-
behdrde — in Thiringen vorsehe. Er sei bereits im Rahmen der Ausfihrungen von Dr. Rommel
verwundert gewesen. Unter Hinweis auf 8§ 19 des Gesetzentwurfs der Koalitionsfraktionen,
Drucksache 7/8922, machte er darauf aufmerksam, dass dort genau dieser Auftrag formuliert

sei. Er kbnne nicht nachvollziehen, wo der Unterschied liege.

Es werde der jetzige Zustand wiederholt — den beklagten tibrigens alle —, dass es fiir die GA
keine fachliche Anleitung, auRer vom Gesundheitsministerium selbst, gebe; so habe er zumin-

dest Dr. Rommel verstanden, und ein grof3es Problem wahrend der Pandemie gewesen sei,
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dass Informationen, neue wissenschaftliche Erkenntnisse nicht schnell hatten dargestellt
werden kdnnen. Der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, sage, dass
es genau das in einer oberen Gesundheitsbehdrde brauche, die in einer schon vorhandenen
oberen Behdrde integriert werde. Er frage sich, warum das schlecht, das im Entwurf der
Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, aber gut sein solle, obwohl es — seiner Ansicht nach —
das Gleiche sei.

Herr Wehlisch antwortete, nicht zu sagen, dass der von den Koalitionsfraktionen formulierte
Gesetzentwurf, Drucksache 7/8922, schlecht sei — das stehe ihm auch nicht zu. Er habe
gesagt, welcher Entwurf préaferiert werde. Der Entwurf der Koalitionsfraktionen, auch wenn
gesagt werde, dass es eine obere Gesundheitsbehdrde brauche, negiere ja nicht, dass die
Intention auch nachvollziehbar und begriiBenswert sei, aber fir die LAK gehe es um den
Gesetzentwurf in Ganze. Der Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, sei
wesentlich stringenter. Beim Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922,
fehle ihm als Jurist das Erkennen der Ernsthaftigkeit des Umsetzungswillens. Es falle sofort
auf, dass es bspw. keine Fristen gebe, um etwas zu errichten. Der Gesetzentwurf der Gruppe
der FDP, Drucksache 7/8556, gebe hingegen eine klare Frist vor, bis wann die Behdrde
errichtet sein solle; das fehle in dem Entwurf in Drucksache 7/8922. Wenn ein Gesetz keine
klaren Regelungen vorsehe, kdnne man erfahrungsgemaf in naher Zukunft auch nichts
erwarten. Vor diesem Hintergrund begriiRe man die Stringenz im Gesetzentwurf der Gruppe
der FDP, Drucksache 7/8556. Er betonte, nicht gesagt zu haben, dass der Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, schlecht sei.

Abg. Mdller bat, die Stringenz zu erklaren. Bezug nehmend auf die Ausfiihrungen von
Dr. Rommel und Herrn Wehlisch merkte er an, Kernargument sei, dass der Vorschlag der
Gruppe der FDP enthalte, eine obere Behorde zu errichten, die endlich etwas l6se, was bislang
nicht geldst sei. Er fragte, was der gemald Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksa-
che 7/8922, vorgesehenen oberen Behoérde an Kompetenzen, Zuweisungen und Mdglich-

keiten, die aus der fachlichen Expertise heraus gesehen wiirden, fehle.

Abg. Plotner sagte, der Reformbedarf sei augenscheinlich, und fragte, ob bestatigt werde,
dass die obere Aufsichtsbehdrde momentan durch das Gesundheitsministerium existiere und
der Auftrag erfullt werde. Von der soeben gefiihrten Debatte kdnne man den Eindruck gewin-
nen, dass der Bedarf nicht geregelt sei. Letztlich gehe es doch darum, zuklnftige Strukturen

diskutieren und etablieren zu wollen.
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Abg. Montag vergewisserte sich, dass es ein erheblicher Unterschied sei, ob keine Abgren-
zung in Ober- und Mittelbehtrde vorgenommen werde — wie beim Gesetzentwurf von Rot-Rot-
Grin der Fall —, oder aber der Entwurf seiner Gruppe ein eigenes Landeszentrum vorsehe,
das den OGD wissenschaftlich unabhangig und eigenstandig anleiten und unterstitzen solle.

Zu den unterschiedlichen Besetzungsmoglichkeiten der Leitungsfunktion merkte er an, dass
im Gesetzentwurf seiner Gruppe, Drucksache 7/8556, ,Facharzt®, bei Rot-Rot-Griin ,Facharzt

oder Fachzahnarzt enthalten sei, und bat um Positionierung.

Herr Wehlisch antwortete, Voraussetzung sei, dass der Leiter des OGD Facharzt sein und

Erfahrungen im OGD-Bereich mitbringen miisse; dariiber sei man sich einig.

Vergleiche man die Gesetzentwurfe, dirfe es kein Weniger sein. Darin, glaube er, unter-
schieden sich die beiden Gesetzentwirfe schon wesentlich; z.B. dass auch andere Gruppen
ausnahmsweise zugelassen wirden, wenn der entsprechende Facharzt nicht zur Verfiigung
stehe. Das kdnne nicht sein! Wichtig sei auch — unabhéngig von der Bezeichnung; Landes-
zentrum, Landesgesundheitszentrum —, dass es eine zentrale Ansprechstelle gebe, wo der
Arzt fachlich, inhaltlich, juristisch angeleitet und unterstiitzt werde. In den Gesetzentwurfen
unterscheide sich die Struktur der Unterstiitzung fur die Thuringer Arzte. Der Gesetzentwurf
der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, &hnele Gesetzentwurfen anderer Lander, und diese
funktionierten. Er frage sich, warum man sinnvolle, funktionierende und notwendige Dinge

nicht tbernehmen solle.

— Frau Francke, Vorsitzende des Landesverbands Thiiringen der Arzte und Zahnéarzte
des Offentlichen Gesundheitsdienstes e.V., fuhrte aus, dass im Landesverband nahezu
ausschlieRlich Zahnarzte, Arzte sowie weitere Akademiker organisiert seien, die in Thiringer
Gesundheitsamtern arbeiteten und mit allen Aufgaben betraut seien, die rechtlich dem OGD
zugeschrieben wirden. Sie bezog sich in ihren Ausfihrungen auf die Zuschrift 7/3231 und
wies in Bezug auf 8§ 11 des Gesetzentwurfs der Koalitionsfraktionen in Drucksache 7/8922, in
welchem die Kinder- und Jugendgesundheit sowie die Kinder- und Jugendzahngesundheit
geregelt seien, darauf hin, dass der Landesverband darum bitte, dass die in der Prasentation
in Zuschrift 7/3231 rot unterlegten Felder ergénzt und die vollstdndigen Rechtsbeziige ent-

sprechend hergestellt wirden.

Abg. Montag nahm Bezug auf die Ausfihrungen in der Stellungnahme in Zuschrift 7/3231
wonach der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen in Drucksache 7/8922 in seiner vorliegen-

den Form acht weitere Rechtsverordnungen bendétige, sollte er zur Umsetzung kommen.
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Derzeit basiere der gesamte OGD auf einer Rechtsverordnung. Ihn interessiere die Einschét-
zung von Frau Dipl. Med. Francke, ob die einzelnen Gesundheitsamter vor Ort in der Lage
seien, die Aufgaben aus § 23 des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8922, der Regelungen fur
den eigenen Wirkungskreis der Landkreise und Kommunen enthalte, zu bewéltigen, sowie ob

eigene Pandemiepléne fur die Landkreise sinnvoll erschienen.

Frau Francke antwortete, dass dies nicht effizient sei. Sie wies auf dezidierte Stellungnahmen
von Fachbeiraten des OGD auf Bundesebene hin, in welchen nicht vorgesehen sei, dass jedes

Gesundheitsamt flr sich allein arbeite, da dies nicht funktionieren wiirde.

Wahrend der Pandemie hatten die Gesundheitsdmter nicht Gber das nétige Personal verflgt,
um die pandemische Lage entsprechend der Vorgaben des RKI, landeseigener Regelungen
und der Einreiseverordnungen zu bewaltigen. Die Gesundheitsamter vor Ort hatten viele unter-
schiedliche inhaltliche Problemlagen regeln missen. Viele Gesundheitsamter seien wahrend
der Pandemie zeitweise von Kraften der Bundeswehr unterstlitzt worden, ferner seien zusatz-
lich Kontaktnachverfolger tiber die OGD-Scouts akquiriert worden. Im Grunde genommen sei
nur das Personal aus anderen Amtern in den Landratsamtern oder Stadtverwaltungen geblie-
ben. Dort seien enge Grenzen gesetzt, da das Personal auch seine origindren Aufgaben habe
bewdltigen missen und den Gesundheitsdmtern nicht uneingeschrankt zur Verfligung habe
stehen konnen. Vor diesem Hintergrund sei eine zentrale Landesstelle zu begrif3en, die sich
um die Personalakquise kiimmere, sodass dies nicht durch die Gesundheitsdmter erfolgen

musse.

Abg. Montag verwies auf die Ausfihrungen in der Stellungnahme in Zuschrift 7/3231, wonach
die in § 23 des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8922 niedergelegten Regelungen allein keine
adaquate Aufgabenerfiillung des offentlichen Gesundheitsdienstes auf kommunaler Ebene
sicherstellen kénnten, und es besonders auf Landesebene zentraler Steuerungs- und Rege-

lungsinstrumente in Verbindung mit staatlichen Eingriffsmoglichkeiten bedurfe.

Frau Francke auRerte, viele lange im OGD tatige Personen verfiigten tiber Erfahrung diesbe-
zuglich. Im Jahr 2009 habe es im Vorfeld der Schweinegrippe einen Rahmenpandemieplan
des RKI gegeben, der in der Folge auf Landesebene in einen Landespandemieplan konkreti-
siert worden sei. Die kommunale Ebene habe nachfolgend dafiir sorgen missen, wie in ihren
Zustandigkeitsbereichen die Pandemiepléane entsprechend der Vorgaben dieser Bundes- und
Landespandemieplane konkretisiert wirden. Das sei gut gewesen. Es habe damals zudem

eine im Vorfeld am TLV eingerichtete Bevorratung an Schutzmitteln, Spritzen etc. gegeben,
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sodass die jeweiligen Gesundheitsdmter sich nicht eigenstéandig darum hatten kiimmern

mussen.

Abg. Plétner sagte, es sei die Perspektive der Koalitionsfraktionen gewesen, anstelle eines
neuen Landesamts auf den vorhandenen Erfahrungsschatz und die bestehende Behérde des
TLV zuriickzugreifen, diese weiterzuentwickeln und den Biindelungsgedanken so zu erfillen.
Das scheine der bessere Weg zu sein. Er erkundigte sich nach vorhandenen Erfahrungs-

werten und danach, ob Strukturen und Personal existierten.

Frau Francke antwortete, fir die kommunale Ebene sei die Verfiigbarkeit fachlicher Expertise
in jedem einzelnen Teilbereich entscheidend, den die Gesundheitsamter in Thiringen ver-
traten und in dem sie die entsprechenden normativen Vorgaben erfillen missten. Das TLV
sei in den Bereichen, fur die es derzeit zustandig sei, unbestritten gut, allerdings seien nicht
alle Teilbereiche, die die kommunalen Gesundheitsamter in Thiringen zu vertreten hatten, am
TLV abgebildet. Bezliglich der anderen Bereiche gebe es auf Landesebene hinsichtlich der
vorhandenen fachlichen Expertise noch Verbesserungsbedarf. Es sei kein Geheimnis, dass
Gesundheitsamter in Thiringen sehr wohl auf Unterlagen von Gesundheitsamtern aus
anderen Bundeslandern zurtickgegriffen hétten, darunter Begehungsprotokolle oder fachliche
Statements. So etwas winschten sich die kommunalen Ebenen und die Thiringer Gesund-
heitsdmter auch. Hinsichtlich der behordlichen Verfahrenswege vom TLV zum TMASGFF und

zuriick werde von einer enormen Effizienzsteigerung ausgegangen.

— Frau Maercker, Landesvereinigung fir Gesundheitsférderung Thiringen e.V. —
AGETHUR —, bezog sich in ihren Ausfihrungen auf die schriftliche Stellungnahme in Zuschrift
7/3241.

Abg. Montag &auRRerte, im Gesetzentwurf der Gruppe der FDP in Drucksache 7/8556 beziehe
sich der OGD Konzeptionell auf ,Gesundheit* als umfassenden korperlichen, psychischen und
sozialen Zustand des Wohlbefindens und die Aufgaben seien entsprechend abzuleiten. Der
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen in Drucksache 7/8922 spreche von sozialkompen-
satorischen Fragen. Es stelle sich die Frage, ob die Verantwortung einer gesunden Lebens-
fuhrung bei dem Einzelnen bleibe oder, wie im Public-Health-Ansatz, durch staatliche Insti-
tutionen sicherzustellen sei. lhn interessiere in diesem Zusammenhang, inwieweit die Rege-
lungen der Thiringer Verordnung Uber die Schulgesundheitspflege in den Gesetzentwirfen

Bertcksichtigung fanden, und wo gegebenenfalls die Unterschiede lagen.
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Frau Maercker verwies auf die Ausfihrungen zur Thematik in der schriftlichen Stellungnahme
in Zuschrift 7/3241. Aus der praktischen Erfahrung heraus sehe man den OGD besonders in
einer koordinierenden Rolle, um Transparenz tber bestehende Angebote und Programme zu
schaffen. Aufgaben der Gesundheitsdmter im Bereich der schulischen Gesundheitsforderung
und -pravention seien auch in der Thiringer Verordnung tber die Schulgesundheitspflege
geregelt. Eine genauere Befassung mit der Thematik werde jedoch angeregt, da es fraglich
sei, ob die dort geregelten Punkte auch in dieser Form Bestand hétten, oder ob dort auch
Anderungen vorzunehmen seien, gerade beziiglich des Fokus auf mehr Koordination in

diesem Bereich, weniger bezliglich des Vorhaltens konkreter MalZnahmen und Angebote.

— Herr Schulz, TMASGFF, Vorlage 7/6090, sagte, Landesgesetze Uber den 6&ffentlichen
Gesundheitsdienst seien im Wesentlichen Organisationsgrundsatze, bestanden aus Aufga-
benzuordnungen und lagen in der Zustandigkeit des Landes. Bisher gelte in Thiringen die im
Range eines Landesgesetzes weiter geltende Verordnung lber den 6ffentlichen Gesundheits-
dienst und die Aufgaben der Gesundheitsamter in den Landkreisen und kreisfreien Stadten
vom 8. August 1990 in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Oktober 1998. Ein neues
Gesetz, das sich auf die aktuellen Organisationsstrukturen, das erweiterte Aufgabenver-
standnis des OGD gemaR dem Leitbild der Gesundheitsministerkonferenz von 2018 sowie
Erfahrungen aus der Pandemie stiitze und diese bertcksichtige, sei zu begriRen. Das Gesetz
sollte modern und zukunftsfahig sein und rechtliche Unklarheiten beispielsweise bezuglich
Zustandigkeiten und des Umfangs von Aufgaben beseitigen.

Positiv hervorzuheben sei in beiden Gesetzentwirfen die Erkenntnis, dass auf Landesebene
eine Institution zur Bundelung von Zusténdigkeiten im Bereich des 6ffentlichen Gesundheits-
dienstes benotigt werde. Dies kénne durch die Errichtung eines Landeszentrums fir Gesund-
heit, wie im Gesetzentwurf der Gruppe der FDP in Drucksache 7/8556 vorgeschlagen, oder
wie im Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen in Drucksache 7/8922 durch Erweiterung und
Fortentwicklung des TLV erfolgen, wobei die den OGD betreffenden Aufgaben des TLVwWA

dorthin Uberfihrt wiirden.

In beiden Fallen erflille diese Institution zugleich die Funktion einer Landesmittel- und einer
Landesoberbehdrde. Das Landesamt fur Gesundheit bzw. das TLV sollte zur Entlastung der
Landkreise und kreisfreien Stadte eigene Aufgaben Ubernehmen, was es aufgrund des
zweistufigen Verwaltungsaufbaus zu einer oberen Gesundheitsbehérde mache. Zugleich hatte
es die Aufgabe einer Fachaufsicht in den Aufgabenbereichen, die von Landkreisen und
kreisfreien Stadten im Ubertragenen Wirkungskreis wahrgenommen wirden, wodurch es als

Mittelbehérde im dreistufigen Verwaltungsaufbau angesehen werden muisse. Der Entwurf der
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Koalitionsfraktionen in Drucksache 7/8922 betone beide Funktionen bzw. Stellungen, wohin-
gegen der Entwurf der Gruppe der FDP in Drucksache 7/8556 nur die Landesoberbehdrde
erwéhne. Die Fachaufsicht werde aber letztlich auch von dem Landeszentrum fir Gesundheit
ausgedubt.

Ein erheblicher Unterschied zwischen den beiden Gesetzentwirfen liege darin, dass die
Umsetzung des Modells im Gesetzentwurf der Gruppe der FDP in Drucksache 7/8556 die
Bildung einer zuséatzlichen, sehr kleinen Verwaltungsbehorde zur Folge hatte. Das TMASGFF
hatte dann zwei selbststéandige Landesbehdrden mit sich Uberschneidenden Aufgaben. So
gebe es im TLV eine eigene Abteilung, in der Aufgaben des Infektionsschutzes oder auch
Umwelthygiene, Trinkwasserverordnung aber auch medizinische Mikrobiologie angesiedelt
seien. Fur andere Aufgaben des OGD sei das TLVWA, insbesondere das Referat 50 zustandig.
Der Gesetzentwurf der Gruppe der FDP in Drucksache 7/8556 sehe zudem vor, dass drei
Referate des TMASGFF mit ihren Aufgaben und dem gesamten Personal in das Landeszen-
trum fur Gesundheit verlagert werden sollten. Bei dem Landeszentrum fir Gesundheit wirde
es sich um eine Kleinbehdrde mit 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern handeln, jedoch fehle
die Leitungsebene, sodass ein neuer Overheadbereich geschaffen werden muisse.

Die Errichtung des Landeszentrums fiir Gesundheit hatte einen Ubergang einzelner Referate
und des dazugehdrigen Fachpersonals aus dem TMASGFF in das Landesamt fir Gesundheit
zur Folge. Konkret handle es sich um die Referate 4B 2, fachspezifische Angelegenheiten des
OGD, 4B 4, Rechtsangelegenheiten OGD und Pharmazie, und 4B 6, der Bereich Gesund-
heitsférderung, Suchthilfe, OGD-Pakte. Herr Schulz gab zu bedenken, dass das Personal der
Ubergehenden Referate im Prinzip komplett neu besetzt werden misse und bedacht werden
sollte, ob das sinnvoll sei, zumal es im nachgeordneten Bereich eine andere Besoldungsstruk-
tur gebe. Bei einem Aufgabenilbergang gingen auch ministerielle Aufgaben an das Landesamt
Uber, man gehe davon aus, dass das nicht beabsichtigt gewesen sei. Das Personal der
genannten Referate nehme ministerielle Aufgaben wahr und keine Aufgaben auf der Vollzugs-
ebene, der Ubergang hétte zur Folge, dass sowohl die politische Kontrolle als auch bspw. die
fachliche Begleitung von Ausschiissen oder die Beantwortung parlamentarischer Anfragen
durch das Landesamt erfolgen musse. Die Aufgaben des TMASGFF als oberste Gesundheits-

behoérde blieben erhalten.

Das gesamte Personal, das im TMASGFF fir die Umsetzung der Einrichtung einer solchen
Behorde, wie es § 4 des Entwurfs in Drucksache 7/8556 vorsehe, zusténdig sei, befinde sich
bereits mit Inkrafttreten des Gesetzes in dem Landeszentrum fir Gesundheit, da die Behodrde

mit Inkrafttreten bereits errichtet sei. Auch das Setzen einer Frist zur Einrichtung andere nichts
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an der Tatsache, dass das Landeszentrum fir Gesundheit de facto bestehe und rechtlich

existiere.

Der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen in Drucksache 7/8922 sehe vor, die Aufgaben des
TLVWA in das TLV zu uberfuihren. Das TLV wirde um etwa 20 Personen anwachsen. Mogli-
cherweise musse ein zusatzlicher Overheadbereich oder eine andere Struktur geschaffen

werden.

Es werde eine Ldsung bevorzugt, die auf vorhandene Strukturen aufsetze. Da das TLV bereits
mit den Aufgaben betraut sei, kdnnte eine Erweiterung der Aufgaben und mdégliche Umbe-
nennung, bspw. in Landesamt fir Gesundheit und Verbraucherschutz, in Betracht gezogen
werden. Dieses Modell gebe es in anderen Bundeslandern haufig, in einigen Bundeslandern
sei der Bereich der Veterinarverwaltung und der Lebensmitteliiberwachung Teil des OGD. Es
sei schwierig, wenn zwei Behoérden, eine Kleinbehérde und das TLV, bei Uberschneidenden
Aufgaben zusammenarbeiten mussten. Zu den Berlhrungspunkten gehére bspw. der medizi-
nische Arbeitsschutz. Bei der Errichtung einer neuen Behdrde stelle sich auch die Frage, was
mit dem Laborbereich geschehe. Es gebe einen Laborbereich im TLV und es musse uberlegt
werden, wie die Integration in der neuen Behtrde erfolgen konne. Gerade im Rahmen einer
Krisensituation sei es zudem wichtig, dass Personal verdichtet werden kénne. Das sei im
Rahmen der Pandemie geschehen, als Personal aus dem Bereich des Veterindrwesens und
des Arbeitsschutzes die Schutzausriistung beschafft habe. Auch die Impfstofflogistik und
-lagerung habe Uber das TLV gewahrleistet werden kénnen. Aufgrund der Bedeutung der

Synergieeffekte in diesen Bereichen sei nicht zu empfehlen, dies auseinanderzureif3en.

Herr Schulz sagte, nach Auffassung des TMASGFF bediirfe es in beiden Gesetzentwirfen
keiner gesonderten Einrichtung/Errichtung einer Verlagerung bestimmter Aufgaben, dies
kénne per Gesetz angeordnet werden. Werde per Gesetz eine Behorde errichtet, bedlrfe es

keiner Einrichtung mehr durch die Landesverwaltung.

— Dr. Oberbeck, Leiterin GA Weimar, Zuschrift 7/3229, teilte mit, auf Punkte eingehen zu
wollen, die sie fur sehr wichtig halte und bei denen sie das Geflihl habe, vielleicht aneinander
vorbeizureden oder dass die Wiinsche der Arzte und Zahnarzte des OGD vielleicht noch nicht
in Ganze erkannt worden seien. Es sei ihr aul3erst wichtig, zu betonen, dass sie persénlich
keine parteipolitischen Interessen hege, sondern es ihr allein darum gehe, dass es fachlich gut
werde, dass man im Alltag — sie als Leiterin des GA Weimar — gut mit den entsprechenden
Aufsichtsbehdrden und Ministerien zusammenarbeiten kdnne. Einer der wichtigsten Punkte

sei die Struktur der Aufsichtsbehdrde; das sei an zahlreichen Stellen schon angesprochen
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worden. lhr sei es wichtig, zu betonen, dass bei aller Expertise, die natirlich im TLV vorhanden
sei und die man auch keinesfalls absprechen wolle, die eigentliche OGD-Expertise — nicht die
mikrobiologische, nicht die fir Trinkwasser — in den Aufsichtsbehdrden fehle.

Auf Ausfuhrung und Nachfrage von Abg. Mdller an anderer Stelle Bezug nehmend bestatigte
sie, dass man sich in der Pandemie fachlich nicht so betreut gefiihlt habe, wie es wiinschens-
wert gewesen ware. Sie spreche ausdricklich nicht von handelnden Personen, sondern einzig
und allein davon, dass man fur eine kompetente Fachbehérde sowohl juristische als auch
OGD-Kompetenz bendétige — das werde vermisst und sei unbedingt fur eine handlungssichere
Arbeit in den GA erforderlich. Man spreche von einem Kompetenzzentrum als Aufsichts-
behdérde und fordere in den GA, in den Fiihrungsebenen Facharzte fur OGD oder OGD-
erfahrene Arzte, auch in der Fiihrungsetage der entsprechenden Aufsichtsbehorde, weil man
nur so fachsicher betreut werden kdnne. Das gabe nicht nur Handlungssicherheit — diese habe
man oftmals vermisst —, sondern wiirde auch Kapazitaten freisetzen. Landes-GA anderer
Lander seien schon mehrfach erwahnt worden. Sie winsche sich — viel mehr als bisher —,
strukturelle Zuarbeit zu bekommen, dass Netzwerkarbeit gepflegt und Leitlinien erstellt
wirden, die man in den GA anwenden kénne, damit nicht jedes GA — wie so haufig in der
Pandemie — das ,Rad neu erfinden* misse. Das wirde Kapazitaten fur die Arbeit an der Basis
freisetzen; das sei das, was benétigt werde. Und ganz nebenbei wirde man einen der
wichtigsten Kritikpunkte der Burger in der Pandemie, dass sich die GA in vielen Bereichen
unterschiedlich aufgestellt hatten, beseitigen. Nattirlich gebe es kommunale Belange, die dazu
fuhrten, dass andere Entscheidungen getroffen wiirden. Wenn es aber klare Empfehlungen
fur die GA gabe, dann wiirden sich die Differenzen nicht so darstellen, wie in der Pandemie
erlebt. OGD-Expertise in der Fihrungsebene in der Aufsichtsbehérde sei von immenser
Bedeutung. Das bedeute nicht, dass man die entsprechenden Bereiche von TLV und TLVWA
nicht zusammenlegen koénne, aber man brauche auch OGD-Expertise — diese fehle ihrer

Meinung nach.

Auf die Frage von Abg. Montag, wie die beiden Gesetzentwiirfe hinsichtlich der Bestimmun-
gen zur hygienischen Uberwachung bewertet wiirden, antwortete Dr. Oberbeck, dass man
sich auch hier einheitliche Vorgaben wiinsche — ganz praktisch fir den Alltag. Wenn man
bspw. auf die Webseite des Landes-GA des Landes Niedersachsen schaue, bekomme man
praktische Leitlinien an die Hand, z.B. was bei einer Begehung eines Krankenhauses zu
beachten sei, Checklisten usw. Man komme nattrlich an derlei Dinge heran und gehe nicht
ohne Checkliste vor Ort, weil man kein Landes-GA, keine dhnliche Struktur habe, aber es sei
extrem komfortabel; es spare Zeit und gebe einem insbesondere das Geflihl, handlungssicher

zu sein. Allerdings, wende man etwas von anderen Landern an, kénne es durchaus vor-
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kommen, dass man vielleicht in irgendeinem Bereich etwas Ubersehe, das nicht dem Thiringer

Recht entspreche.

Abg. Dr. Lauerwald fragte bzgl. des Wunsches nach Ubergeordneter Fachkompetenz, ob
angesichts des Fachkraftemangels vorstellbar sei, Kollegen aus den derzeitigen GA, die an
der Basis Erfahrungen gesammelt hatten, in entsprechenden Bereichen einzusetzen. Seiner
Ansicht nach miisste das mdglich sein; auch weil es dann zur Entlastung der jeweiligen GA
beitrage, wirden Aufgaben delegiert. Er frage sich, wo man ansonsten die bendétigten Fach-

krafte herbekommen solle.

Dr. Oberbeck antwortete, dass die benotigten Fachkrafte naturlich aus GA kommen kénnten,
sie aber keinesfalls den Eindruck erwecken wolle, dass man in den GA Arzte freistellen kdnne
und die Arbeit so weiterlaufe wie bisher; der Arzt sei in den GA nach wie vor eine sehr knappe
Ressource. lhrer Ansicht nach sei es sehr wichtig, dass das OGD-Gesetz in Thiringen so
gelinge, dass man im Alltag gut damit arbeiten kénne. Trotzdem kdnne dieses Gesetz nur ein
Schritt sein, um die Arbeit fur Arzte im OGD attraktiver zu gestalten. Es gehore noch viel mehr
dazu. Angeklungen sei vorhin das Thema ,Tarifvertrag fiir Arzte im OGD*; leider laufe vieles
Ubers Geld. Spreche man mit Kollegen aus Krankenhausern, sei es haufig so, dass diese sich
sehr wohl fur die Arbeit eines GA interessierten. Wenn es dann aber um die Eingruppierung
gehe und im Krankenhaus eine Oberarztstelle vakant wirde, verliere man diese interessierten
Kollegen. Es sei nicht so, dass das Gesetz — unabhangig davon, wie gut es letztlich
ausgestaltet werde — alle Probleme im OGD losen konne, aber es konne ein Schritt in die
richtige Richtung sein. Sie sei sich sicher, dass es kompetente Arzte geben werde, die gern
bereit seien, in einer Landesbehérde mitzuwirken. Das konne natirlich Licken in GA reizen
und bringe wiederum andere Probleme mit sich; letztlich misse man gemeinsam darum
kampfen, dass der OGD eine wichtige und attraktive dritte Saule im Gesundheitswesen werde
und bleibe.

Auf entsprechende Nachfrage von Abg. Pl6tner zum One-Health-Ansatz teilte Dr. Oberbeck
mit, es inhaltlich sehr zu begriiBen. Man wiinsche sich in den Kommunen, dass Gesund-
heitsfragen bei allen Aspekten der Stadteplanung usw. berlcksichtigt wirden. Inhaltlich finde
sie das begrifRenswert; es sei ihr wichtig, zu betonen, dass es nicht um parteipolitische Inte-
ressen gehe. Im Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen gebe es Dinge, die sehr zu begril3en

seien — One-Health-Policies kbnne man nur unterstitzen.

Abg. Dr. Kénig merkte an, dass die vorliegenden Gesetzentwirfe zum Thema ,Wirkungs-

kreis“ unterschiedliche Herangehensweisen aufzeigten, und fragte, welche Auswirkung es fur
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die Stadt Weimar hatte oder welche Befiirchtungen es gebe, wenn es zu einer Ubertragung in

den eigenen Wirkungskreis kame.

Dr. Oberbeck auf3erte, es allgemeiner fassen, es nicht nur auf die Stadt Weimar beziehen zu
wollen. Der Hintergrund, dass man gewisse Aufgaben in den eigenen Wirkungskreis tber-
tragen wolle, sei verstandlich, aber in der jetzigen Situation sehr gefahrlich. Sie befirchte, dass
es durch die Ubertragung in den eigenen Wirkungskreis dazu kommen konne, dass der
Erfullungsgrad der Aufgaben im OGD noch viel starker als bisher an der finanziellen Situation
der Kommunen hangen wirde und man bzgl. der Erfillung der Pflichtaufgaben in Zustande zu
Zeiten vor der Pandemie zurlickgeworfen werden kénne. Man sehe gerade in jeder Kommune,
wie ,eng die Finanzen gestrickt* seien. Ware das anders, kbnne man naturlich argumentieren
— es sei sicherlich auch so gemeint —, dass jede Stadt, jede Kommune durch den eigenen
Wirkungskreis noch eigene Impulse einbringen und es ausgestalten kénne und somit ganz
andere Mdglichkeiten hatte. Da die Situation finanziell jedoch sei, wie sie sei, habe sie groRe

Beflrchtungen.

— Frau Wlodarski, Anonymer Krankenschein Thiringen (AKST) e.V., flhrte Bezug neh-
mend auf die Stellungnahme in Zuschrift 7/3240 sowie des verteilten Handouts (vgl. Anla-
ge 2 zum Protokoll; bildhaft eingescannt) aus, dass man sich insbesondere mit dem Zugang
und den Barrieren im Zugang zum Gesundheitssystem beschéftigt habe. In der inzwischen
knapp 7-jahrigen Historie des Projekts seien von 2.000/3.000 Fallen 1.500 Menschen versorgt
worden, die keinen Zugang gehabt hatten. Damit sei die Frage, ob alle Menschen offenen
Zugang zum Gesundheitssystem hatten, eindeutig zu beantworten. Es gebe Menschen, die
man nicht erreiche; man wisse nicht, wie viele Menschen letztlich betroffen seien. In der letzten
seridsen Schatzung des Mikrozensus sei von 0,8 Prozent der Bevdlkerung gesprochen
worden. Bekannt sei, dass im Mikrozensus nur registrierte Haushalte erfasst wiirden; keine
Gemeinschaftsunterkiinfte wie bspw. Gefangnisse oder Flichtlingsunterkiinfte, Ubergangs-

wohnheime usw. — gerade dort lebten aber die Menschen, die Zielgruppe des AKST e.V. seien.

Man rege an, die Versorgung von Menschen ohne Krankenversicherung als gesetzliche
Aufgabe fiir den OGD — unabhéngig davon, im welchem Gesetzentwurf — zu verankern;
entweder Uber eine zentrale Vergabestelle oder auch dezentral. Wie es letztlich organisiert
werde, sei dann Aufgabe der Behotrde oder des Gesetzgebers. Man wolle auf jeden Fall, dass
sich Thiringen zu dieser Aufgabe, zu den Menschenrechten geman Artikel 25 der Menschen-
rechtskonvention bekenne, wonach der Zugang zu medizinischer Versorgung fir jeden
Menschen ein Grundrecht sei. Es sei staatliche Aufgabe und Deutschland sei bereits daflr

gerugt worden, dass es erhebliche Hirden beim Zugang zu gesundheitlicher Versorgung
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gebe. In Thiringen kdnne man auch in diesem Punkt tats&chlich ein modernes und effektives

offentliches Gesundheitssystem errichten, indem es in das Gesetz aufgenommen werde.

Auf die Ausfiihrung von Abg. Pldtner, herausgehort zu haben, dass der Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, geeigneter wéare, weil er den ganzheitlichen Ge-
danken- und Praventionsansatz fir alle Menschen trage, entgegnete Frau Wlodarski, nicht
entscheiden zu kénnen, welcher Gesetzentwurf der bessere sei; dazu fehle ihr die Expertise.
Der Ansatz des AKST e.V. kénne in beiden Gesetzentwirfen untergebracht werden. Sie habe
festgestellt, dass der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, jedenfalls
deutlich detaillierter ausfuihre; auch Chancengerechtigkeit sei erwahnt worden. Aber auch der
Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, habe sich damit auseinandergesetzt,

dass es Menschen gebe, die keinen Zugang zum Gesundheitssystem hatten.

— Frau Kliewe, Landeskontaktstelle fur Selbsthilfe Thiringen e.V. (LAKOST), Zuschrift
713239, informierte, sie leite die Kontaktstelle fir Selbsthilfe im GA Weimar, spreche hier
jedoch als Vorstandsmitglied des LAKOST e.V. In Thiringen gebe es 22 sogenannte Selbst-
hilfekontaktstellen, die Gberwiegend in den GA angegliedert seien. Sie begleiteten mit sehr
unterschiedlichem und teilweise sehr knappem Personalaufwand ca. 1.500 Selbsthilfe-
gruppen mit ca. 20.000 Mitgliedern. Die Themen der Selbsthilfegruppen seien tberwiegend
gesundheitsbezogen, d.h., sie umfassten das gesamte Spektrum von kdrperlichen Erkrankun-
gen und Behinderungen, aber auch von psychischen und Suchterkrankungen. Es gebe
zunehmend auch Themen im sozialen Bereich, die oft eine besondere Ndhe zum Thema
,Gesundheit* hatten, bspw. ,Tod und Trauer®, ,Armut und Arbeitslosigkeit®, ,Alleinerziehende*

und ,Analphabetismus®.

Studien verdeutlichten die positiven Veranderungen, die Menschen durch die Teilnahme an
Selbsthilfegruppen erfahren kénnten. Sie entwickelten haufig neue Bewaltigungsmechanis-
men, erlebten eine gesteigerte Zuversicht in Bezug auf ihre Erkrankung, was sich auch auf
ihre Motivation auswirke, sich mit ihrer Erkrankung auseinanderzusetzen. Sie fihlten sich
haufig besser informiert und gaben vor allem an, die Qualitat von Gesundheitsinformationen
deutlich besser einschatzen zu kénnen. Das halte sie mit Blick auf das Ziel von Gesund-
heitskompetenz oder auch mundigen Patienten fur sehr wichtig. Mitglieder von Selbsthilfe-
gruppen berichteten auch, dass sich ihre Kommunikation zu Haus- und Facharzten deutlich
verbessere, wenn sie sich in Gruppen engagierten; sie gingen anders in die arztliche
Kommunikation. Das seien Ergebnisse aus der SHILD-Studie von 2018; durchgefuhrt vom
Universitatsklinikum Hamburg Eppendorf in Zusammenarbeit mit der medizinischen Hoch-

schule Hannover. Diese Studie sei sehr umfangreich durchgefuhrt worden und gelte in Selbst-
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hilfeunterstiitzungskreisen als sehr reprasentativ. Zur Frage, warum sie dazu ausfiihre, infor-
mierte sie, dass Selbsthilfe ein besonders gutes Beispiel fir die schon in der Ottawa-Charta
aufgefuhrten Ziele wie Empowerment und Partizipation sei. Selbsthilfegruppen férderten die
Selbstermachtigung; zudem nahmen Betroffene ihre Situation — Erkrankung, Problemlagen
usw. — selbst in die Hand.

Zu den Gesetzentwlrfen wolle sie sich nur kurz duf3ern; auch, weil Selbsthilfe nur ein winziger

Teil von Gesundheitsférderung sei.

Im Gesetzentwurf der Gruppe der FDP, Drucksache 7/8556, wirden Selbsthilfegruppen an
einer Stelle erwahnt, allerdings vor allem in Verbindung mit Personen mit einem besonderen
Hilfebedarf und vornehmlich dem SPDi (Sozialpsychiatrischen Dienst) zugeordnet. Das halte
man fiir ziemlich wenig. Fir alle Aufgaben des OGD solle der iibertragene Wirkungskreis
gelten. Wenn Gesundheitsforderung — sei sie auch noch so vage ausformuliert — darunter falle,

frage man sich, was ggf. verpflichtender ware.

Im Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, seien Selbsthilfegruppen an
unterschiedlichen Stellen erwdhnt worden. Man begriiRe sehr, dass die Zusammenarbeit des
OGD mit Selbsthilfegruppen bereits in § 1 Abs. 4 erwahnt werde; das zeuge von einer
gewissen Wertschétzung, tUber die man natirlich erfreut sei. Offen bleibe jedoch, was Zusam-
menarbeit bedeute bzw. bedeuten kdnne.

In § 7 Abs. 5 und § 9 sei formuliert, dass die unteren Gesundheitsbehérden auf Selbsthilfegrup-
pen aufmerksam machten. Das halte man fir sehr vage und nicht ausreichend formuliert; es
werde der bedeutenden Funktion von Selbsthilfekontaktstellen nicht gerecht. Selbsthilfe-
gruppen bendétigten Unterstitzungsstrukturen. Dort, wo funktionierende Selbsthilfekontakt-
stellen vor Ort bestlinden, entwickelten sich Selbsthilfegruppen deutlich zahlreicher und viel-
faltiger, und das sei zu begriiRen. Ahnliches sei auch aus dem Bereich ,Ehrenamt* bekannt;
dort, wo Unterstiitzungsstrukturen im Ehrenamt bestiinden, sei auch das Ehrenamt vor Ort

aktiver und vielfaltiger.

Es brauche eine zentrale und verlassliche Anlaufstelle, z.B. eine Selbsthilfekontaktstelle im
GA. Man halte sie fur eine strukturelle Voraussetzung, damit sich Selbsthilfegruppen bilden
und diese kontinuierlich bestehen konnten; sie sich untereinander vernetzten, aber auch

Ideenbiindelung stattfinden kénne.
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Selbsthilfekontaktstellen sollten sich als notwendige Unterstiitzungseinrichtungen von gemein-
schaftlicher Selbsthilfe im zukiinftigen OGD-Gesetz eingebettet in die Gesundheitsférderung
wiederfinden. Sie seien eine bereits vorhandene und bewéhrte Struktur in den Kommunen und
Landkreisen Thiringens — mehr oder weniger ausgepragt — und wirden durch eine gesetz-
liche Verankerung entsprechend gestarkt werden.

Sie zitierte aus dem Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen, Drucksache 7/8922, § 7 Abs. 5,
,Die unteren Gesundheitsbehdérden férdern im Sinne der Frihintervention mit entsprechenden
Angeboten die persdnliche Kompetenz der Menschen im Umgang mit Gesundheit und
Krankheit sowie die Ubernahme sozialer Verantwortung fir sich selbst und andere [...], und
merkte an, dass es sich groRartig lese, weil es so klinge, als wirde man gemeinschaftliche
Selbsthilfe férdern wollen; sie starke den Umgang mit der eigenen Erkrankung und rege in der
Regel auch zu sozialer Verantwortung an, indem man sich z.B. in einer Gruppe einbringe.
Nach Ansicht des LAKOST e.V. fanden sich in der Begrindung zu 8§ 7 Aufgabenschwerpunkte
formuliert, die in der Regel in Selbsthilfekontaktstellen in GA vorgehalten wiirden wie Beratung,
Unterstiitzung, Informationsweitergabe, Vermittlung in Selbsthilfegruppen. Deshalb ware es
fur den LAKOST e.V. nur nachvollziehbar, wenn Selbsthilfekontaktstellen tatsachlich auch
explizit im Gesetz benannt wirden — das seien sie nicht; es fehle der Uberbau, die
Unterstitzungsstruktur tauche leider nicht auf.

Wahrend Kontrollaufgaben in GA in einem Gesetz sehr konkret formuliert werden konnten,
z.B. im Bereich der Hygiene oder Gesundheitsiiberwachung, sei dies fur den Bereich der
Gesundheitsférderung und somit auch fur die Selbsthilfeunterstitzung, vor allem als Aufgabe
im eigenen Wirkungskreis, deutlich schwieriger. Auch die Thiringer Selbsthilfekontaktstellen
seien sehr unterschiedlich aufgestellt und variierten sehr in ihrem Aufgabenspektrum; auch
hinsichtlich der fir die Selbsthilfe zur Verfligung stehenden Zeit. Deshalb wiinsche man sich
auf jeden Fall Handlungsempfehlungen — welcher Art auch immer —, die einerseits Orientie-
rung in der Gesundheitsférderung gaben, andererseits vor Ort dennoch Spielraume fir die
vorhandenen Bedarfe und Bedingungen lieRen, sollte es bei einer Aufgabe im eigenen

Wirkungskreis bleiben.

Man halte es fur wichtig, Gesundheitsférderung auf Landesebene zu koordinieren, wenn es
eine Aufgabe im eigenen Wirkungskreis bleibe, weil es dann — verstehe man es richtig — keine
Fachaufsicht geben werde. Die GA sollten unbedingt angehalten, vielleicht sogar verpflichtet
werden, im Bereich der Gesundheitsférderung, und damit auch im Bereich der Selbsthilfe,

zusammenzuarbeiten. Eine gesetzliche Verankerung, Fixierung halte man fur sinnvoll.
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An dieser Stelle wolle sie die AGETHUR erwahnen, weil sie fur die Kommunen bereits mit
verschiedenen Formaten sehr gute Arbeit leiste. Sie biete den Kommunen fachliche Ver-
netzung, Orientierung und Qualifizierung, und das sei gerade fur die Akteure vor Ort dul3erst
hilfreich.

Sie hoffe, dass sie fur das Thema ,Selbsthilfe” habe sensibilisieren konnen. Ihr Anliegen sei
es gewesen, die Bedeutung der Benennung von Selbsthilfekontaktstellen als notwendige
Unterstitzungsstruktur verstandlich und nachvollziehbar vorzustellen. Eine selbsthilfefreund-
liche Kommune sei ein guter Beitrag zur Gestaltung gesundheitsforderlicher Lebenswelten,

und diese gehorten zum Ziel eines modernen OGD.

Stellv. Vors. Abg. Eger bedankte sich und schloss die mindliche Anhoérung.

Der Tagesordnungspunkt wurde nicht abgeschlossen; er wird in einer der nachsten

Sitzungen erneut aufgerufen.

3. Punkt 3 der Tagesordnung:

Arbeitsprogramm der Europaischen Kommission fur 2024

Unterrichtung durch die Landesregierung nach Art. 67 Abs. 4 LV i. V. m. 8§ 54 a GO
— Vorlage 7/5900 —

dazu: - Vorlagen 7/5974/6042/6089/6092/6097/6111/6112/6113 —

Stellv. Vors. Abg. Eger bat die Landesregierung um ihren Bericht.

Ministerin Werner fihrte aus, die Europaische Kommission habe am 17.10.2023 ihr Arbeits-
programm fiir 2024 unter dem Thema ,Heute handeln, um flir morgen bereit zu sein vorgelegt.
Vor dem Hintergrund der Ende April endenden Legislaturperiode des Européischen Parla-
ments sowie der Anfang Dezember endenden Amtsperiode der derzeitigen Kommission wir-
den in Anhang | insgesamt lediglich 15 neue politische Initiativen angekiindigt; fast alle nicht

legislativ.

In diesem Jahr sei Anhang Il wesentlich bedeutender, welcher die derzeit insgesamt 154 an-
hangigen Vorschlage auffiihre, zu denen nach Moglichkeit noch bis Ende April eine Verstan-
digung zwischen Rat und Parlament herbeigefihrt werden solle. Man hoffe, dass die Einigung
fur die Bereiche ,Beschaftigungs- und Sozialpolitik“ sowie ,Gesundheit* noch gelinge, denn
darunter fanden sich solche bedeutenden Vorhaben wie die Verordnungen Uber kinstliche

Intelligenz, ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten und den europdischen


https://ais.thueringer-landtag.de/Recherche/einzeldokumentensuche.html?dokart=DRUCKSACHE&wp=-1&doknr=-0001&verbund=on&absenden=Dokumentensuche+durchf%C3%BChren
https://ais.thueringer-landtag.de/Webservices/pdfserver.pdf?dokschluessel=V75974
https://ais.thueringer-landtag.de/Webservices/pdfserver.pdf?dokschluessel=V75974
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Raum fur Gesundheitsdaten sowie die Richtlinie Uber die Sorgfaltspflichten von Unternehmen
im Hinblick auf Nachhaltigkeit, zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hé&uslicher
Gewalt sowie zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung.

Die vorlaufige Einigung von Rat und Parlament im Trilog vom 13.12.2023 tber die Richtlinie
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit, fir die man sich besonders
intensiv im Bundesrat, in der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK) und im Ausschuss
der Regionen eingebracht habe, habe leider keinen Bestand. Im Ausschuss der Standigen
Vertreter der Mitgliedstaaten habe die erforderliche Mehrheit fur die Billigung der vorlaufigen
Einigung durch den Rat zunachst nicht erzielt werden kénnen. Der aktuelle belgische Vorsitz
werde die Verhandlungen mit dem Parlament erneut aufnehmen, um doch noch zu einer

Einigung zu gelangen.

In Anhang | des Arbeitsprogramms werde im Bereich ,Gesundheit* keine neue Initiative be-
nannt, im Bereich der Sozial- und Beschaftigungspolitik seien es folgende zwei; wobei sie die
erste nicht als neue Initiative bezeichnen wirde: Seit 2003 trafen auf dem sogenannten
Dreigliedrigen Sozialgipfel fiir Wachstum und Beschéftigung hochrangige Vertreter des jeweils
amtierenden Vorsitzes im Rat der Europaischen Union, der zwei kiinftigen Vorsitze, der Kom-
mission und der Sozialpartner zusammen, um eine kontinuierliche Konsultation zu ermdogli-
chen. Der soziale Dialog sei ein Grundbestandteil des europaischen Sozialmodells. Seit Be-
ginn der europaischen Integration sei es als wichtig erachtet worden, dass Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter aktiv an der Ausgestaltung europdischer Rechtsvorschriften im Bereich
der Sozial- und Beschéaftigungspolitik mitwirkten. Der Dreigliedrige Sozialgipfel finde mindes-
tens zweimal jahrlich vor den Gipfeltreffen des Europaischen Rats statt; dieses Fruhjahr
gemeinsam mit dem belgischen Ratsvorsitz in Val Duchesse bei Briissel. Die Kommission
habe als Themen aktuelle Herausforderungen fiir den europaischen Arbeitsmarkt, fir Beschaf-
tigte und Unternehmen, unter anderem im Zusammenhang mit dem Qualifikations- und
Arbeitskraftemangel sowie kiinstlicher Intelligenz, benannt. Fir das Il. Quartal kiindige sie im

Arbeitsprogramm nun FolgemaRnahmen zu diesem Gipfeltreffen an.

Eine weitere neue Initiative betreffe eine Regelung zum Européischen Betriebsrat. Europa-
ische Betriebsrate seien ein wichtiges Instrument fiir groRe multinationale Unternehmen, um
ein gemeinsames Verstandnis fir landerlbergreifende Herausforderungen zu entwickeln. Sie
férderten die Einbeziehung der Arbeitnehmer in landertbergreifende Entscheidungsprozesse,
die sie unmittelbar betrafen. Die ASMK habe 2021 mit Unterstiitzung Thiringens die Bundes-

regierung aufgefordert, sich gegenuiber der Européischen Kommission fur eine Starkung der
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Unternehmensmitbestimmung auf européischer Ebene einzusetzen. In seiner Entschlie3ung
vom 02.02.2023 fordere das Européische Parlament, die Zahl der Europaischen Betriebsrate
zu erhohen und ihre Fahigkeit — insbesondere wahrend Umstrukturierungsprozessen —, die
Rechte auf Unterrichtung und Anhérung wahrzunehmen, zu starken. Dafir solle die Richtlinie
Uber den Europaischen Betriebsrat Giberarbeitet werden. In beiden Fallen sei man gespannt,
welche Vorschlage die Kommission so kurz vor Ablauf der Legislatur noch prasentieren werde.

Auch Anhang Il ,Vorschlage und Initiativen zur Rationalisierung der Berichtspflichten* sei von
Interesse. Die Kommission habe bereits umfassende MalRnahmen eingeleitet, um die Mit-
gliedstaaten dabei zu unterstitzen, die Verfahren zur Koordinierung der Systeme der sozialen
Sicherheit zu digitalisieren und dadurch den Verwaltungsaufwand fir mobile Blrgerinnen und
Burger sowie fiir grenziberschreitend tatige Unternehmen zu verringern. Die Mitgliedstaaten
seien aufgefordert, weiter in die Automatisierung der Verfahren zur Bearbeitung nationaler und
grenziberschreitender Falle im Bereich der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes zu
investieren und gleichzeitig auf eine starkere Interoperabilitdit zwischen den nationalen
Systemen der sozialen Sicherheit hinzuarbeiten. Bis 2030 sollten die Ziele der digitalen
Dekade erreicht werden, wonach 100 Prozent der wesentlichen 6ffentlichen Dienste, auch im
Bereich der sozialen Sicherheit, online verfugbar sein und alle Burger Zugang zu einem
elektronischen ldentitdtsnachweis haben sollen, der fir grundlegende o6ffentliche Dienste in
der gesamten EU, einschlie3lich der Sozialversicherung, genutzt werden solle. Darauf auf-
bauend werde in Abschnitt B des Arbeitsprogramms 2024 die Einfiihrung eines gemeinsamen
elektronischen Formulars zur Vereinfachung der Meldung entsandter Arbeitnehmer angektin-
digt, welche den Austausch von Informationen mit den zustandigen nationalen Behdrden
erleichtern und die Verfahren zugleich weniger fehleranféllig machen solle. Diese Verwal-
tungsvereinfachung solle durch die Entwicklung und Bereitstellung einer mehrsprachigen und
offentlichen Schnittstelle ergénzt werden, Uber die die Diensteanbieter die Entsendung von
Arbeitnehmern zunachst fir diejenigen Mitgliedstaaten melden kdnnten, die sich bereits fir
die Nutzung dieser offentlichen Schnittstelle entschieden héatten. Mit Blick auf die europapoli-
tischen Schwerpunkte und Ziele der Thiringer Landesregierung vom 28.02.2023 begriile man
diese Anklindigung. Man werde den Fortgang der Initiativen weiter beobachten und bei Inte-

resse im Ausschuss entsprechend berichten.

Auf Nachfrage von stellv. Vors. Abg. Eger ergaben sich keine Wortmeldungen.

Der Ausschuss hat das Arbeitsprogramm der Europdischen Kommission fir 2024 beraten

und zur Kenntnis genommen (vgl. zwischenzeitlich Vorlage 7/6106).

Der Tagesordnungspunkt wurde abgeschlossen.









Arbeitshilfe:

»Begriffsbestimmung und Einordnung von Sprachgruppen der Deutschen Gebardensprache (DGS}"

(Stand: 05.06.2022)

bezeichnung

Signer
Allgemeine { Gebdrdensprachler, Gebirder, Gebirdender, Gebérdensprachnutzer, Gebirdensprachhenutzer,
Bezeichnung Gebdrdensprachanwender, Gebérdensprachverwender, Geb3rdensprachkommunikator )
Sprachgruppen- Native Signer

{L1-Gruppe)

Non-Native Signer
{L2-Gruppe}

Sprachbezeichnung

LGS als Muttersprache
(engl.: mother tongue)

Herkunftssprache

(Sprache, die ein Mensch als Kind
natdrlich von seinen Eltern erfernt, die
diese Sprache ebenfalls primar im
Sprachgebrauch haben)

DGS als natiirliche Sprache
(starke Sprache)

Erst- oder Zweitsprache
{Primdr- oder Sekundarsprache)

{Sprache, die ein Mensch als Kind

erlernt, die als primiirer Sprach-

gebrauch im sozialen Umfeld des
Kindes und seiner Eltern ist)

DGS als Zweit-, Dritt- oder Viertsprache
{schwache Sprache)

Fremdsprache

{Sprache, die ein Mensch als Schiiler
oder als Erwachsener erlernt,
die sekundér oder multilingual als fremde Sprache
im Sprachgebrauch ist)

gemeinsame Bedingung:
in der frihen Kindheit bis zum 7. Lebensjahr ohne formalen Schulunterricht
bzw. Sprachkurs natlrlich erlernte Sprache

allgemeine Bedingung: Erwerb durch bewusstes
Lernen in der Schule, im Sprachkurs oder
autodidaktisch, spielerisch oder kulturell im fremden
Sprachraum insbesondere ab dem &. Lebensjahr bis
in das hohe Erwachsenenalter

Personen-
bezeichnung

DGS-Muttersprachler
{Herkunftsgebdrdensprachler)

naturlicher DGS-Sprachverwender
{primdrer Gebirden-
sprachteithabender) !

DG5-Fremdsprachier
{sekundirer Gebarden-
sprachteilhabender)

gebdrdende Kinder mutter-
sprachlich gebardender Eltern (z.B.:
taube Eltern oder CODA-Eltern ?)

gebdrdende Kinder von Eitern, fiir
diese Eltern die Gebirdensprache
eine Fremdsprache ist

Gebardensprachinteressierte,
die in der Schule oder durch den Fremdsprachkurs
die Gebdrdensprache erwerben

Sprachfeststeliung

DGS-Kriterium nach dem ,Gemeinsamen europiischen Referenzrahmen fir Gebdrdensprachen” {GER-GS: Stufen Al bis C2)

Politische Statements
tber die Deutsche
Gebardensprache

in Deutschland

- DGS als eigenstandige Sprache des Deutschen (Tatbestand nach dem § 6 Absatz 1 Behindertengleichstellungsgesetz)

- Deutsche Gebérdensprache als Sprache der deutschen Gebardensprachgemeinschaft
(Tatbestand durch das Bundesweite Verzeichnis Immaterielles Kulturerbe der UNESCG vorn 19.03.2021)

- DGS als eine der Minderheitensprachen der Bundesrepublik Deutschland nach Art. 1 ¢ der Europdischen Charta der Regional-
oder Minderheitensprachen (> Gebdrdensprachgemeinschaft als nationale Minderheit)

weiteres juristisches Mittel

UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK); EntschlieRung des Europédischen Parlaments vom 23.11.2016 {2016/2952({R5P}))

*vgl. der deutsche Linguist T. Lewandowski {Linguistisches Wérterbuch. 4.Aufl., Verlag Quelle & Meyer. Heidelberg 1985) prégte den Begriff ,native speaker’ im Deutsch: ,natirlicher
Sprecher” bzw. ,Sprachteithaber”, wenn in der Linguistik der generativen Grammatik in der speziellen Version des idealen Rezeptor-Kommunikators derjenige, der seine Sprache im
Vergleich gegenliber den Muttersprachlern ebenfalls ohne jede Einschrankung und Stérung beherrscht bzw. perfektioniert und dessen Kompetenz die Grammatik wiedergeben kann
# CODA-Eltern {Children of Deaf Adults}, die die Geb#rdensprache selbst als natirfiche Erstsprache von ihren hisrbehinderten gebdrdensprachlichen Eltern erlernt haben
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| Thiringer Landtag Den Mitgliedern des
BUNDESVERBAND Zuschrift AfSAGG

der Zahndrztinnen und Zahnérzte des 713249
Offentlichen GesundheitsdiensteseV. |,y prs. 7/3556/8922

BZOG - Merseburger Str. 22, 99092 Erfurt Merseburger Str. 22

o 99092 Erfurt
An die Mitglieder des

Ausschusses fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Gleichstellung

Erfurt, 23. November 2023
Sehr geehrte Damen und Herren,

die Landesstelle Thiiringen des Bundesverbandes der Zahnérztinnen und Zahnirzte des Offentlichen
Gesundheitsdienstes e. V. mochte lhnen hiermit seine fachliche Stellungnahme zum vorliegenden
Gesetzesentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN , Thiiringer Gesetz liber
den Offentlichen Gesundheitsdienst” tibermitteln.

Wir begriiRen ausdriicklich die verankerte Anerkennung der Weiterbildung zum Fachzahnarzt fir
Offentliches Gesundheitswesen mit absolviertem Amtsarztkurs als Voraussetzung eine Leitungsfunktion in
den Gesundheitsdmtern wahrnehmen zu kénnen. Dies bedeutet die gesetzliche Normierung bereits
vielfach gelebter Realit4t in Thiiringen.

Grundsatzlich sind die Aufgaben der Zahnérztlichen Dienste (ZAD) zu unterscheiden in Aufgaben, welche
ausschlieBlich durch die Zahnérztinnen und Zahnarzte des Offentlichen Gesundheitsdienstes und das
zahnmedizinische Fachpersonal zu erfiillen sind (z. Bsp. zahnérztliche Untersuchungen) und
Querschnittsaufgaben, welche die Mitwirkung der Zahnérztlichen Dienste erfordern (z. Bsp. Kinderschutz).:

Festzuschreibende Pflichtaufgaben sind:

e JAHRLICHE Vorsorgeuntersuchung aller Kinder und Jugendlicher in Kitas und Schulen
Der unbestimmte Rechtsbegriff ,regelmdfig” bedarf im vorliegenden §11 einer Konkretisierung, um
hier unserem gesetzlichen Auftrag u. a. der , Fritherkennung” und rechtzeitiger Intervention bei
festgestelltem Behandlungsbedarf auch gerecht werden zu kénnen.

¢ Durchfiihrung der Gruppenprophylaxe ENTSPRECHEND §21 SGB V im Schulbereich und
Organisation und Koordination der flichendeckenden zahnmedizinischen préventiven Mafnahmen.
Dies kann im Bedarfsfall auch die Mitwirkung bei gruppenprophylaktischen MaRnahmen in KITAS
beinhalten.
Die Umsetzung der Gruppenprophylaxe ist im SGB V festgelegt, weitere landesspezifische
Regelungen wie die ,Rahmenvereinbarung zur Durchfilhrung der Gruppenprophylaxe nach §21 SGB
V in Thiiringen oder die , Richtlinie zur Umsetzung der Basis- und Intensivprophylaxe in Thiiringen”
konkretisieren dies. Die gesetzliche Festsetzung der Zielgruppen, die Mdglichkeit der SUBSIDAREN
INDIVIDUALPROPHYLAKTISCHEN MafSnahmen und die festgeschriebene Unterstiitzung durch die
aufzusuchenden Einrichtungen sind fiir die Umsetzbarkeit dieser Aufgabe essentiell und werden
daher ausdriicklich begrift.
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e ERSTELLUNG ZAHNMEDIZINISCHER GUTACHTEN in Amtshilfe

Begutachtungen in den Zahndrztlichen Diensten betreffen:

1. Personen, die Beihilfebestimmungen unterliegen

2. Personen mit Asylbewerberstatus

3. Personen ohne Versicherungsschutz
Die Zahndrztlichen Dienste beantworten Fragestellungen fiir interne Kostentrdger (Sozialdmter,
kommunale Beihilfestellen) nach der medizinischen Notwendigkeit, Art und Umfang der Versorgung und
Wirtschaftlichkeit. Die Weiterbildungsordnung fiir die Fachzahnérzte fiir Offentliches
Gesundheitswesen, sowie entsprechenden Module an den Akademien sehen dafiir umféngliche
Qualifizierungsmafinahmen vor und sichern die Qualitdt in diesem Aufgabenbereich. Diese Aufgabe
muss daher zumindest im §18 GUTACHTEN festgeschrieben sein.

e BERATUNG UND ZAHNARZTLICHE SPRECHSTUNDEN IM AMT

Dieser Aufgabenbereich gliedert sich in die settingorientierte Schulung und Beratung von
pddagogischen Fachkréften und Lehrpersonal, aber auch direkte Beratung von Kindern, Jugendlichen
und ihren Sorgeberechtigten. Auch die Schulung von Hebammen, Pflegekrdften und weiteren
Multiplikatoren gehért dazu. Die Beratungssprechstunden bieten einen niedrigschwelligen Zugang zu
gesundheitsrelevanten Informationen, wirken sozialkompensatorisch und subsiddr entsprechend des
Leitbildes des OGD und dienen weiteren Aspekten, wie der Erndhrungslenkung, dem Angstabbau und
der Vermittlung in addquate Behandlung unter dem Anspruch, gesundheitliche Chancengleichheit
herzustellen.

¢ Gesundheitsférderung/Projekte

Die §% 7 und 8 definieren hier erstmals Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungskreis. Der explizite
Einbezug auch zahndrztlicher MafSnahmen ist erforderlich, z. Bsp.: ,Die Zahnérztlichen Dienste
beteiligen sich an kommunalen und landesspezifischen Mafinahmen und Projekten zur
Gesundheitsférderung und Prédvention.”

¢ Gesundheitsberichterstattung - normiert im §10

In diesem Zusammenhang ist eine standardisierte Erfassung und Auswertung erforderlich, so dass der
direkte Bezug zum §5 Digitalisierung besteht, ABER: Die Kommunen haben mit Software-Firmen
langjéhrige Vertrdge. Zwar ist eine sofortige Umstellung auf die Fachanwendung des Landes
unrealistisch, jedoch vermutlich innerhalb der kommenden zwei Jahre zu erwarten. Mittel aus dem
OGD-Pakt wurden fiir Vertrdge und Lizenzen mit Software-Firmen geplant und vielerorts bereits
ausgegeben. Neue Soft- und Hardware wurde gerade aus den ersten Férderchargen angeschafft und
implementiert! Sollte das Gesetz und die Nutzung der Landesplattform ohne Ubergangsfristen in Kraft
treten, drohen den Kommunen eventuell hohe Riickzahlungen, da die Férderbedingungen nicht
eingehalten wurden. Hier sollte zwingend eine entsprechende Regelung erfolgen, damit den Kommunen
keine Nachteile entstehen und Firdergelder nicht umsonst ausgegeben wurden. '

e Weitere, die Zahnérztlichen Dienste betreffende Querschnittsaufgaben ergeben sich insbesondere
im Bereich der Friihe Hilfen, Schwangeren- und Miitterberatung, der Verbesserung der
gesundheitlichen Chancengleichheit fiir Menschen mit Migrationshintergrund, Behinderung oder
sozialer Benachteiligungen.

Die Thematik der dentalen Vernachldssigung als Indikator einer generellen Vernachldssigung der
Gesundheitsfiirsorge von Sorgeberechtigten ist ein Beispiel fiir die erforderliche
bereichsiibergreifende Zusammenarbeit und den erforderlichen konkret formulierten Arbeitsauftrag
im Sinne des Kinderschutzes (SGB VIl §8a und §4 KKG), z. Bsp. entsprechend des Brandenburgischen
Gesundheitsdienstgesetzes: ,Die Landkreise und kreisfreien Stéddte fithren bei Kindern und
Jugendlichen mit auffdlligen Befunden ein Betreuungscontrolling durch.”




In der Summe ergibt sich also gerade mit Blick auf die Zielgruppen (alle Altersgruppen) und auf die
Aufgabenbreite aus Sicht des BZOG e. V. das Erfordernis der Anderung der Begrifflichkeit des Kinder- und
Jugendzahnirztlichen Dienstes hin zum ,ZAHNARZTLICHEN DIENST".

Die AUSFERTIGUNG EINES GESONDERTEN PARAGRAPHEN ZUR ZAHNGESUNDHEIT wird in vielen OGD-
Gesetzen anderer Bundeslander umgesetzt und tragt dem breiten Aufgabenspektrum Rechnung.

Wir bitten um entsprechende Wiirdigung und Einarbeitung unserer Stellungnahme und stehen
selbstredend im weiteren Gesetzgebungsverfahren fiir Anhérungen zur Verfiigung.

Fachzahnérztin fiir Offentliches Gesundheitswesen Zahndrztin
Landesstellenleiterin Thiringen stellv. Landesstellenleiterin Thiiringen
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BUNDESVERBAND
der Zahnérztinnen und Zahnérzte des
{tfentlichen Gesundheitsdienstes e.V.

BZOG -\

Merseburger Str. 22, 99092 Erfurt Merseburger Str. 22

99092 Erfurt

Thiiringer Landtag

Ausschuss fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und
Gleichstellung

Jurgen-Fuchs-Str. 1

99096 Erfurt

Erfurt, 18. Januar 2024

Sehr geehrte Ausschussmitglieder,

hiermit Gbermittle ich Ihnen in Vorbereitung auf die mindliche Anhérung zum Thiringer
Gesundheitsdienstgesetz am 25.01.24 erneut unsere schriftliche Stellungnahme.

Mit Blick auf die bereits bestehenden weitreichenden Fihrungsverantwortungen verschiedener
Fachzahnarzte im Offentlichen Gesundheitswesen in den Thirringer Gesundheitsamtern und die
direkten und indirekten Auswirkungen des Gesetzes in unseren Arbeitsbereich, beantworte ich den
tibermittelten Fragenkatalog (Anlage 5) darliber hinaus wie folgt: ‘

1.

Die Aufgaben in §§ 7,8 Abs. 1 Nm. 1 und 2 sowie §§9, 10 und 23 des Gesetzentwurfs
sollen als Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungskreis wahrgenommen werden. Die
bisherige Verordnung sieht bisher nur Aufgaben im libertragenen Wirkungskreis vor.

Welche Vor- und Nachteile sehen Sie aus lhrer Perspektive bei einer Zuordnung in
den eigenen Wirkungskreis? Sehen Sie Probleme hinsichtlich der ThirKO? Wie
lieBen sich diese ggf. I6sen und welche Griinde / Argumente bestehen fiir eine
Zuordnung in den eigenen Wirkungskreis? (siehe § 3, Absatz 3)

Vorteile fir eine Ubertragung der in den §§ 7,8,9,10 und 23 definierten Aufgaben in den
eigenen Wirkungskreis werden nicht gesehen.

Eine einheitliche, qualitats- und quantitdtsabgestimmte Aufgabenerfillung entfallt, da eine
landeseinheitliche Umsetzung entfallt. Die den Gesundheitsdmtern ibergeordnete Ebene
hat damit wenig Einfluss auf die Ausprédgung der Aufgabenwahrnehmung. Aufgrund
kommunaler haushalterischer Restriktionen und inhaltlicher Priorisierungen besteht hier die
Gefahr keine Stérkung des OGD, sondern eine Schwéchung des Stellenwertes der
Aufgaben Gesundheitsférderung, Gesundheitsberichterstattung und auch Management
gesundheitlicher Notlagen zu erreichen.

Gerade im Bereich des medizinischen Katastrophenschutzes bedarf es zentraler Steuerung
und Ressourcen mit der Méglichkeit staatlichen Eingriffs, weshalb es sich nicht um eine
Aufgabe im eigenen Wirkungskreis handeln kann. Die Erfahrungen der Pandemie sind hier
wegweisend.

Dartber hinaus ist die dann greifende Finanzierung des Personals fir diese Aufgaben
durch die kommunale Ebene die Falsifikation zur Aussage, dass keine Mehrkosten aus
dem Gesetzesentwurf heraus enistiinden.
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Die Ubertragung weitreichender Aufgaben in den eigenen Wirkungskreis steht auRerdem
dem Ansinnen einer rechtsverbindlichen Personalverordnung antagonistisch gegentiber.

2. Wie werden die Aufgaben in anderen OGD-Gesetzen anderer Bundeslénder
kommunalrechtlich zugeordnet (eigener/iibertragener Wirkungskreis)?

Die Aufgaben werden in anderen Bundesléndern Uberwiegend im {ibertragenen
Wirkungskreis wahrgenommen

3. Wie beurteilen Sie die Vorgabe von Personalstandards im Gesetz oder in einer
Verordnung (siehe § 20)? Soliten diese reine Empfehlungen bleiben oder in Form
einer Rechtsverordnung verbindlich ausgestaltet werden. Was spricht dafiir /
dagegen?

Aktuell besteht in vielen Kommunen eine breite Diskrepanz zwischen teils sehr veralteten
Personalempfehlungen, den Stellenplénen und den tatsachlich besetzten Stellen in den
Gesundheitsamtern.

Eine verbindliche Rechtsverordnung zu den Personalstandards, wie im stationdren Bereich
bereits vorhanden, ist ein Instrument, Verbesserung zu schaffen. Dieses muss allerdings
durch weitere Mainahmen der Steigerung der Attraktivitat des OGD wie Qualifikation,
weitere Digitalisierung, Anbindung an die Telematik- Infrastruktur etc. ergénzt werden, um
die Kommunen in die Lage zu versetzen, (iberhaupt wettbewerbsfahig entsprechendes
Fachpersonal gewinnen zu kénnen.

4. Wie sehr erhoht sich aus praktischer Sicht das Aufgabenvolumen fiir den OGD?
Welche Aufgaben konkret sind mit signifikanten Mehrbelastungen verbunden?

Neben den hinzukommenden Aufgabenfeldern der Schwangerenberatung und
Erndhrungsberatung sowie der ausgeweiteten aufsuchenden Hilfen auch in Fallen
hauslicher und sexualisierter Gewalt, findet sich im §8 die Begrifflichkeit der
"gesundheitlichen und psychosozialen Versorgung" von Menschen. Der
Versorgungsauftrag liegt allerdings gesetzlich bei der KVT, so dass es hier, wie auch mit
Blick auf Impfangebote, einer klaren Abgrenzung zum individualmedizinischen
Versorgungsauftrag der ambulanten medizinischen Versorgung bedarf und der klare
bevélkerungsmedizinische und ausschlieBlich subsididre Bezug klar definiert und benannt
werden muss, um die sich daraus ergebenden Mehrbelastungen tberhaupt eingrenzen zu
kénnen.

Dartiber hinaus finden sich im Bereich umweltbezogener Gesundheitsschutz,
Infektionsschutz und Gesundheitsférderung aufwachsende Aufgabengebiete mit Blick auf
sich verdndernde klimatische Bedingungen und daraus resultierender Mehrbedarfe. Diesen
gilt es mit mehr gezielt qualifiziertem Personal zu begegnen.

5. Mit welchen Mehrausgaben ist aus lhrer Sicht zu rechnen?

Mehrausgaben auf Landesebene ergeben sich u.a. aus einer personell und sachlich
angemessen ausgestatteten Landesbehérde und landesweiten Digitalisierungsprojekten.
Die Kommunen erfahren deutliche Mehrausgaben durch Aufgabeniibertragung in den
eigenen Wirkungskreis (s. Frage 1) und neue Aufgaben (s. Frage 4).
Fachérztliche und Fachzahnérztliche Weiterbildung erfolgt an der Akademie fur Offentliches
Gesundheitswesens, aber natirlich fachspezifisch auch weiter (iber die
Landeséarztekammer, Landeszahnarztekammer und diverse Fachgesellschaften, wobei mit
entsprechenden Mehrkosten zu rechnen ist. Eine verbindliche Personalverordnung wird fiir
viele Kommunen, wie unter Frage 3 erlautert, eine Mehrbelastung bedeuten.

2
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6.

10.

In welchen Bereichen finden bereits Kooperationen zwischen Gesundheitsamtern
statt? In welchen Bereichen kdnnen Sie sich eine weitere Zusammenarbeit oder
arbeitsteilige Kooperation vorstellen?

Uber den fachlichen Austausch, bestehende Netzwerkarbeit und kollegiale Hilfestellungen
im Rahmen der Amtshilfe hinaus, sind interkommunale Kooperationen bisher kaum
existent. Diese werden auch kritisch gesehen, da die fehlende personelle Ausstattung, in
anderen Gesetzen verankerte 6rtliche Zustandigkeiten und die berufsrechtlich geregelten
Verantwortlichkeiten des einzelnen ( Amts)-arztes beachtet werden missen. Die Hoffnung
damit eine Ressourcenbiindelung oder gar Personaleinsparungen zu erreichen, ist nicht
kongruent mit dem Arbeitsalltag in den Gesundheitsdmtern. Die praktische Umsetzbarkeit
der "kommunalen Gemeinschaftsarbeit” gerade auch mit Blick zur Finanzierung freier
Tréger, oder Ubernahme von Aufgaben aus anderen Kommunen erscheint nicht realistisch
und Zugewinn bringend.

Was spricht fiir oder gegen eine Biindelung der bisher zustindigen Behorden?
Welche Vor- und Nachteile hat die bisherige Trennung von Fach- und Rechtsaufsicht
in unterschiedlichen Behérden (Landesamt flir Verbraucherschutz und Thiiringer
Landesverwaltungsamt);

Die Biindelung der bisher zustandigen Behérden auf Landesebene ist erforderlich. Dabei ist
die Schaffung eines Thiringer Landeszentrums filr Gesundheit aus den Referaten 4B2,
4B4 und 4B6 des TMASGFF, der Abteilung 3 des TLV und des Referates 550 des TLVWA
mit angegliedertem Kompetenzzentrum Gesundheitsschutz wie im Gesetzesentwurf der
FDP vorgesehen uneingeschrankt zu beflrworten. Entsprechende, auch fachéarztliche
Kompetenzen sind vorzuhalten, um den Aufgaben einer Gibergeordneten Landesbehdérde in
beratender, wie auch fachaufsichtlich weisender Art gerecht werden zu kénnen.
Beispielhaft, nicht abschlieBend seien neben dem Facharzt OGW, der Fachzahnarzt OGW,
der FA fir Hygiene und Umweltmedizin, der FA Mikrobiologie, Virologie und
Infektionsepidemiologie, oder auch der Facharzt fur Psychiatrie genannt.

Wie sollte aus fachlicher Sicht bestenfalls eine Biindelung der Aufgaben erfolgen,
und kann diese Biindelung ggf. ohne Bildung einer neuen Behérde erfolgen?

siehe Frage 7

. Welche ggf. weiteren Aufgaben sehen Sie in der geplanten Biindelungsbehérde?
Welche sollten auf kommunaler Ebene verbleiben?

Das Aufgabenprofil ist im Paragraphen 4 des Gesetzesentwurfes der FDP gut beschrieben
und sollte Verwendung finden.

Wie beurteilen Sie die verpflichtende Nutzung einer gemeinsamen digitalen
Kooperations-Plattform, beispielsweise fiir die Zusammenfiihrung der
Gesundheitsberichterstattung (§5)?

Eine gemeinsame digitale Kooperationsplattform zur Zusammenfilhrung der aggregierten
und anonymisierten Daten aus der kommunalen Gesundheitsberichterstattung ist sicherlich
anzustreben.

Zu beachten sind z. B. weitreichende datenschutzrechtliche Belange, Anforderungen der
einzelnen Kommunen an die Datensicherheit, ein gesichertes Schnittstellenmanagement, die
kostenfreie Zurverfugungstellung, denn:

Im Zuge des OGD- Pakt Digitalisierung haben die Kommunen Hard- wie Software bereits
beschafft und implementiert. Dafiir wurden Férdergelder verwandt, die an
Forderbedingungen gekniipft sind. Mit den Software- Anbietern bestehen langjahrige
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11.

Vertrége, Gelder wurden fir Lizenzen ausgegeben. Dies muss gepriift und einbezogen
werden, um den Einsatz der finanziellen Mittel zu rechtfertigen, Ubergangsfristen
einzurdumen und die Kommunen vor Nachteilen zu schiitzen. Unter Beriicksichtigung dieser
Parameter ist eine verpflichtende Nutzung nicht erforderlich, da der Mehrgewinn dann deutlich
wird.

Zu § 5 Abs. 2: Inwiefern ist nach Ihrer Einschétzung fiir die Realisierung der geforderten
digitalen Plattform zum Datenaustausch und zur Datenspeicherung eine
Eigenentwicklung erforderlich bzw. kann auf bereits vorhandene und modifizierbare
Softwarelésungen zuriickgegriffen werden?

siehe Frage 10

12. Zu § 7: Wie kdnnen aus lhrer Sicht die hier genannten MaBnahmen bzw. Strukturen der

Krankheitsprévention (z. B. im Bereich der kinder- und jugendzahnirztlichen
Praventionsarbeit) so ausgestattet und koordiniert werden, dass Synergie gehoben
werden und keine Doppelstrukturen entstehen?

Bei Wahrung gesetzlich verankerter Zustandigkeiten entstehen keine Doppelstrukturen. Das
hier aufgefiihrte Beispiel der Kinder- und Jugendzahnérztlichen Praventionsarbeit ist daftr ein
Paradebeispiel. Wahrend der individualmedizinische Préventionsauftrag bei der KZV, bzw.
den niedergelassenen zahnarztlichen Kollegen liegt, ist der gesetzliche Auftrag der
bevélkerungsmedizinischen Préventionsaufgaben klar im §21 SGB V "Gruppenprophylaxe"
verankert.

Ergénzt und untermauert wird dies aktuell durch die OGD-VO, und die "Rahmenvereinbarung
zur Durchftihrung der Gruppenprophylaxe nach §21 SGB V im Freistaat Thiiringen". Dartiber
hinaus werden die Zahnarztlichen Dienste wieder ausschlieBlich subsidiar tatig.

Die Frage nach Doppelstrukturen stellt sich hier daher nicht, aber eben auch nicht die
Zuordnung zum eigenen Wirkungskreis, da bereits bundesgesetzlich geregelt.

13. Zu § 12 Abs. 2 Satz 4: Welche Handlungsfolgen und finanziellen Folgen fiir die

Gesundheitsdmter ergdben sich aus einer méglichen Modifizierung dieser Regelung
dahingehend, dass die Gesundheitsamter grundsétzlich zum Vorhalten des
entsprechenden Impfangebotes verpflichtet werden?

Insgesamt unterliegt das weltpolitische Geschehen und die globale Gesundheitslage grofen
Herausforderungen, welche die Verantwortung des Offentlichen Gesundheitsdienstes als
bevélkerungsmedizinische Saule des Gesundheitswesens auch im Bereich von
Durchimpfungsraten und subsidiér durchgefiihrten Schutzimpfungen neben unseren
Pflichtaufgaben aus dem IfSG ( Massen- und Riegelungsimpfungen) fordem. Die personelle
Starkung tber den "Pakt fur den Offentlichen Gesundheitsdienst”, muss dazu fihren, dass
unsere gesetzlichen Pflichtaufgaben wie derzeit im §1, Abs. 1, Punkt 5 GesDV TH und die
Umsetzung des Masernschutzgesetzes vollumfanglich erfulit werden kénnen. Diese wichtige
Aufgabe muss sich in klarer Definition in einem neuen Gesundheitsdienstgesetz wiederfinden
und ist in beiden Entwirfen verankert. Neben &rztlichem Personal bedarf es medizinischen
Fachpersonals und Verwaltungspersonals um folgende Aufgaben erfillen zu kénnen:

¢ Umsetzung des Masernschutzgesetzes
o subsididre Grundimmunisierung und ImpflickenschlieRung gemaR STIKO
« Dokumentation von Impfungen

¢ Bearbeitung und Meldung von Impfreaktionen
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14.

15.

o Impfberatung

« unentgeltliche  Schutzimpfungen  fir  bestimmte  Bevélkerungsschichten,  wie:
Burger, die von sozialer Benachteiligung bedroht sind, Fltichtlinge, Kontaktpersonen beim
Auftreten von Infektionskrankheiten.

Auch die Bereitstellung entsprechend infektionshygienisch standardisierter Raumlichkeiten ist
Voraussetzung. Hierbei sollte die Ausstattung der Gesundheitsdmter allerdings bereits einem
solchen Stand entsprechen, da weitere Pflichtaufgaben aus dem IfSG dies bereits
voraussetzen.

Zu §§ 23, 24: Inwiefern sind diese Regelungen aus lhrer Sicht geeignet, die addquate
Aufgabenerfiillung des Offenthchen Gesundheitsdienstes sicherzustellen, und
inwiefern sehen Sie ggf. Uberschneidungen zu anderen rechtlichen Regelungen aus
dem Bereich des Bevdlkerungs- und Katastrophenschutzes?

Siehe Frage 1

Uberschneidungen zu anderen rechtlichen Regelungen werden nicht gesehen.

Die Gesundheitsdmter sind neben dem Management von Epidemien und Pandemien
verantwortlich fur das Management bedrohlicher, hochkontagiéser tibertragbarer

Krankheiten auch im Kontext von Bioterrorismus. Daher sind neben den im §23 des Entwurfes
enthaltenen Regelungen weitere Strategien und Modalitaten wichtige Aufgaben einer oberen
Gesundheitsbehorde.

Zu § 29: Wie schétzen Sie — inshesondere flir die Kommunen - die finanziellen Folgen
eines Auslaufens der bundesseitigen OGD-Pakt-Finanzierung ein?

Das Auslaufen der Forderungen von Personal und Digitalisierung tber den OGD- Pakt hat
ausschlieBlich negative Auswirkungen:

a) Stagnation in der weiteren Digitalisierung

b) Stellenriickbau ab 2026 tiberall dort wo Stellen vorerst nur befristet besetzt wurden

¢) Kostensteigerung tberall dort wo das Personal weiterbeschéaftigt wird.

d) Keine Moglichkeit mehr des unkomplizierten kurzfristigen Personalaufbaus in Sonderlagen
(siehe Anforderung § 23 Schaffung praventiver Strukturen) — eine Personalvorhaltung ist
Kommunen nicht zuzumuten.

Und verbleibe

mit

freundlichen Griifien

Fachzahnarztin fur Offentliches Gesundheitswesen
Landesstellenleiterin
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stadtverwaltung [

Stadiverwaltung Weimr Postfach 2074 38401 Welmar o C Dezemat 1§ - Soziale's‘l Kultur und Ordnung

- 53,00 Gesundheitsamt
Amtsleitung

Thiringer Landtag

beit, G dhetund .
Ausschuss flir Soziales, Arbelt, Gesundhel . Markt 13/14. 99423 Weiniar

Jangen-Fuchs-Stase | - 7 Tel/Fax: ¥4y (U) 3643~ /b2 152/ Fax: NEE N
99096 Erfurt ‘
Den Mltglledem des " Weimar, 16. Januar 2024
' AfSAGG ' - : N
- . _ Thuringer Landtag |
 Schriftliche Stellungnahme - | Zuschrift

- Sehr gée’hrté Damen, sehr geehrte Herren,

7/3229

. |zu Drs. 7/8556/8922 "

 als Mitglied des Vorstandes des Landesverbandes Thi‘:fihgeh der Arzte und Zahnirzte des ('jffehtliéhén“_ o
"Gesundheitsdienstes e,V. unterstiitze ich die Ausfithrungen der 1. Vorsitzenden Frau DM Francke.

Daruber hinaus mochte ich folgende Punkte besonders hervorheben.:

1)

Eihe Zuordnung der Aufgaben dos Offentlichen Gesundhextswesens in den e:genen W:rkungs~ S
kreis der kreisfreien Stadte und Landkreise sollte keinesfalls stattfinden. :

Insbesondere bei der derzeit angespannten finanziellen Situation vieler krelsfreler Stadte und

Landkreise wiirde dies vieler Orts zu Einschrankungen der Aufgabenausiibung durch Einspa-

 rungen fithren, Dies kann inshesondere nach den Erfahrungen in der Pandemie nicht Ziel eines. '

" Gesundheitsdienstgesetzes sein, Pflichtaufgaben wiirden wie vor der Pandemie nur marginal

" oder u.U. gar nicht erfillt. Gut etablierte Strukturen mussten aufgrund des Kostendrucksan . .

2

vielen Stellen zurlickgefahren werden.

Es sollte unbedingt eine Aufsichtsbehsrde fir die Thiringer Gesundheitsimter geben, die s0- _

- wohl die Fach- als auch die Rechtsaufsicht umfasst. Es muss hierzu aber dringend OGD-Exper- -
- tise in der Fithrungsebene der Aufsichtshehtrde verankert werden., Nur so ist auch eine umfas: -

sende Beratung der Gesundheitsamter moglich.

S0 wie in den Gesundheitsimtern in der Leitung Fachérzte fiir OGD sitzen soliten, so kann die .

Aufsichtsbehdrde nur Kompetenzzentrum sein, wenn sich die OGD-Kompetenz auch hier wie- -
derfindet. Ein Personalaufbau mit Fachérzten fiir OGD bzw. GGD~erfahrenen Arzten ist damit

unumgdnglich, Ob eine solche Institution weiterhin den Namen einer bereits bestehenden Be~ '
horde tragt ist unerheblich. ‘

Postanschrifi . . | Lieferanschrift Regeloffnangszeiten o T seetiie
. Postfach 2014 Schwanssestralte 17 " Montag bis Freitag 9-12 Uhr o
. 99401 Waimar - 99428 Weimar Dienstag und Donnerstag 14-16 Uhr R
. o : sowie nach Vereinbarung SRS : e

Gad

T wwwaweimarde
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Analog zu Landesgesundheitsimtern anderer Bundeslinderwire es sinnvoll, dass strukturelle’
Aufgaben, Netzwerkarbeit, aber auch Leitlinien fiir verschiedene Bereiche der Gesundheitsim-
* ter (ibernommen bzw. bereitgestelit werden. Dies wiirde in den Gesundheitsdmtern zu mehr
Handlungssicherheit und Kapazitdten filhren. -
“Nicht in jedem Gesundheitsamt miissten Standards neu entwickelt und laufend angepasst wer- »
“den. Auch eine Anndherung der Vorgehensweisen der Gesundheitsamter konnte so erreicht
‘werden, Die extrem unterschiedlichen Vorgehensweisen der Gesundheltsamter in der Pande-
mie waren auch ein groRer Kritikpunkt in der Revilkarung

Mit freundlichen GriRen

‘Amtsleiterin

Postangshrift | " Lieferanschrift - ] Régéiﬁffr\urigszeiten ‘ Selie 272
- Postfach 2014 Schwanseestrafe 17 - . Montag bis Freitag  9-12 Uhr

99401 Weldmar . 99423 Weimar

‘

" sowie nach Vereinbarung oo o . "

wwwweimar'de' :
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Fragenkatalog
Zur A-nhérung 2um Ahtrag Drucksache 7/8922'

1. Aus Sicht der Stadt Wenmar ist die Ubernahme in den eigenen erkungskrels ntcht
zielfiihrend,
E£s solite wie bisher inhalttiche Vorgaben auf Landesebene geben, um 8hnliche Inhalte sowue -
ein dhnliches Erfilllungsniveau der Aufgaben thiiringenweit zu gewéhrleisten. ‘
AuBerdem wird eine Verlagerung in den eigenen Wirkungskreis sicherfich zu finanziellen
Mehrbelastungen der Stidte und Landkreise flihren, die natlirlich aus kommunaler Sicht -
“nicht gewilnscht und auch nicht leistbar sind.
Es besteht dadurch in vielen Kommunen und Landkreisen die Gefahr, dass bereits gut
. etablierte Strukturen aufgrund des Kostendruckes zuriickgefahren werden missten,
"Pflichtaufgaben wiirden nur marginal oder u.U. gar nicht erfiillt. Dies sollte nicht das Ziel . '
- eines Gesundheitsdienstgesétzes sein. Die Folgen von durch SparmaBnahmen
_ " handlungsunfihig gewordenen Gesundheitsamtern haben sich in der Pandemie gezeugt
< 1 Imldealfall sollten die Standards der Erfiillung von Aufgaben der Gesundheitsémter durch -
o ‘eine Aufsichtshehdrde mit entsprechender OGD-Fachexpertise gesteuert werden, _»

2. Die Gesundheitsdienstgesetze sind sehr unterschiedlich aufgebaut. Zum Teil sind auch nicht
alle Aufgaben der Gesundheitsamter hier verankert, sondern fuen auf weiteren
'Rechtsvorschriften, '

. Bsp. Bayern: alle Aufgaben werden im Ubertragenen erkungskrels erfullt

Freistaat Sachsen: alle Aufgaben werden als ”Pfhchtaufgaben zur Erfillung’ nach Weusung
. wahrgenomimer.

Niedersachsen: ,Die Landkreise-und kreisfreien Stadte werden dabei im eigenen -
“Wirkungskreis tétlg, soweit die Aufgabe nicht durch Gesetz oder Verordnung dem .~ -
- {ibertragenen Wirkungskreis zugeordnet ist.”- betrifft z.B. das |nfekt|onsschutzgesetz im
4 ubertragenen Wirkungskreis : ‘

Mecklenburg-Vorpommern: teils, teils, Kosten fir Aufgaben im elgenen Wtrkungskrels B
werden durch allgemeinen Finanzausgleich gedeckt. '

3. Aus Sicht der Gesundheitsdmter ist eine klare Vorgabe hier sehr 20 empfehlen. - .
- Die personelle Ausstattung der Gesundheitsamter in Thiringen solite anhand mehrerer . .
Kriterien {nicht nur Einwohnerzahl) bemessen werden. :
Um die Pflichtaufgaben der Gesundheitsdmter nicht von der fmannellen Sctuat:on der
" Kommunen abhangig zu machen, wire eine kiare Vorgabe wichtig,
Wie hier die rechtliche Umsetzung aussehen kann, musswns‘asch géklart werden

"4, Dies ist nicht allgemeingiiltig zu beantworten, da die Gesundheitsémter in ThU‘ringen sehr. .
unterschiedlich strukturiert sind. In Weimar wéren dies z.8. die Schwangerenberatung sowie
~die Ernahrungsberatung, die bisher nicht exphzn: durchgefithrt werden,

5. Esistaufalle Falle mit Mehrkosten zu rechnen, da ein Zusammenlegen ‘vd’rhah’dener’
Strukturen als Aufsichtshehdrde der Gesundheitsimter nicht zielfithrend sein kann, ohne
_hier auch entsprechende OGD-Fachexpertise in der Fithrungsebene zu verankern.
- So wie in den Gesundheitsdmtern in der Leitung Fachérzte fur OGD sitzen sollten, so sollte
auch die Aufsichtsbehirde ein Kompetenzzentrum mit entsprechender Fachexpertise sein..
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Auch durch Personalvorgaben flir Landkreise und krelsfrele Stadte werden ggf zusatzhche :
Kosten entstehen,

‘6. Es gibt Amtshilfeersuchen anderer Gesundheitsimter, denen versucht wird nachzukommen

" sowie Kooperationen z.B. im Bereich MRE-Netzwerk, | ‘
Dlc Personalsituation v.a, an 1m OUD erfabrenen Peisunial, Ist allerdings irach wie vor aberall -

.. angespannt. Dieses Problem Idsst sich nicht allein durch Kooperation l6sen. ‘
Hilfreich kdnnte aber auch hier eine Abnahme bzw. Strukturierung von Aufgaben durchdie
- Aufsichtshehérde sein z.B. einheitliche Bescheiderstellung, Leitlinien etc. o
. Es besteht auch der Wunsch nach weiterer Vernetzung in allen Bereichen (amtsérztlicher
' Dienst, SPDI u.a.) durch regelmafige Netzwerktreffen, die von der Aufsichtsbehérde
" gesteuert werden und zu weiteren Kooperationen fithren kénnen,

7. Eine Biindelung der Rechtsaufsicht und Fachaufsicht ist unbedingt anzustreben; es ist fur die
Handlungssicherheit der Gesundheitséamter fast immer eine Gesamtsicht auf Dinge
- notwendig, die erfordert, dass bei der Beratung durch die Fachbehdrde beide Aspekte
~ einflieBen. Eine Trennung in zwei Behérden hat sich unserer Meinung nach nicht bewahrt.
. Informationsverlust, nicht ausreichender Austausch und einfach nicht ausreichende
‘kompetente Ansprechpartner sind hier problematisch.

' 8. Essollte eine Aufsichtshehérde geben, in der alle Aufsichtsaufgaben gebiindelt sind, .- .
und in der unbedingt OGD-Expertise vorhanden ist, Ob diese weiterhin den Namen einer .. .-~
bestehenden Aufsichtshehérde trigt, ist dabei sicher nachrangig. Wie bereits beschrieben; ‘

- kann es aber nicht ohne OGD-erfahrene Arzte/ Fachirzte gelingen und damit wird ein '
- Personalaufbau notwendig sein.

.. 9. Die Aufsichtsbehdrde sollte strukturelle Aufgaben und Netzwerkarbezt furdie ,
Gesundheitsimter in Thiiringen iibernehmen. In der Pandemie hat sich gezeigt, dass es
- sinnvoll wére z.B. einheitliche Bescheide zu verwenden, Es soliten Leitlinien fir die
~ ‘verschiedenen Abteilungen der Gesundheitsdmter in Thiringen zur Verfiigung gestellt -
“werden, Dies wiirde in den Gesundheitsdmtern zu mehr Handlungssicherheit und ‘

Kapazitdten fiihren. Nicht in jedem Gesundheitsamt miissten Standards neu entwickeltund - ) | ‘

" laufend angepasst werden,

- Auch wiirden dadurch sicherlich die Vorgehensweisen der unterschiedlichen

Gesundheitsémter weitestgehend angeglichen. Die extrefn unterschiedlichen’ . .

' Vorgehensweisen waren ein groRer Kritikpunkt der Bevblkerung in der Pandemie.

~ Zurzeit bleiben viele an die Aufsichtsbehérde gerichtete Fragen unbeantwortet, was

- sicherlich den auch dort geringen Kapazitdten zu schulden ist. - .
--Natiirlich muss es kommunal nach wie vor méglich sein, auf Ioka!e Ereignisse angemessen zu' o
_reagieren, '

- 10. Hier missste geklart werden, Inwiefern durch Parallelentwicklungen fiir andere o
' Verwaltungsbereiche in der Zustandigkeit anderer Ministerien der erwartete Nutzen fiir .-

Blirgerinnen und Biirger tatsachlich vorhanden ist und zu wie viel Mehraufwand dies in den B .

- _ Stédten und Landkreisen fithrt, ' : S
Flir die Kommunen miisste es kostenneutral sein, da die Mlttel des OGD-Paktes groratenteﬂs -
- fur andere Zwecke gebunden sind, .

o -11. Dies muss durch IT;FachIeute beurteilt werden. - -
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12. Die Landesarbeitsgemeinschaft filr Jugendzahnpflege ist, anders als der zahnérztliche Dienst
der Gesundheitsimter, nicht dem TLVWA untergeordnet. -
Dies ist ein Konflikt, da Zahnarztinnen und Zahnirzte der Gesundheitsamter quasi zwei
Herren dienen - der Stadt (fachlich, dienstlich) und der Landesarbeitsgemeinschaft (finanziell,
‘orgamsatorlsch hzgl. der Prophylaxeassnstenten) Dies fiihrt an einigen Stellen zu
Abspracheproblemen.

'13. Da aus unserer Sicht di¢ durch die STIKO empfohlenen Impfungen in Weimar gut iiber die-
Hausirzte abgedeckt werden, konzentrieren wir uns derzeit auf Postexpositionsimpfungen
“sowle subsidiare Impfangebote z.B. fir Gefliichtete, ,

. Ob Impfungen auch fiir alle STIKO empfohlenen Impfungen fiir die gesamte Bevélkerung .. .

- zusétzlich zu den niedergelassenen Kollegen angeboten werden soliten, bedarf einer N

- sorgfaltigen Abwégung. Es besteht die Gefahr, Doppelstrukturen zu schaffen, die unnétig

" Kapazititen und Gelder im OGD binden. Andererseits kdnnen niedrigschwellige

~ Impfangebote fiir die Bevélkerung u.U. Impfquoten verbessern.

14. Dies bedeutet unserer Meinung nach zum jetzigen Zeitpunkt eine Uberforderung der
bestehenden OGD-Strukturen. Alarmpline sollten exemplarisch fir Thiiringen von der
Aufsichtsbehorde zur Verfligung gestellt und kommunal ggf. angepasst werden,

. Auch eine Bevorratung von Schutzausriistung wie z.B, im Rahmen einer Ebola-Lage ist mlt o
~nachhaltigem Kreislaufkonzept kaum zu bewerkstelligen. Die Ausriistung ist sehr speziell und
" auch im Rettungsdienst in der Regel nicht im Rahmen eines nachhaltigen Zyklus
- einzuschleusen. :

15. Die finanziellen Folgen eines Auslaufens der bundesseitigen OGD-Pakt-Finanzierung halten -
wir flir gravierend. Wenn das Land Thiringen hier nicht einsprlrigen kann, werden viele sich . -
im ‘Aufbau befindliche OGD-Strukturen wieder wegbrechen, und die Erfillung der . '
" Pflichtaufgaben der Gesundheitsdmterist weiterhin in Gefahr. Von Vorbereitung auf ggf. .
. heue Pandemien kann sicherlich nicht die Rede sein. Viele Kommunen (Weimar nicht!) haben - '
o Vertragslaufzelten von Personal an die Laufzeit des OGD-Paktes gebunden. Hier wurden '
Stellen wegfallen, die gerade mit Milthe besetzt wurden.: :
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Thiiringer Gesetz zur Neuordnung des 6ffentlichen Gesundheitswesens im
Freistaat Thiiringen

Gesetzentwurf der Parlamentarischen Gruppe der FDP

- Drucksache 7/8556 - korrigierte Fassung

Thiiringer Gesetz iiber den 6ffentlichen Gesundheitsdienst
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN

- Drucksache 7/8922 -

Anhdrungsverfahren gemiR §79 der Geschéftsordnung des Thiiringer
Landtags

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Baierl,

ich mdchte mich zunéachst fur die Maglichkeit einer Stellungnahme der KV Thirin-
gen im Rahmen des Anhérungsverfahrens zu den im Betreff genannten
Gesetzesentwlirfen bedanken und dieser voranstellen, dass wir es aulleror-
dentlich begriiRen, dass sich die Landesregierung nach nunmehr 7 Jahren auf der
Grundlage des entsprechenden Beschlusses des Thiringer Landtags dazu ent-
schlossen hat, den 6ffentlichen Gesundheitsdienst zu modernisieren, zu starken
und als letztes Bundesland ein Gesetz zur Neuordnung des offentlichen
Gesundheitsdienstes im Freistaat Thuringen zu beschliellen.

1. Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu einem Thuringer Gesetz Uber den 6ffentlichen
Gesundheitsdienst — Thiringer Gesundheitsdienstgesetz (ThirGDG)

§2 Abs. 1Nr. 2

Die Vorschrift regelt, dass das Landesamt fur Verbraucherschutz als obere
Gesundheitsbehérde und Mittelbehérde dem fur Gesundheit zustandigen
Ministerium unmittelbar nachgeordnet sein soll. Es erschiieBt sich der
KV Tharingen nicht, wie sich das Landesamt fur Verbraucherschutz als obere
Gesundheitsbehorde zu einer Mittelbehérde abgrenzen soll und welche Aufga-
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(V é?s/ezérztliche

ben bzw. Funktionen die Mittelbehdrde konkret austbt. Zwar regelt § 19 allgemeine Aufgaben der
oberen Gesundheitsbehorde, nicht jedoch diejenigen des Landesamtes flr Verbraucherschutz als
Mittelbehérde.

8§ 3 Abs. 4 und 5, 24

Die Regelung, wonach die unteren Gesundheitsbehérden ihre origindren Aufgaben durch Beleihung
an Dritte Ubertragen kdnnen, soweit ihnen die eigenstandige Aufgabenerfullung nicht mdglich ist,
macht im Zusammenhang mit weiteren vergleichbaren Regelungen, beispielsweise § 4 Abs. 5 und
§ 24 (Wer soll die ,zu beauftragende Stelle” sein?), deutlich, dass offensichtlich davon ausgegangen
wird, dass die Behdrden des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes trotz der Lehren aus der COVID-19-
Pandemie nicht in die Lage versetzt werden sollen, ihre Aufgaben eigensténdig durchzufuhren. Nach
unserem Daflirhalten wére es sinnvoller, die Behtrden des Offentlichen Gesundheitsdienstes sowohl
finanziell, sachlich als auch personell so auszustatten, dass ihnen ihre eigene Aufgabenerfiliung
ohne Unterstlitzung Dritter moglich ist. Inwiefern die beliehene Person der Fachaufsicht der unteren
Gesundheitsbehodrde unterliegen kénnen soll, wenn diese als Voraussetzung fiir die Beleihung ihren
origindren Aufgaben nicht nachkommen kann, erschlieft sich uns nicht, dies insbesondere dann
nicht, wenn mdglicherweise die entsprechende fachliche Kompetenz der unteren Gesundheitsbhehor-
de beispielsweise wegen Personalmangels nicht mehr vorhanden sein solite.

Bei Vorliegen einer Situation, in der die untere Gesundheitsbehérde nicht mehr in der Lage ist, ihre
eigenen Aufgaben zu erfullen, iiegt unseres Erachtens eine derart auBergewoéhnliche Situation vor,
dass eine Ubergeordnete Behorde, moglicherweise die Mittelbehorde die zustandige Behorde
hinsichtlich der Fachaufsicht sein sollte. Darliber hinaus kénnte auch die angedachte Mittelbehtrde
daftr Sorge tragen, dass die untere Gesundheitsbehérde in die Lage versetzt wird, ihre Aufgaben
ohne Beleihung Dritter erfullen zu kénnen. Vor diesem Hintergrund befirworten wir die Errichtung
eines eigensténdigen Thiringer Landeszentrums fur Gesundheit, wie von der FDP vorgeschlagen,
welches direkt bei dem fur Gesundheit zustéandigen Ministerium angesiedelt und in Ausnahmefallen
mit Weisungsbefugnis ausgestattet ist.

§4 Abs. 5

Hier ist geregelt, dass die KV Thuringen u. a. die Behérden des offentlichen Gesundheitsdienstes
unterstiitzen, soweit dies durch Rechtsvorschrift angeordnet oder zur rechtméaBigen Erflllung der
Aufgaben der Behorden des 6ffentiichen Gesundheitsdienstes erforderlich ist.

Die Aufgaben der KV Thuringen sind im Sozialgesetzbuch Fiinftes Buch (SGB V) abschlieBend und
ausdriicklich geregelt. Der KV Thuringen obliegt in allererster Linie die Sicherstellung der vertrags-
arztlichen Versorgung fir die Thiringer Bevélkerung. Eine Rechtsgrundlage, wonach die KV Thurin-
gen nunmehr zusatzlich Aufgaben des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes (bernehmen soll, existiert
nicht, und eine Verpflichtung durch Landesrecht ist daher nicht gesetzeskonform. Auch an dieser
Stelle verdeutlicht der Gesetzesentwurf, dass der Schwerpunkt der Regelungen offensichtlich darauf
liegt, origindre Aufgaben der Behdrden des offentlichen Gesundheitsdienstes auf Dritte, u. a. auch
auf die KV Tharingen, Obertragen zu kbnnen anstatt, wie bereits zu §§ 3 Abs. 4 und 5, 24 ausgefiihrt,
dafur Sorge zu tragen, dass die Behérden des ¢ffentlichen Gesundheitsdienstes sowohl séchlich,
finanziell als auch personell dazu in die Lage versetzt werden, auch in auergewoéhnlichen Situation,
wie beispielsweise in einer der zurlckliegenden COVID-19-Pandemie vergleichbaren Situation, ihre
Aufgaben eigenstandig erfullen zu kénnen.

Daruber hinaus haben die Erfahrungen der KV Thuringen mit der COVID-19-Pandemie in Thiringen

mehr als deutlich gemacht, dass zum einen die Behérden des offentlichen Gesundheitsdienstes
unserem Anschein nach weder finanziell, personell noch sachlich eigenstandig dazu in der Lage

Seite 2 von Anhoerung_Landtag_Schr07122023




(V Kka:sletr.;é rztliche

Vereinigung Thiringen

gewesen sind insbesondere die Regelungen der Coronavirus-Testverordnung ohne Unterstltzung
der KV Thiringen umzusetzen. Die KV Thiringen hat auf der Grundlage der 1. Coronavirus-Testver-
ordnung nichts unversucht gelassen, um auf der damals geltenden Rechtsgrundlage der Corona-
virus-Testverordnung eine Vereinbarung mit den Behérden des offentlichen Gesundheitsdienstes
herbeizufihren, um hier unterstitzend tatig zu werden. Zu einer derartigen Vereinbarung, die auf
Initiative der KV Thuringen verhandelt wurde, kam es nie. Zudem hat sich gezeigt, dass viele
Gesundheitsamter bei der KV Tharingen (rechtliche) Beratung insbesondere im Zusammenhang mit
der Umsetzung der Coronavirus-Testverordnung gesucht haben — und das obwohl bereits eine
entsprechende Fach- und Rechtsaufsicht existiert.

Nunmehr sieht der vorliegende Gesetzesentwurf ausdriicklich vor, dass die KV Thiringen u. a.
,kostenlos” den tffentlichen Gesundheitsdienst im Freistaat Thiringen unterstiitzen sollen, sogar
ohne dass es hierfir einer besonderen Ausnahmesituation wie z. B. einer pandemischen Lage
bedarf. Gegen diese Regelung wendet sich die KV _Thiringen ausdriicklich insbesondere auch
deshalb, weil es ihr ein Anliegen ist, dass die Behérden des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes derart
ausgestattet sind, dass sie ihren Aufgaben nachkommen kénnen. Wie bereits erwahnt, ist eine
gesetzliche Grundlage fir eine Verpflichtung der KV Thiringen, wie sie in § 4 Abs. 5, vorgesehen ist,
nicht erkennbar. Etwas anderes wére es, wenn die Maglichkeit geschaffen wird, in Ausnahmefallen,
wie dem Vorliegen einer pandemischen Lage, eines Katastrophenfalles oder einer vergleichbaren
Situation, mit der KV Thuringen u. a. entsprechende Vereinbarungen zu schlielen, wobei es in das
Ermessen der KV Thiringen u. a. gestellt wird, ob sie dem nachkommen und wozu es einer ent-
sprechenden Kostenregelung bedarf, da es der KV Thuringen u. a. nicht gestattet ist, auf eigene
finanzielle Kosten die Aufgaben des &ffentlichen Gesundheitsdienstes wahrzunehmen.

§§ 7 bis 18

Im Vergleich zu dem Gesetzesentwurf der FDP sind die dargestelliten Aufgaben der unteren
Gesundheitsbehdrden weniger Ubersichtlich strukturiert und konkret dargestellt.

19 Abs. 1

Soweit im Rahmen der allgemeinen Aufgaben der oberen Gesundheitsbehérde u. a. die landesweite
Koordinierung der unteren Gesundheitsbehérden geregelt ist, haben wir als KV Thiringen in der
COQVID-19-Pandemie den Eindruck gewonnen, dass diese Koordinierung zumindest im Hinblick auf
die Umsetzung der Coronavirus-Testverordnung zielfihrender und gewinnbringender gewesen wére,
wenn gerade in derartigen Ausnahmesituationen eine Behotrde existiert, die sich federfuhrend und
ausschlieBlich hierum kimmern kann und die mit den entsprechenden Weisungsbefugnissen
ausgestattet ist. Vor diesem Hintergrund erachten wir das im Gesetzesentwurf der FDP zu
etablierende Thuringer Landeszentrum fiir Gesundheit fur eine aulerordentlich gute Lésung, insbe-
sondere deshalb, weil aus unserer Wahrnehmung die obere Landesgesundheitsbehdrde im Rahmen
der COVID-19-Pandemie eher weniger koordinierend und aufklarend zwischen den unteren
Gesundheitsbehdrden tatig geworden ist.

2. Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Partamentarischen Gruppe der FDP zu einem Thuringer
Gesetz zur Neuordnung des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes im Freistaat Thilringen

§1
§ 1 enthalt eine gut strukturierte Darstellung sowohl der Ziele als auch der Kernaufgaben des éffent-

lichen Gesundheitsdienstes. Besonders tbersichtlich empfinden wir Abs. 2, der jeweils Bezug nimmt
auf die nghere Ausgestaltung der Kernaufgaben in den entsprechend nachfolgenden Paragraphen.
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§82.4

Wie bereits in der Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ausgefihrt, ist die Etablierung eines Thiringer Landeszentrums fir
Gesundheit als obere Gesundheitsbehdrde auRerordentlich begrufRenswert und einer sog.
,Mittelbehérde® — wie von den Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
vorgeschlagen — klar zu bevorzugen. Ahnliche Strukturen existieren in vielen Bundeslandern und
haben sich nach unserem Kenntnisstand mehr als bewahrt. Besonders hervorzuheben ist in diesem
Zusammenhang § 4, der zum einen das Thuringer Landeszentrum fur Gesundheit eindeutig definiert
und zum anderen dessen Aufgaben und Funktion konkret, Ubersichtlich und gemessen an den
tatsachlichen Problemen des offentlichen Gesundheitsdienstes, insbesondere aufgrund der
Erfahrungen der COVID-19-Pandemie, ausrichtet. Die Pandemie hat gezeigt, dass es erforderlich ist,
eine fachliche und zentrale Leitstelle fir den offentlichen Gesundheitsdienst zu etablieren, die
insbesondere wahrend aullerordentlicher Problemlagen, Katastrophenfélle etc, dazu in der Lage ist,
die Gesundheitsamter in allen Fragestellungen mit der entsprechenden Fachexpertise zu unter-
stlitzen, kurzfristige Strategien zu entwickeln und verbindend zwischen den Behdrden des ¢ffent-
lichen Gesundheitsdienstes tétig zu sein sowie diesbezliglich die entsprechenden Weisungskompe-
tenzen inne zu haben. Im Vergleich hierzu enthait der Entwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN keine Definition der Funktion und keinerlei konkrete Aufgaben der
von ihr angedachten Mittelbehdrde.

Mit der Etablierung eines solchen Thiringer Landeszentrums fur Gesundheit ist es aus unserer Sicht
auch nicht notwendig, wie im Entwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN an mehreren Stellen geregelt, andere Behérden, wie z. B. die KV Thiringen, in die
Aufgabenerfullung des offentlichen Gesundheitsdienstes zwangsweise und ohne Erstattung der
anfallenden Aufwendungen und Kosten mit einzubeziehen.

§3

Die Anforderungen an die personelle Ausstattung der Gesundheitsamter, insbesondere bezogen auf
Leiter und Stellvertreter der Gesundheitsdmter, ist sehr dezidiert und konsequent an der
Fachexpertise eines Facharztes fir offentliches Gesundheitswesen ausgerichtet. Wahrend im
Entwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN von dem Erfordernis
des Vorliegens des Abschiusses der facharztlichen oder fachzahnarztlichen Weiterbildung fiir das
offentliche Gesundheitswesen abgewichen werden kann, stellt der Entwurf der FDP sicher, dass die
erforderliche Fachexpertise bei den Leitern und ihren Stellvertretern vorhanden sein muss. Damit
wird eine fachkompetente Leitung der Gesundheitsamter in jedem Fall gewéhrleistet.

Ferner stellt § 3 sicher, dass fortwahrend eine bedarfsgerechte Personalentwicklung bzw. -planung
vorgenommen wird, um die jeweils notwendigen personellen Voraussetzungen flr die
Funktionsfahigkeit der Gesundheitsdmter zu gewahrleisten.

Zusammenfassend sprechen wir uns als KV Thuringen fur den Entwurf eines Thuringer Gesetzes zur
Neuordnung des offentlichen Gesundheitsdienstes im Freistaat Thuringen der Gruppe der FDP aus,
insbesondere weil dieser strukturiert und allumfassend die Ziele des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes
sowie dessen Aufgaben darlegt. Besonders hervorheben modchten wir, dass aus unserer Sicht — insbe-
sondere folgend aus den Lehren der COVID-19-Pandemie — eine obere Gesundheitsbehtrde wie das
Thiringer Landeszentrum fur Gesundheit fir eine kinftige funktionsfahige Arbeitsweise des
offentlichen Gesundheitsdienstes im Freistaat Thuringen unerldsslich ist. Insbesondere die in § 4
Punkt 8 zum Ausdruck kommenden Weisungsbefugnisse des Thiringer Landeszentrums fur
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Gesundheit gegenuber der oberen und den unteren Gesundheitsbehérden in den dort genannten
Fallen ist unumgéanglich, um Krisensituationen effektiv bewaéltigen zu kénnen. Die in § 4 als sog.
Jnsbesondere®-Aufgaben aufgezahlten Befugnisse sind unerlésslich, um zum einen in klnftigen
Ausnahmesituationen, wie Katastrophenfallen, pandemischen Lagen etc., koordinierend strukturiert die
Aufgaben, die auf den 6ffentlichen Gesundheitsdienst zukommen, effektiv wahrnehmen zu kénnen und
zum anderen bereits im Vorfeld sténdig die Entwicklung fachlicher und strategischer Konzepte fiir das
Funktionieren des offentlichen Gesundheitswesens im Freistaat Thuringen im Blicke zu behalten, zu
beobachten und fortentwickeln zu kénnen.

Es wurde bereits zum Entwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
angemerkt, dass die KV Thiringen im Rahmen der COVID-19-Pandemie aus ihrer Sicht vielfaltige
Aufgaben des offentlichen Gesundheitsdienstes tbernommen und ausgefuhrt hat (Einrichtung von
Abstrichstellen, Abstrichstitzpunkien, Testzentren, Schulungen im Hinblick auf die Regelungen der
Coronavirus-Testverordnung fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gesundheitsamter, Beratung
in anfallenden (Rechts-)Fragen zur Coronavirus-Testverordnung). Zusatzlich zu diesen Aufgaben
haben wir als KV Thiringen selbstversténdlich unsere ureigenste Aufgabe der Sicherstellung der
vertragsarztlichen Versorgung nie aus dem Blick verloren. Eine Zusammenarbeit bzw. ein Austausch
mit der fur die Gesundheitsamter zusténdigen Rechts- und Fachaufsicht hat sich fur uns als aueror-
dentlich schwierig und ineffizient erwiesen. Gerade vor diesem Hintergrund und der Erfahrungen, die
wir selbst in der COVID-19-Pandemie mit dem 6ffentlichen Gesundheitsdienst machen durften, sind die
Einrichtung eines Thuringer Landeszentrums fur Gesundheit und die Gewahrleistung aller Voraus-
setzungen (personell, finanziell, s&chlich) fur einen gut funktionierenden offentlichen Gesundheits-
dienst, der seine Aufgaben eigensténdig wahrnehmen kann, die wesentlichen Kernpunkte des
Gesetzesentwurfes der FDP, dem wir aus unserer Sicht uneingeschrankt zustimmen.

Mit freundlichen Griifen

1. Vorsitzende
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Stellungnahme des Instituts fiir Deutsche Gebdrdensprache (IDGS), UHH
bzgl. des Anhdrungsschreibens vom 14.11.2023 zum Anhérungsverfahren A 6.1/1i-Drs. 7/8349

,Versorgung mit Gebardensprachdolmetschern in Thilringen verbessern — Anerkennung der Gebarden-
sprache als Fremdsprache regeln — Diskriminierung in der SED-Diktatur anerkennen® vom 05.07.2023
(Drucksache 7/8349)

Sehr geehrte Angeschriebene,

besten Dank fiir die Einladung und die damit verbundene Moglichkeit zur schriftlichen Stel-
lungnahme sowie zur Prasentation der Stellungnahme vor Ort aus unserer Sicht. Wir mochten
im Generellen die genannten Forderungen — u.a. die Thilringer Landesfachstelle flir Deutsche
Gebirdensprache — in der uns vorliegenden Stellungnahme des Landesverbands der Gehdrlo-
sen Thiiringen e.V,, des Gehorlosensportverbands Thiiringen e.V. und des Vereins Biling mit
Nachdruck unterstiitzen und zu den jeweiligen Punkten noch erganzend einige Punkte hinzu-
fligen und aus wissenschaftlicher Perspektive beleuchten.

1. Versorgung mit Gebardensprachdolmetscher:innen in Thiiringen verbessern

Grundsatzlich besteht nach wie vor ein Mangel an Dolmetscher:innen mit gebdrdensprachli-
chen Arbeitssprachen (DGS und andere Fremdgebérdensprachen sowie Deutsch und andere
Fremdsprachen) und die Bedarfe an qualifizierten Dolmetschenden steigen stetig. Daher sind
MaRnahmen zu einer flaichendeckenden Abdeckung auch in Thiiringen essentiell. Kurzfristig
kann und sollte fiir taube und schwerhdrige Menschen in Thiiringen die Versorgung von Dol-
metschenden auch mittels Ferndolmetschen (Zoom, Facetime 0.3.) verbessert werden. Dadurch
kénnen Anfahrtswege wegfallen und die Zeit kann teilweise effizienter fiir Dolmetscheinsatze
genutzt werden. Es zeigt sich aber in Interviews und Studien, dass das Ferndolmetschen keines-
falls fiir alle Dolmetschsettings geeignet ist und - im Gegenteil - das Prasenzdolmetschen bes-
tenfalls ergdnzen kann (De Meulder et al. 2021, Kushalnagar et al. 2019). Ferndolmetschen hat
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dann auch die Notwendigkeit einer verbesserten technischen Ausstattung und digitalen Infra-
struktur fiir alle Beteiligte zur Folge (Napier at al. 2017) (etwa mittels eines monatlichen Kom-
munikationsgeldes vgl. Hessen oder NRW).

Es sollte darliber hinaus jedoch ebenfalls bedacht werden, dass Dolmetschende nicht als die
ausschlieRliche bzw. in jedem Fall beste Losung fiir die inklusive Bildung und Erziehung tauber
Kinder betrachtet werden sollten. Vielmehr werden in Zukunft qualifizierte taube Lehrende be-
notigt. Diese tauben erstsprachlichen Lehrkrafte konnen langfristig in den Forderzentren und
Regelschulen regelmaRig DGS anbieten. Somit kann sichergestellt werden, dass taube Kinder
und Jugendliche nicht unter den Folgen der Sprachdeprivation leiden (Hall 2018; Humphries,
Kushalnagar, Rathmann et al. 2019), sondern eine gesunde psychische und physische Lebens-
einstellung aufbauen. Gleichzeitig werden nichttaube Kinder und Jugendliche friihzeitig vorbe-
reitet, neben der deutschen Lautsprache auch die Deutsche Gebardensprache (DGS) zu kénnen,
womit die Gesellschaft automatisch inklusiver gestaltet werden kann. So kénnten langfristig
Dolmetschende in bestimmten Settings reduzierter eingesetzt werden.

In einem potentiellen Studienstandort flir Gebardensprachdolmetschen in Thiiringen muss er-
fahrungsgemaR das Ziel darin bestehen, taube und schwerhérige Lehrende zu involvieren (vgl.
Hamburg, Magdeburg, Zwickau, Berlin, Idstein, Landshut, KIn und Heidelberg). Ein Standort
ware idealerweise eine Grol3stadt, z.B. Erfurt, da es flir ein Gelingen einer solchen Einrichtung
der Beteiligung von Deaf Communities bedarf. Alternativ kann das Land Thiiringen mit einem
Finanzplan auch Studieninteressierte an eine der oben erwdhnten Hochschulen schicken und
fiir 2 Jahre verpflichten, in Thiiringen zu arbeiten (dhnlich dem Modell in Sachsen bzgl. des Pro-
gramms flir Mediziner:innen auf dem Land). Eine Zusatzbemerkung von unserer Seite: eine Ab-
sprache der Ministerien der jeweiligen Bundestdnder zu personellen und materiellen Vereinba-
rungen ist sinnvoll, um diese groBere Anfrage an potenziell Studierenden bewaltigen zu kén-
nen (vgl. auch Stellungnahme des Landesverbandes der Gehdrlosen Thiiringen e.V., des Gehér-
losensportverbandes Thilringen e.V. und dem Biling-Verein fiir bilinguale Bildung in Deutscher
Gebdrdensprache und Deutscher Lautsprache e.V.,, Seite 3, Punkt 1).

Wir mochten an dieser Stelle auf die besonders wichtigen Aspekte des Dolmetschens in medi-
zinischen Settings hinweisen, da infrastrukturell ganz besonders in Bereich Medizin und Bil-
dung ein enormer Bedarf, aber gleichzeitig auch ein extrem hoher Aufwand fiir die Beteiligten
besteht. Die medizinische Versorgung tauber Menschen im Gesundheitssystem wird von tau-
ben Menschen und von Gebardensprachdolmetschenden trotz bestehender Rechtsgrundlage
noch immer als unzureichend beschrieben (vgl. Ciire 2020). Steinberg & Loew (1998) und Hé-
cker (2010) zeigen die Sorge vor Fehldiagnosen aufgrund von Kommunikationsbarrieren, vor al-
lem bedingt durch den Dolmetschendenmangel. Es fehlen gebdrdensprachliche Zugénge zum
Gesundheitssystem und zu Praventivmalnahmen (Angelelli 2019) sowie ein direkter Zugang
zu notwendigen Informationen im Vorfeld von Arztgesprichen sowie in akuten medizinischen
Gesprachssituationen (Hale 2007, Swabey 2018).

2. Anerkennung der Deutschen Gebdardensprache als Fremdsprache regeln

»Die KMK hat mit der Verabschiedung der curricularen Empfehlungen [2021] erstmalig offiziell
das Unterrichtsfach DGS in den Rang eines bundesweiten Wahlpflicht- oder Wahlfaches in der
Sekundarstufe | erhoben. Damit ist vom hochsten Bildungsgremium in Deutschland anerkannt,
dass es sich um ein ordentliches Unterrichtsfach handelt, was in einer Reihe mit anderen Wahl-
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und Wahlpflichtfachern steht” (Becker & Krausmann 2022). Einige Jahre zuvor hatte die KMK
noch ablehnend beschieden (Becker & Krausmann 2015). Die Anerkennung und die Implemen-
tierung geschieht auf allen politischen wie fachlich wissenschaftlichen Ebenen, so dass einer
Anerkennung als Fremdsprache keinerlei fachliche Argumente entgegenstehen, im Gegenteil,
die UN-BRK und die linguistische wie pddagogische Forschung fordern dies vehement.

Die Broschiire ,Unterrichtsfach DGS — Aktueller Stand in den Bundeslandern® listet den Stand
von Madrz 2023 zu den jeweiligen Bundeslandern und welche MaBnahmen bestehen und ggf.
welche Einstellung gegenliber der Umsetzung herrscht. Thiiringen ldsst die Einrichtung eines
freiwilligen Wahlpflichtfaches DGS im Wahlpflichtbereich der Sekundarstufe | prinzipiell zu,
bisher wurde dies nur bei einer Schule umgesetzt bzw. gibt es keine weiteren Angebote zur
Ausbildung von tauben Lehrkraften oder Weiterbildungen. Letzteres ist aber notwendig, um
tauben und schwerhdrigen Kindern und Jugendlichen mit authentischen Sprachvorbildern zu
begegnen und so den DGS-Auf- und Ausbau sowie die kulturelle Teilhabe immersiv gestalten
zu kénnen. An dieser Stelle mochten wir auf das Positionspapier des Weltverbandes der tauben
Menschen (WFD) hinweisen, in dem das globale Ziel formuliert wird, taube Kinder und Jugend-
liche stets in deren eigener Gebardensprache zu unterrichten, sowie auch den Fremdsprachen-
unterricht von tauben Lehrkriften in der jeweiligen Gebéardensprache durchzufiihren.
https://wfdeaf.org/news/position-paper-on-the-primacy-of-deaf-people-in-the-devejop-
ment-and-teaching-of-national-sign-languages/

Wir mochten ebenfalls darauf hinweisen, dass Gebardensprachen professionell im Common
European Frame of Reference for Languages CEFR verankert sind (Council of Europe 2020) und
sich ebenbilirtig in die Reihe der Fremdsprachen einreihen. https://rm.coe.int/common-euro-
pean-framework-of-reference-for-languages-learning-teaching/16809ea0d4

Somit wird in Zukunft eine groBere Anzahl von tauben Lehrenden fiir DGS benétigt. Eine ent-
sprechende Ausbildungsstatte fehlt bisher in Thiiringen, z.B. dhnlich des GIB in Niirnberg, der
Studiengdnge an der Universitat Hamburg inkl. der Gebardensprachpadagogik, und der Deaf
Studies an der Humboldt-Universitat. Wichtig bei der Einrichtung einer solchen Ausbildungs-
mdglichkeit ist die entsprechende Modellierung der Zugangsvoraussetzungen (als Nachteils-
ausgleiche bei bisher nicht gleichen Bildungschancen) fiir taube und schwerhérige potenzielle
kiinftige Lehrkrafte. Das beinhaltet neben den Anerkennungen von bestimmten Schulabschlis-
sen u.a. auch finanzielle Unterstlitzung flir deren Ausbildung bzw. das Studium und die Kos-
teniibernahmen fiir Dolmetschende und Schreibassistenzen.

Grundsatzlich méchten wir zudem daraufhin weisen, dass neben der Generierung eines essen-
tiellen DGS-Wabhlfaches fiir alle Schulen, auch primar das Wohlbefinden von tauben Kindern
und ihren Angehdrigen in Thiiringen im Vordergrund stehen sollte. Um diesen Kindern einen
friihzeitige Zugang zur DGS zu sichern, braucht es qualifizierte taube und schwerhdrige Pada-
gog:innen mit entsprechend guter Sprachkompetenz. Essentiell ist die Frihférderung von Kin-
dern mittels Hausgebardensprachkursen. Ein moglichst natirlicher Gebdrdenspracherwerb
fordert den effektiven Erwerb jeder weiteren Lautsprache auf allen Sprachebenen
(MacSweeney et al. 2008, Pontecorvo et al. 2023), legt den Grundstein fiir eine erfolgreiche
Sprach- und Lebensbiografie.

Am Schluss des Abschnittes mochten wir nochmals betonen, dass die Anerkennung der DGS als
Minderheitensprache bis heute ohne wissenschaftliche Grundlage nicht erfolgt ist und wir mit
aller Vehemenz fiir diese Anerkennung pladieren.
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3. Diskriminierung in der SED-Diktatur anerkennen

Auch wenn dieser Punkt fachlich nurindirektin unseren Kompetenzbereich fallt, lasst sich ohne
Frage die Relevanz des Themas und die Notwendigkeit der Aufarbeitung dieser tragischen und
diskriminierenden Aspekte der Geschichte Deutschlands hervorheben (vgl. Uhlig & Pingel-
Schliemann 20217). Die physische und psychische Gewalt, welche hérbehinderten Kindern und
Personen vor allem seit dem Maildnder Kongress 1880 angetan wurde und die Fortfiihrung der
Diskriminierung in der SED-Diktatur und bis in die aktuelle Zeit hinein, bedarf der intensiven
Aufarbeitung und Entschadigung. https://www.landesbeauftragter.de/aktuelles/neuigkei-
ten/details?tx news pi1%5bnews%5d=1040&cHash=1875169a618e94d565edd03db6bd32.

Verschiedene Quellen {(u.a. Interviews mit tauben Senior:innen wie die (Un)sichtbaren Lebens-
geschichten, Gehdrlos So, etc., vgl. auch Biesold (1988) zur Zwangssterilisation tauber Menschen
in der NS-Zeit, Forschung zu Gewalt an tauben Frauen (Fries 2020), Erzdhlungen von Teilneh-
menden im Offentlichen DGS-Korpus (MEINE DGS) (Konrad et al. 2020), weitere historische Per-
spektiven (Zaurov 2023; Vogel 1999, 2001) etc.) weisen stets zurecht darauf hin, dass eine di-
rekte Aufarbeitung von geschichtlichen Ereignissen und systematischer Diskriminierung bisher
in vielen Bereichen noch nicht gegeben und dringend notwendig ist.
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Biling e V., Am Obertunk 46, 99310 Arnstadt

An

Thiringer Landtag

Ausschuss fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
Fraktionen des Thiiringer Landtags

Jurgen-Fuchs-Str. 1
99096 Erfurt

Den Mitgliedern des THUE . LANDTAG POET Erfurt, 30.12.2023
AfSAGG 35.01.2024 13145
Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der CDU /"f’C/f ( /,/,QG Z‘(f/‘

»Versorgung mit Gebdrdensprachdolmetschern in Thiiringen verbessern — Anerkennung der Gebirden-
sprache als Fremdsprache regeln ~ Diskriminierung in der SED-Diktatur anerkennen” vom 05.07.2023
(Drucksache 7/8349)

im Zusammenhang mit dem Anhérungsschreiben des Thiiringer Landtags
(Geschéftszeichen A 6.1//1i-Drs. 7/8349) vom 14.11.2023

Sehr geehrte Frau Landtagsprasidentin Pommer,

sehr geehrte Damen und Herren des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung,
sehr geehrte Damen und Herren Fraktionsvorsitzende,

sehr geehrte Sprecherinnen und Sprecher der Behindertenpolitik der Fraktionen des Thiiringer Landtags,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

vielen Dank fiir die Mdglichkeit einer schriftlichen Stellungnahme zur oben genannten Anhérung.
Sehr gerne beziehen wir,

- lLandesverband der Gehérlosen Thiiringen e V.,
- Gehorlosensportverband Thilringen e.V. und
- Biling - Verein fiir bilinguale Bildung in Deutscher Gebéardensprache und Deutscher Lautsprache e.V.

hierzu wie folgt Stellung.

Wir vertreten gemeinsam die Interessen gehorloser, taubblinder und spétertaubter Menschen direkt in
Thiiringen. Zudem unterstlitzen wir die sozialpolitischen Interessen weiterer Menschen, inshesondere die
der Angehdrigen, Bezugspersanen und Gebdrdensprachnutzer*innen bzw. -interessierten mit oder chne
Hoérbehinderung, die den hérbehinderten bzw. gebdrdenden Menschen direkt oder indirekt nahestehen.
Dies bedeutet, dass unsere drei Verbdnde auch direkte Ansprechstellen fiir diese Personengruppen sind.

Zu den einzelnen Positionen des EntschlieBungsantrages der CDU-Fraktion vertreten wir folgende
Auffassung:
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1) Versorgung mit Dolmetschangeboten in Deutscher Gebirdensprache, Schriftsprache und taktilen
Gebiérden in Thiiringen verbessern / Ansiedlung einer Vermittlungszentrale

Wir befiirworten die Ansiedlung einer thiringischen Vermittlungszentrale fiir Menschen mit Hor-
behinderung, in der die Kommunikationshilfen und Dolmetschenden vermittelt werden (anstatt nur
einer Gebardensprachdolmetscherzentrale). Aufgabe einer solchen Zentrale soll nicht nur die Ver-
mittlung von Gebérdensprachdolmetscher*innen sein, sondern sie soll auch weitere Vermittlungs-
leistungen zu den im Sinne der Thiiringer Kommunikationshilfeverordnung und des deutschen
Sozialrechts beigeordneten und erweiterten Themen anbieten:

- Simultan- bzw. Schriftdoimetschen

- Oraldolmetschen

- Taubblindendolmetschen

- Relaisdolmetschen (durch taube Dolmetschende)

- Kommunikationsassistenz fiir Gebérdensprache und Unterstiitzte Gebarden (UG)

- Assistenz fiir Horsehbehinderte und Taubblinde

- KITA-Assistenz mit Kompetenz in Gebardensprache

- Schulbegleitung mit Kompetenz in Gebdrdensprache

- Elternassistenz mit Kompetenz in Gebédrdensprache

- gesetzliche Betreuung mit Kompetenz in Gebirdensprache

- Pflegefachkréfte und Alltagsbetreuer mit Kompetenz in Gebardensprache

- Gebédrdensprachdozierende

- Fachkrdfte mit Kompetenz in Gebdrdensprache fiir ambulante Erziehungshilfe
(SPFH / ISE-Betreuung), Frithférderung und Eingliederungshilfe

- Inklusionslotsen mit Kompetenz in Gebardensprache fiir hérbehinderte Migrant*innen
und Fliichtlinge

- Hausgebérdensprachkurse, DGS-Kurse und DGS-Fachseminare

- digitale Gebédrdensprach- und Schriftdolmetschende (wie Text-, Videolive- und Fern-
dolmetschende)

Eine solche Vermittlungszentrale wiirde in Thiiringen dazu beitragen, zum einen:

- die Vermittlungsbarrieren abzubauen,

- eine bessere Ubersicht tiber alle Dienstleistungen zu schaffen,

- sowie eine zielgerichtete kompetente Beratung zu den vorhandenen Angeboten und
Ressourcen zu vermitteln.

Indem die Angebote und Ressourcen in einer Datenbank zentral gebiindelt und kontinuierlich ge-
pflegt werden, ist ein einfaches, iberschaubares und nutzerfreundliches Vermittlungsmanagement
von Dolmetschenden, Kommunikationsassistenzen und weiteren Fachkriften in Thiiringen méglich.
Auch bietet es sich an, hier das Kommunikationshilfe-Budget des TMASGFF! mit anzusiedeln. So
kann ebenfalls der notwendigen Berichts- und Statistikdokumentation fiir Thiiringer Ministerium,
TLMB und TLVWA zu den Einsdtzen zum Beispiel bei Behérden, Erziehungs- und Bildungs-, Sozial-
und Gesundheitseinrichtungen bzw. -diensten effektiver Rechnung getragen werden.

Diese Zentrale macht ihre Angebote im Kreis der Auftraggebenden, Hilfesuchenden, Betroffenen
und Umsetzenden von Barrierefreiheit bekannt und bietet eine professionelle Beratung insbeson-
dere zu den Rechtsgrundlagen, unterstiitzt bei Antrdgen auf Kosteniibernahme und bei der

! aktuell verwaltet der Landesverband der Gehdrlosen Thirringen elV. ehrenamtlich dieses TMASGFF-Budget nach
ThirGlG
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Kommunikation mit moglichen Kostentragern und vermittelt Kommunikationshilfen und Termine.
Dadurch lassen sich Einsdtze von Dolmetschenden, Kommunikationsassistenzen und weiteren
Fachkrafte effizienter und sicherer organisieren.

Wir streben an, bei der Errichtung einer thliringischen Vermittlungszentrale fiir Menschen mit Hor-
behinderung auch den Berufsverband der Dolmetscher*innen fiir Gebdrdensprachen und Lautspra-
chen in Thiringen e.V. (BDGL), den Berufsverband der Schriftdolmetscher in Mitteldeutschland und
den Taubblindenassistenz-Verband e.V. direkt in die Entwicklung eines Konzeptes bzw. in die Ge-
staltung der Zentrale (Vermittlungsprozess, Rahmen-, Vermittlungs- bzw. Arbeitsbedingungen) ein-
zubeziehen.

Einigkeit zwischen unseren drei Verbdnden und den oben aufgefiihrten Berufsverbinden besteht
darin, dass wir eine Rahmenvereinbarung wie bei der sichsischen Landesdolmetscherzentrale fiir
Gebardensprache insbesondere auf Basis von Vermittlungsgebiihren bzw. -provision (aktuell 8,5 %)*
ablehnen. Wir empfehlen eher das Modell der unentgeltlichen Vermittlung wie im Bundesland Bay-
ern®. Die dortigen neun Vermittlungszentralen* werden von den bayerischen Bezirken und vom
Bayerischen Staatsministerium flir Familie, Arbeit und Soziales gefordert.

Wie alle anderen Vermittlungsstellen in Deutschland kann auch die thiiringische Vermittlungszent-
rale keine Ausbildungseinrichtung sein. Um Dolmetschende flir Hor{seh)behinderte {GSD, SD, TBD)
auszubilden bzw. fiir den Beruf zu qualifizieren, bedarf es entweder eines Studiengangs an der
Hochschule oder einer zertifikatsbasierten Qualifikation- bzw. Fachschulung. Es gibt zwar in den
Nachbarbundesldndern Thiiringens solche Ausbildungsméglichkeiten®, jedoch befiirworten wir die
Errichtung von Ausbildungsméglichkeiten auch in Thiiringen®.

Weiterhin sollte das Land Thiiringen Anreize’ schaffen, den Beruf Gebérdensprach-, Schriftsprach-,
Oral-, Relais- oder Taubblindendolmetscher*in zu ergreifen, um dem Mangel an Dolmetschenden
entgegen zu wirken.

2) Einflihrung digitalisierter Verdolmetschung

Allgemein besteht heutzutage die Moglichkeit, mittels technischer Ausstattung (wie Computer-
Webcam, Tablet- bzw. Handycam), Dolmetschende am Einsatzort digital und live zuzuschalten, Die-
se Form des Online-Dolmetschens kann hilfreich sein, wenn trotz unaufschiebbarer Dringlichkeit
und mehrmaliger gescheiterter Bestellversuche keine Dolmetschenden vor Ort gefunden wurden.
In Deutschland gibt es bereits Anbieter® fiir digitales Videolive- bzw. Ferndolmetschen.

% nach Nr.11 der zweiten AGB fiir GSD: https://landesdolmetscherzentrale-gebaerdensprache.de/unsere-allgemeinen-
geschaeftsbedingungen/

® zum Beispiel: die Vermittlungszentrale des Gehdrlosenverbandes Miinchen und Umland el
(www.gmu.de/service/dolmetscher/), die als einzige in Deutschland mit einer automatisierten Vermittlungssoftware
arbeitet (- die Ubernahme dieser Vermittlungssoftware nach Thiiringen durch den Kauf einer Lizenz wire méglich)

* www.giby.de/auskunft/vermittlungsstellen

> zum Beispiel: Hochschulstudiengang ,Gebérdensprachdolmetschen” in Zwickau (Sachsen), Magdeburg (Sachsen-
Anhalt), Landshut (Bayern) und Idstein (Hessen)

® insbesondere eines Hochschulstudiengangs Gebardensprachdolmetschen angesichts der infrastrukturellen Gegeben-
heit Thiiringens bestenfalls in Erfurt

7 Instrument des krisenbewiltigenden Anreizes: zeitlich befristete Ubergangslésung mit der vollen Ubernahme von
Semester-, Schulungsgebiihren, Priifungsgebiihren und Fahr- bzw. Ubernachtungskosten

® VerbaVoice (www.verbavoice.de) fiir alle Situationen, Telesign Deutschland (www.telesign.de) nur fiir den beruflichen
Alltag und einige freiberufliche Dienste (z.B.: https://klefeker.de/ferndolmetschen)
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Thilsingan

Leider ist gegenwdrtig die spontane Zuschaltung digitaler Videolive- bzw. Fernverdolmetschung
zum Beispiel bei VerbaVoice nicht méglich, da sie mit einem zeitlichen Vorlauf gebucht werden
muss. Ein weiteres Hindernis bei digitalen Angeboten ist auch, dass die dafiir erforderliche hohe
Geschwindigkeit der Datenlibertragung vielerorts insbesondere im ldndlichen Raum nicht gewéahr-
leistet ist.

Aktuell stehen in Thiiringen insgesamt 31 Gebardensprachdolmetschende® und 3 Schriftdolmet-
schende zur Verfiigung, die flir 10.225 thiringische Menschen mit Sprach- oder Sprechstérungen,
Taubheit oder Schwerhérigkeit™ gebucht werden kénnen.

Wegen der akuten Unterversorgung empfehlen wir dem thiiringischen Landtag bzw. der Landesre-
gierung eine Rahmenvereinbarung zur Inanspruchnahme von digitalen Fernverdolmetschungen

- mit dem Unternehmen TeleSign™, das demnichst in allen Bereichen des sozialen
Alltags Besprechungen von maximal 30 Minuten in Gebidrden fiir Thiringer
Blrger*innen anbieten soll, und

- mit dem Unternehmen TeSS wegen seines Angebots in Schriftsprache (TeScript)

abzuschlieRen. So kénnte das Problem der Versorgung mit Prasenzdolmetschenden in Thiiringen,
insbesondere in landlichen Regionen, weitgehend abgemildert werden.

Eine thiiringische Vermittlungszentrale fiir Menschen mit Hérbehinderung kdnnte ebenfalls eine
regulierende Instanz sein, um moglichem Missbrauch durch Bevorzugung des Ferndolmetschens
gegenliber den thiringischen, freiberuflich tatigen Prasenzdolmetschenden entgegenzuwirken.

3) Gebdrdensprache im gesellschaftlichen und schulpolitischen Bereich
a. Anerkennung der Gebdrdensprache als Muttersprache

Nach der Europdischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen des Europarates
(Artikel 1c ECRML) ist die Deutsche Gebardensprache (DGS) eine ,nicht territorial gebunde-
ne” Sprache, die von Angehorigen des Staates verwendet wird und sich von der gebrauch-
ten Sprache der tibrigen Bevolkerung des Staates unterscheidet, jedoch keinem bestimm-
ten Gebiet innerhalb des betreffenden Staates zugeordnet werden kann, abwohl sie her-
kémmilicherweise im Hoheitsgebiet dieses Staates gebraucht wird.

Seit 19 Jahren ist die DGS mit Inkrafttreten des Thiiringer Gesetzes zur Inklusion und Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderungen™ als eigenstandige Sprache anerkannt (§ 12
Abs. 1 ThiirGIG). Die UN-Behindertenrechtskonvention von 2008 verlangt dringend, die Ge-
birdensprache zu schiitzen, zu férdern und zu verbreiten®. Am 19.03.2021 nahm die

° bei BDGL 28 Gebardensprachdolmetschende und bei LVGLTH drei Gebérdensprachdolmetschende (Stand:
20.12.2023)

19 Thiiringer Landesamt fur Statistik (2023): Statistischer Bericht - K1l - 2 j / 21. Schwerbehinderte Menschen in Thii-
ringen am 31.12.2021. Heft-Nr. 95/23. Erfurt, Seite 4 (davon sind zirka 1.500 taube Menschen)

™ aktuell bietet TeleSign das Ferndolmetschen strikt nur fir den beruflichen Alltag {eine gesonderte vertragliche Ver-
einbarung dariiber hinaus wire maglich)

2 tibergeleitet vom Thiiringer Gesetz zur Gleichstellung und Verbesserung der Integration von Menschen mit Behinde-
rungen vom 16.12.2005

3 UN-Behindertenrechtskonvention: Artikel 21 - Zugénglichkeit {die Verwendung von Gebardensprachen anerkennen
und férdern), Artikel 24 Absatz 3b - Bildung (das Erlernen der Gebérdensprache und die Férderung der sprachlichen
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UNESCO die DGS in ihr bundesweites Verzeichnis des Nationalen Immateriellen Kulturerbes
auf.

Traditionell leben auf deutschsprachigem Gebiet seit dem 18. Jahrhundert Nutzer*innen
der DGS und bilden damit eine historisch gewachsene Minderheit, die sich selbst als ,Ge-
bdrdensprachgemeinschaft” bezeichnet und versteht. Als friiheste belegte Aufzeichnung
der Nutzung der DGS im deutschsprachigen Raum gilt eine erste Etablierung des Schulwe-
sens flir taube Kinder im 18. Jahrhundert in Berlin und Leipzig.

Wiahrend des Nationalsozialismus waren neben den Juden, Sinti und Roma die Nutzenden
der Deutschen Gebérdensprache Verfolgung und Rassenwahn ausgesetzt, der sich z.B. in
Ermordung™ und Zwangssterilisation® 4uBerte. Die Uberlieferung des sprachlich-
kulturellen Erbes der DGS wurde dadurch erheblich beeintréchtigt.

Die NS-Schreckensherrschaft bedeutete nicht nur einen sprachlich-kulturellen Bruch, son-
dern hatte auch zur Folge, dass sich viele Nutzer*innen der DGS bis Anfang der 1980er Jah-
re nicht (mehr) als solche in der Offentlichkeit zu erkennen gaben. Zur Vertretung ihrer In-
teressen und zur Starkung ihrer Kultur haben sich die Nutzer*innen der DGS seitdem in ver-
schiedenen Vereinen und Verbanden auf unterschiedlichen Ebenen reorganisiert.

Nichtsdestotrotz stehen heute die seit Jahrhunderten hier in Thiiringen lebenden Nut-
zer*innen der DGS ohne Anerkennung der Gebérdensprache als Muttersprache einer
sprachlich-kulturellen Minderheit nach wie vor unter keinem besonderen Schutz. Ebenso
wenig existiert eine Einrichtung flir den Schutz und die Férderung der Deutschen Gebér-
densprache, obwohl dies auf européischer und internationaler Ebene gefordert und gefor-
dert wird.

Wir empfehlen die Anerkennung der Deutschen Gebéardensprache als nicht territorial ge-
bundene Minderheitensprache und die Anerkennung der Gebirdensprachgemeinschaft als
nationale Minderheit im Thiiringer Inklusionsgesetz. Grundlage fiir diese Anerkennung und
ihre Umsetzung wére die Europdische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen.
Dadurch wiirde das Land Thiiringen die DGS fordern und damit auch die politische, soziale
und kulturelle Identitat ihrer Nutzer*innen schiitzen und stirken, die sie haufig als Mutter-
sprache bzw. Erstsprache erworben haben.

Das wiirde die Gleichbehandlung der Gebardensprachgemeinschaft mit den Gemeinschaf-
ten der Juden, Sinti und Roma sicherstellen, denen umfassender Schutz und Férderung ge-
wéhrt werden. Wird die Minderheit der thiiringischen Gebardensprachnutzer*innen jedoch
nicht offiziell registriert und anerkannt, bleibt sie dem thiiringischen Staats- und Bildungs-
wesen weiter hilflos ausgeliefert, was bisher insbesondere im Bildungsbereich der Fall ist.

Identitét der Gehdrlosen) sowie Artikel 30 Absatz 4 - Soziale Teilhabe {die Anerkennung und Unterstiitzung ihrer spezi-
ﬁschen kulturellen und sprachlichen Identitét, einschlieBlich der Gebérdensprachen und der Gehorlosenkultur)

4 parallel zum Euthanasie- -Programm in sechs deutschen Heilpflegeanstalten wurden als ein Beispiel fiir die tausenden
Arbeits- und Vernichtungslager im thlringischen Konzentrationslager Buchenwald viele Gehérlose im Invalidenblock
inhaftiert und ermordet, etwa die tauben Otto Amuel, Felix Ostrolenk, Pauline Asch und Adolf Stern, sowie der taube
Uberlebende Alois Kasperkowitz.

> (Uber 15000 gehérlose Kinder, Jugendliche und Erwachsene wurden zwangssterilisiert; es gab auch etliche erschre-
ckende Berichte Uber Zwangsabtreibungen (www.idgs.uni-hamburg.de/taubwissen/geschichte/taube-menschen-in-
der-zeit-des-nationalsozialismus/sterilisation-und-euthanasie.html).
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b. Anerkennung der Gebdrdensprache als Fremdsprache in der Schulbildung bzw. im Schul-
recht

Bereits 2018 wurde im Thiiringer MaRnahmenplan 2.0 zur Umsetzung der UN-BRK die Ein-
flihrung von DGS als Wabhlpflichtfach fiir hérbehinderte Schiiler*innen und ihre Mitschii-
ler*innen festgeschrieben. Umsetzungsziel war Ende 2020, aber leider ist bisher nichts pas-
siert: Es gibt keinen Lehrplan, keine Unterrichtsmaterialien, keine Arbeitshilfen zur Umset-
zung flir die Schulen und auch keine Handlungsanweisungen fiir die Schulamter.

Aus der Antwort des Thiringer Bildungsministeriums auf eine Kleine Anfrage des bildungs-
politischen Sprechers der CDU-Fraktion, Christian Tischner, geht hervor, dass - laut dpa-
Thiiringen von 10.12.2023 - nur eine einzige Schule in Thiiringen ein Unterrichtsfach Deut-
sche Gebérdensprache mit einem eigenen schulinternen Lehrplan anbietet (Regelschule
»Johann Wolfgang von Goethe” in Schleiz).'® Somit konnten im Jahr 2023 mehr als 400 hor-
behinderte Kinder und Jugendliche mit entsprechendem sonderpidagogischen Férderbe-
darf die DGS nicht als Sprachenfach erlernen, obwoh!l die UN-Behindertenrechts-
konvention von 2008 und der Thiiringer MaRnahmenplan 1.0 von 2013 bzw. 2.0 von 2018
das Erlernen der Gebardensprache fiir horbehinderte Schiiler*innen verbindlich vorschrei-
ben.

Am 08.10.2021 verabschiedete die Kultusministerkonferenz (KMK) ihre Empfehlungen zur
Einfiihrung eines Sprachenfaches ,Deutsche Gebardensprache an allen Schulen der Se-
kundarstufe I. Alle Schiiler, unabhéngig einer Horbehinderung, sollen also die Méglichkeit
bekommen, neben Englisch, Franzdsisch, Spanisch oder Latein auch die Deutsche Gebir-
densprache zu erlernen. Die KMK-Empfehlungen sollen den Bundeslandern Hilfestellungen
fiir die Erarbeitung eines entsprechenden DGS-Lehrplans geben.

Um in Thiiringen eine funktionierende inklusive Gemeinschaft von Menschen mit und chne
Horbehinderung zu erreichen, vertreten wir die Ansicht, dass die Einfiihrung und Umset-
zung eines Fremdsprachenfachs ,Deutsche Gebirdensprache” fiir Schiiler*innen der Se-
kundarstufe I und Il, unabhédngig von einer Hérbehinderung, unerlasslich ist. Angesichts in-
ternationaler wissenschaftlicher Erkenntnisse tiber den padagogischen, kognitiven, psycho-
logischen und sozialen Nutzen der Gebardensprache im Vergleich zur Lautsprache in der
Bildung und Erziehung hatte bereits 2016 das EU-Parlament mit seiner ,EntschlieRung zu
Gebdrdensprachen und professionellen Gebirdensprachdolmetschern (2016/2952(RSP))**®
in den Punkten 21 bis 26 die EU-Mitgliedsstaaten aufgefordert, die nationalen Gebirden-
sprachen als Fremdsprachenfach fiir alle Schiller*innen zu etablieren.

Aufgrund des deutschlandweiten, eklatanten Mangels an Gebirdensprach-Pddagog*innen
ist es flir Thiiringen nicht einfach, DGS-Lehrpldne zu entwickeln und den Unterricht mit ent-
sprechend qualifiziertem Fachpersonal durchzufiihren. Daher appellieren wir an das Thii-
ringer Bildungsministerium, die Erkenntnisse wissenschaftlicher Studien sowie das bereits
vorhandene Know-how von Muttersprachler*innen, Pddagog*innen und Fachkréften unse-
rer drei Verbdnde zu nutzen, um endlich zielstrebig gemeinsam mit dem Thiiringer Institut
fiir Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (ThILLM) einen thiiringischen DGS-
Lehrplan zu entwickeln. In Bezug auf die Wihlbarkeit, Ausgestaltung, Benotung- bzw. Prii-
fungsbedingungen und Durchfithrung der Deutschen Gebérdensprache als Fremdsprachen-

1 dpa-infocom, dpa:231210-99-242471/2
v www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2021/2021_10_07-Gebaerdensprache.pdf
18 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:520161P0442&from=EN
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fach fir die Schulen der Sekundarstufe I und Il ist eine Ergdnzung des Thiiringer Schulrechts
unerldsslich (- Novellierung der Thiiringer Schulordnung).

Um kiinftig den Einsatz von DGS-Lehramtspddagog*innen in thiiringischen Schulen der Se-
kundarstufe | und It zu sichern, fordern wir vom Thiiringer Wissenschaftsministerium drin-
gend und zeitnah die Errichtung eines nichtsonderpidagogischen Lehrstuhls- bzw. Lehr-
amtsstudienganges , Gebdrdensprachpddagogik” oder zweitrangig ,,Inklusionspadagogik mit
dem Schwerpunkt Deutsche Gebardensprache” an der Erziehungswissenschaftlichen Fakul-
tit der Universitdt Erfurt. In der Anlage fligen wir zur Ubersicht eine aktuelle Hochschul-
landkarte iiber die Ausbildung von Gebardensprachfachkréaften bei. Demnach ist unsere
Forderung nach der Errichtung eines Lehramtsstudiengangs im leeren, griinen Herzen
Deutschlands unbedingt berechtigt.

Aus unserer Sicht ist eine Kooperation zwischen uns {den drei thilringischen Verbdnden der
Gebérdensprachgemeinschaft), den Thiringer Bildungs- und Wissenschaftsministerien, der
Erziehungswissenschaftlichen Fakuitdt der Universitat Erfurt, dem ThILLM und der DGS-
lehrplanerprobten Schule von groRer Bedeutung. Wir empfehlen dem Thiiringer Landtag
und der Landesregierung einen entsprechenden Beschluss.

4) Aufarbeitung der systematischen Diskriminierung und des Verbots der Geb#rdensprache fiir
Gehorlose und hochgradig Schwerhérige in der Gehérlosenschule Erfurt bis 1989 und ab 1990 in
der Staatlichen Uiberregionalen Férderschule mit Schwerpunkt Héren in Erfurt

Das deutsche Phanomen ,Gebdrden-Diskriminierung und -Verbot in Schulen” ist historisch auf den
Maildnder Beschluss des 2. Internationalen Taubstummenlehrer-Kongresses von 1880*° zuriickzu-
fihren. Die europaischen imperialistischen Rassenideologien des 19. und 20. Jahrhunderts bedien-
ten sich eines arischen Menschenbildes, welches sich auch auf die Hérgeschadigtenpéddagogik aus-
wirkte und zu einer sozialdarwinistischen Auslese horfahiger und lautsprechender Tauber (= Gehor-
loser) flihrte.

Auf dem ersten Deutschen Taubstummenlehrer Kongress in Berlin am 26, September 1884 vertrat
Dr. Schneider, der von 1879 bis 1899 dem Taubstummenbildungswesen im PreuRischen Unter-
richtsministerium die deutsche Meinung auch in die thiiringische Bildungslandschaft:

»DaR nicht vergeblich gearbeitet worden ist, zeigt, daR gegenwirtig in 96 deutschen Anstal-
ten nach der reinen Lautsprachmethode von Angesicht zu Angesicht gesprochen wird. Die
Gebdrde zieht sich nach einem hundertjihrigen Kampf immer mehr zuriick. ... Ein Riick-
schritt ist nicht mehr moglich... Doch miissen wir uns bewut werden, daR wir noch viel zu
arbeiten haben, um dem deutschen Namen Ehre zu machen. Sie wissen, welche Miihe un-
ser Kanzler hat, den Sieg von Sedan zu erhalten. Den Maildnder Sieg zu behaupten, erfor-
dert von uns noch eine Riesenarbeit.“ *°

Noch vor zwei Jahrzehnten enthielten fast alle Lehr- und Fachbiicher der Hérgeschadigtenpéddago-
gik diskriminierende Schlussfolgerungen der Gebardensprachentzugs-ldeologie. Sie wirkten sich mit
ihren, den Menschenrechten entgegenstehenden Grundsétzen auch auf die bis heute bestehenden
Aushildungszentren bzw. Férderschulen mit Schwerpunkt Héren aus.

' https://de.wikipedia.org/wiki/Mailinder_Kongress_von_1880
» Schumann, P. (1940): Geschichte des Taubstummenwesens. Frankfurt a. M.
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Dazu gehodrten kdrperliche Gewalterfahrungen (Priigelstrafe), die Isolation in gesonderten Raumen
(Zimmerarrest), éffentliche Demitigungen, Ausschluss von Veranstaltungen, Missachtung der In-
timsphére, Essenszwang oder Essensentzug sowie Nachmittagsarbeit, wenn die gehorlosen Schiiler
beim Gebdrden erwischt wurden. Wirklich unfassbar ist, dass sich diese Zustinde bis Ende der

1980er-Jahre hielten.

Wissensvermittlung in einer Sprache, die die Kinder muhelos verstehen, war véllig nachrangig. Ge-
bardensprache gehort oft auch heute noch nicht zur Qualifikation von Férderschul- bzw. Gehérlo-
senlehrkréften. Eine NDR-Reportage von 2021* berichtet ebenso tragisch iber Gehorlose wihrend
ihrer Schullautbahn in Ost und West vor und nach der deutschen Einheit.

Erst seit dem Jahr 2017 gibt es die erste inklusive Beschulung einer Gruppe hérbehinderter Schi-
ler*innen an der Europaschule bzw. Gemeinschaftsschule am Roten Berg in Erfurt

- weil die Férderschule mit Schwerpunkt Héren in Erfurt zu diesem Zeitpunkt die Deut-
sche Gebérdensprache nicht als Unterrichts- und Sprachenfach anbot und auch den Fa-
chunterricht nicht in Deutscher Gebardensprache durchzufiihren im Stande war, und

- weil das Niveau der Beschulung in dieser Forderschule nicht dem einer Regelbeschu-
lung entspricht.

Bereits seit dem Maildnder Beschluss von 1880 wurden die Gebardensprache und ihre priagende
Vielfalt im Leben Gehérloser zunehmend zerstort, besonders wihrend des Nationalsozialismus?:
Wer gebérdete, musste mit der Zwangssterilisation oder Einweisung in die T4-Heilanstalt®® bzw.
Konzentrationslager rechnen. Das I6ste unter den Gehérlosen groRe Angste aus.

Die systematischen Diskriminierungen und Verbote der Gebérdensprache an Bildungseinrichtungen
flir Gehorlose gelten als sprachlicher Genozid, ,sprachlicher Vélkermord” oder ,Linguizid“, also Be-
raubung um sprachliche Menschenrechte, aber auch als Rassismus auf der Grundlage von Sprache
(Linguizismus). Sprachlicher Vélkermord umfasst dabei sowohl das aktive Téten als auch das passive
Zulassen des Aussterbens einer Sprache. Fiir viele Linguisten ist der reine Oralismus in der Erzie-
hung gehorloser Schiler ein sprachlicher Genozid:

»(...) der Versuch, gehodrlose Kinder unter Ausschluss der Gebardensprache zur reinen Laut-
sprachlichkeit zu zwingen und sie in Erziehung und Bildung daran zu hindern, eine Gebir-
densprache voll zu entwickeln, raubt ihnen die Méglichkeit, auf dem formalen Bildungsweg
die einzige Sprache zu lernen, in der sie sich vollstandig ausdriicken kénnen. Da sie diese
Sprache nicht mit ihren Eltern teilen, sind sie vollig auf das formale Bildungssystem ange-
wiesen, um sie wirklich bis zum héchstméglichen Niveau entwickeln zu kénnen.”**

Wiirden die Rechte der Gebédrdensprachgemeinschaft als nationale Minderheit und die Etablierung
ihrer Minderheitensprache in den Bildungseinrichtungen gewihrleistet werden, kdnnte dem Geno-
zid von Gebérdensprachen ein Ende gemacht werden.

' stippekohl, Siv: Leben ohne Muttersprache - Gehérlose in Ost und West. NDR-Reportage vom 04.10.2021
(www.ndr.de/geschichte/chronologie/Leben-ohne-Muttersprache-Gehoerlose-in-Ost-und-West,gehoerlose110.html)
2 peutsche Gehbrlosenzeitung (2006):Gehdrlose im Dritten Reich. Ausgabe Mai, Seite 131-137

1,600 Gehorlose wurden in Heilanstalten im Rahmen des nationalsozialistischen »Euthanasie-Programms” umge-
bracht (Beecken, Keller, Prillwitz und Zienert 1999: Grundkurs Deutsche Gebérdensprache, Stufe |, Arbeitsbuch, Ham-
burg, Seite 65)

# Skutnabb-Kangas, Tove (2002): Sprache und Menschenrechte, in: Das Zeichen, 59/2002 (Hrsg: GGKG) , Seite 55
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Das Phdnomen ,Gebarden-Diskriminierung und -Verbot in Schulen” fand nicht nur in der SED-
Diktatur statt®, sondern war ein europédisches weites Phinomen seit 1880 bis in die Mitte der
2010er Jahre.”® Auch die Regierung des Freistaates Thiiringen tragt die Verantwortung dafiir, dass
nach der deutschen Einheit ab den 1990er Jahren in der Staatlichen lGberregionalen Férderschule
mit Schwerpunkt Horen in Erfurt keine Deutsche Gebardensprache als Unterrichts- und Sprachen-
fach sowie als fester Bestandteil einer ganzheitlichen bimodal-bilingualen Férderung angeboten
wurde.,

Unterschiede zeigen sich vor und nach 1990: Vor 1990 wurden hérbehinderte Schiiler*innen direkt
kérperlich und psychisch bestraft und diskriminiert. Seit 1990 setzt sich der sprachliche Genozid
durch die stille Mitwirkung der iberwiegenden Lehrerschaft der Staatlichen {iberregionalen Férder-
schule mit Schwerpunkt Héren in Erfurt fort, zwar ohne koérperliche Bestrafung, aber durch die
Nichtumsetzung der Gebédrdensprache als Unterrichts- und Sprachenfach.

Erst durch die vermehrte Beschulung hérbehinderter Kinder und Jugendlicher an der Gemein-
schaftsschule am Roten Berg ab 2017 und den Riickgang der Schiilerzahlen an der Staatlichen tiber-
regionalen Forderschule mit Schwerpunkt Horen in Erfurt fand ein Umdenken statt, sodass am Fér-
derzentrum nun erstmalig Gebdrdensprache angeboten wird - jedoch ohne DGS-Lehrplan und ohne
gesicherte Sach- und Personalausstattung.

Bereits in den Jahren 20032005 versicherten die damaligen Kultusminister (Schreiben der Thiirin-
ger Kultusminister Krapp vom 29.12.2003, Goebel vom 20.12.2004, 29.12.2004 und zuletzt vom
15.02.2005) die Einfiihrung eines bimodal-bilingualen Unterrichts mit Deutscher Gebardensprache
ab dem Schuljahr 2005/06 an der Staatlichen tiberregionalen Férderschule mit Schwerpunkt Héren
in Erfurt. Leider realisierte die damalige Schulleitung die Einfiihrung der Deutschen Gebardenspra-
che und die Umsetzung des bimodal-bilingualen Modells nicht, so dass das angestrebte Ziel des
Thiringer Kultusministeriums nicht erreicht werden konnte.

Das aus unserer Sicht blinde Vertrauen des Thiringer Kultusministeriums in die Schulleitung der
Staatlichen Uberregionalen Forderschule mit Schwerpunkt Héren in Erfurt war ein Fehler mit fata-
len Folgen fiir viele Thiiringer Schiiler*innen mit Hoérbehinderung.

Die Frage, warum insbesondere seit der Zusammenlegung der Schwerhérigenschule Gotha und der
Gehorlosenschule Erfurt kein bimodal-bilingualer Unterricht umgesetzt wurde, empfehlen wir zur
Aufarbeitung und Aufkidrung, da schon zu diesem Zeitpunkt die Verfassung des Freistaates Thiirin-
gen von 1993 jeder Diskriminierung, jeder Vertuschung und jeder Form von Genozid entgegen-
stand.

% vgl. Blirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 22/7899 vom 03.05.22: Antwort des Senats Uber

das Unrecht an Gehdrlosen; vgl. Artikel Uber den Oralismus-Schulmissbrauch bei den gehdrlosen Opfern in der Deut-
schen Gehdrlosenzeitung vom 09/2023, S. 6-9; vgl. Online-Artikel der Frankfurter Rundschau vom 22.09.2023: ,Gehor-
losigkeit schafft eine eigene Kultur” von A.L. Milller (www.fr.de/panorama/tag-der-gebaerdensprache-gehoerlosigkeit-
taubheit-geschichte-kultur-92536281.html)

% vgl. die offizielle Entschuldigung in der Vancouver Resolution der ICED (International Congress on the Education of
the Deaf) der Horgeschédigtenpddagogen vom Juli 2010 unter dem Titel ,Vancouver 2010: A New Era of Participation
and Collaboration: Moving forward from the effects of the 1880 Milan Resolution®), die den Maildnder Beschluss zum
systematischen Gebardensprachentzug als Fehler sieht und einen Neuanfang mit der Einfilhrung der Gebardensprache
in der Erziehung und Bildung Gehorloser erstrebt. Wie die FEAPDA {The European Federation of Associations of Tea-
chers of the Deaf) und der Deutsche Fachverband flir Gehorlosen- und Schwerhérigenpadagogik e.V. unterstiitzt auch
der Berufsverband Deutscher Horgeschddigtenpadagogen (BDH) erstmalig mit dem Eingestindnis von Fehlern im
Rahmen des Gebéardenverbots die Vancouver Resolution (vgl. Stellungnahme des Deutschen Gehdrlosen-Bundes e.V.
im Rahmen der 44, Bundesdirektorenkonferenz ,Inklusive Bildung und Erziehung fiir Kinder und Jugendliche mit Hor-
schadigung” vom Mai 2011).
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Diejenigen,

- die psychische Stérungen, Belastungen und Traumata haben, welche durch das Gebiér-
densprachverbot bzw. die Gebardensprachdiskriminierung in ihrer Schulzeit entstanden
sind, und die deswegen im Alltag Schwierigkeiten wie Unsicherheit, Verschlossenheit,
Isolation, Sozialbindungs- und Kommunikationsingste erleben, und

- die durch das Gebardensprachverbot EinbuRen personlicher, beruflicher und sozialer
Lebensqualitdt oder Einschréankungen bei der Wahl von Schul- und Berufsausbildung er-
fahren mussten, haufig keine hoheren Schulabschliisse und somit auch keine héheren
Berufsabschlisse erwerben konnten, folglich auch im Beruf im Hinblick auf Karriere und
Bezahlung erheblich benachteiligt waren und sind(einschlieBlich Auswirkungen auf die
Altersrente),

sollen nach unserer Meinung als Geste der Wiedergutmachung eine staatliche Entschidigung erhal-
ten. Denn der Freistaat Thiiringen tragt eine Mitverantwortung fir den schulpolitisch durchgesetz-
ten Oralismus, den daraus folgenden sprachlichen Genozid und die Vernachlissigung der Umset-
zung des gebérdensprachigen Unterrichts trotz der vorhandenen Gebérdensprachdekrete der Eu-
ropaischen Union (1988”, 2016) und der Vereinten Nationen (2008).

Wegen der immer gréReren Zahl an Aufgaben in der inklusiven Landschaft Thiiringens und der damit ein-
hergehenden Verantwortung, friihere Fehler nicht zu wiederholen und die Deutsche Gebirdensprache in
der Hochschulpolitik durchzusetzen und als Fremdsprachenfach an Thiiringer Schulen einzufiihren zugleich
die Gebéardensprachgemeinschaft als sprachlich-kulturelle Minderheit anzuerkennen, empfehlen wir die
Errichtung einer Thiiringer Landesfachstelle fiir Deutsche Gebardensprache, besetzt mit Gebdrdensprach-
expert*innen; darliber haben wir mit Datum vom 10.10.2022 bereits ein Positionspapier fiir das TMASGFF
ausgearbeitet.

SchlieBlich stimmen wir der Landesverband der Gehdrlosen Thiiringen e.V., der Gehdrlosensportverband
Thiringen e.V. und der Verein fiir bilinguale Bildung in Deutscher Gebédrdensprache und Deutscher Laut-
sprache e.V. dafiir, dass der Antrag der CDU-Fraktion mit den hier aufgefiihrten Empfehlungen zur Umset-
zung als wegweisend angenommen werden sollte.

Wir bedanken uns fir die Moglichkeit, als sprachliche und jahrhundertelange unterdriickte Minderheit, im
Rahmen einer schriftlichen und miindlichen Anhérung Stellung nehmen zu diirfen.

Mit freundlichen GriiRen

1. Landesvorsitzender (LVGLTH) Prasident (GSV Thiiringen) 1.Vorsitzender (Biling)

Anlage
- Hochschullandkarte: Studiengdnge mit Geb&drdensprachbezug (Stand: 30.10.2023)

- Positionspapier ,Landesfachstelle fiir Deutsche Gebédrdensprache” des LVGLTH eV, GSV
Thiiringen e.V. und Biling e.V. vom 10.10.2022

#” EntschlieRung des Européischen Parlaments vom 17.06.1988 zur Anerkennung der Zeichensprache fiir Gehdrlose
(ABl. C 187 vom 18.7.1988, S. 236) und auf seine Entschliefung vom 18.11.1998 zur Gebirdensprache (ABl. C 379 vom
7.12,1998, S. 66)
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Gebardensprachorientiertes Studienfach
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Berlin

Humboldt-Universitét zu Berlin
Institut fir Rehabilitationswissenschaften

https://www.reha.hu-berlin.de/de/lehrgebiete/gsd

Deaf Studies (Sprache und Kultur der Gehorlosengemeinschaft)
Bachelor of Arts

Gebardensprachdolmetschen
Master of Arts

https://www.reha.hu-berlin.de/de/lehrgebiete/gap/studium/informationen-zu-den-

fachrichtungen-gebaerdensprach-audiopaedagogik

Sonderpddagogik mit der Fachrichtung Gebardensprachpadagogik
Bachelor of Arts / Lehramt an Integrierten Sekundarschulen und Gymnasien
Sachsen-Anhalt
Hochschule Magdeburg-Stendal

https://studieren.h2.de/studiengaenge/bachelor/gebaerdensprachdolmetschen

Gebéardensprachdolmetschen
Bachelor of Arts

https://www.h2.de/studium/berufsbegleitendes-studium/europaeischer-master-in-
gebaerdensprachdolmetschen.html

Europdischer Master in Gebdrdensprachdolmetschen (berufsbegleitend)
Master of Arts (Berufserfahrung erforderlich)

Sachsen

Westsachsische Hochschule Zwickau

Stand: 30.10.2023
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zwickau.de/studium/studieninteressenten/studienangebot/gebaerdensprachdolmetschen-

diplom/

Gebardensprachdolmetschen
Diplom

Bayern

Hochschule Landshut

https://www.haw-landshut.de/hochschule/fakultaeten/interdisziplinaere-
studien/studiengaenge/gebaerdensprachdolmetschen-bachelor.html

Gebdrdensprachdolmetschen
Bachelor of Arts

Ludwig-Maximilians-Universitdt Miinchen
Lehrstuhl fiir Sonderpadagogik - Férderschwerpunkt Héren und Kommunikation

https://www.edu.lmu.de/gsp/index.html
https://www.edu.lmu.de/gsp/studium/astudiengaenge/index.html

Gehorlosenpadagogik mit Modul PIR / Gebédrdensprache
Lehramt Sonderpddagogik

Hessen

Hochschule Fresenius ldstein

https://www.hs-fresenius.de/studium/gebaerdendolmetscher-bachelor-berufsbegleitend/

Gebdrdensprachdolmetschen (berufshegleitend)
Bachelor of Arts
Niedersachsen

Georg-August-Universitdt Géttingen
Seminar fiir Deutsche Philologie und SIGN LAB

https://www.uni-goettingen.de/de/154156.html

Stand: 30.10.2023
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Deutsche Philologie (mit Schwerpunkt Gebdrdensprachlinguistik)
Bachelor of Arts
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Linguistik und Deutsche Philologie (mit Schwerpunkt Gebardensprachlinguistik)
Master of Arts

Stiftung Universitdt Hildesheim

https://www.uni-hildesheim.de/leichtesprache/ma-barrierefreie-kommunikation/

Barrierefreie Kommunikation — Schwerpunkt Gebdrdensprache
Master of Arts

Hamburg

Universitdt Hamburg
Institut flir Deutsche Gebardensprache

https://www.slm.uni-hamburg.de/studium/studiengaenge/ba-
studiengaenge/gebaerdensprachen.htm|

Gebardensprache
Bachelor (Nebenfach) / Bachelor of Arts (Hauptfach) / Master of Arts

htips://www.sim.uni-hamburg.de/studium/studiengaenge/ba-
studiengaenge/gebaerdensprachdolmetschen.html

https://www.slm.uni-hamburg.de/studium/studiengaenge/ma-
studiengaenge/gebaerdensprachdolmetschen.html

Gebédrdensprachdolmetschen
Bachelor of Arts / Master of Arts

Universitdt Hamburg
Fakultat flir Erziehungswissenschaft

https://www.ew.uni-hamburg.de/studium/studiengaenge-la.html

Fach Sozialpdadagogik (Modul ,Gebardensprache” als 1. oder 2. gewédhlten Schwerpunkt)
Lehramt fiir Sonderpédagogik

Stand: 30.10.2023
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Universitét zu Koln
Humanwissenschaftliche Fakultit - SSC Heilpadagogik

htips://www.hf.uni-koeln.de/38230

Deutsche Gebadrdensprache (Erweiterungsfach)
Master of Education (Lehramt fiir sonderpddagogische Forderung)

https://www.hf.uni-koeln.de/39137

Dolmetschen: Deutsche Gebdrdensprache
Bachelor of Arts

Rheinisch-Westfilische Technische Hochschule (RWTH) Aachen
SignGes - Kompetenzzentrum fiir Gebardensprache und Gestik

https://www.signges.rwth-aachen.de/cms/SignGes/~hxld/Studium/

Lehrmodule ,Schule und Inklusion”, ,Space, Body and (De)Sign” und ,,DGS”
Bachelor of Arts / Master of Arts

Baden-Wiirttemberg

Pidagogische Hochschule Heidelberg

e

BILING EV.

https://www.ph-heidelberg.de/studium/interesse-am-studium/studienangebot/bachelor-

studiengaenge/ba-gebaerdensprachdolmetschen/

Gebdardensprachdolmetschen
Bachelor of Arts

https://www.ph-heidelberg.de/isp-abteilungen/hoergeschaedigtenpaedagogik/studium/

Sonderpddagogisches Handlungsfeld: Sprache und Kommunikation mit Schwerpunkt

Gebirdensprache / Lehramt Sonderpddagogik

Stand: 30.10.2023
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Gebardensprachorientierte nichthochschulische
Dozenten- und Dolmetscherausbildung

Ev

Bayerisches Institut zur Kommunikationsférderung
flir Menschen mit Hérbehinderung, Niirnberg

https://www.giby.de/angebot/aus-und-weiterbildungen/ausbildung-zum-zur-
gebaerdensprachdozent-in

Gebdrdensprachdozentenausbildung
staatlich anerkannte/r Gebdrdensprachdozent/in

&%

BiLINGEV.

https://www.giby.de/angebot/aus-und-weiterbildungen/weiterbildung-fuer-mitarbeiter-innen-

im-hoerbehindertenbereich

Weiterbildung fiir Mitarbeiter im Horbehindertenbereich

(GIB-Teilnahmebestdtigung mit Zertifikat ,Deutsche Gebdrdensprache - Oberstufe”)

GebdrdenVerstehen e.Kfr., Heidelberg

https://gebaerdenverstehen.de/sprachkurse/dozent-in-fur-gebaerdensprache/

Berufliche Weiterbildung zur/m Dozent/Dozentin fiir Geb4rdensprache
Hessische Lehrkrafteakademie Darmstadt

https://lehrkraefteakademie.hessen.de/besondere-staatliche-
pruefungen/pruefungsangebot/dolmetscher-in-fuer-deutsche-gebaerdensprache

Staatliche Priifung zum Dolmetscher flir Deutsche Gebidrdensprache
staatlich gepriifte/r Gebdrdensprachdolmetscher/in

https://lehrkraefteakademie.hessen.de/besondere-staatliche-
pruefungen/pruefungsangebot/lehrer-in-fuer-deutsche-gebaerdensprache

Staatliche Priifung fiir Lehrer fiir Deutsche Gebéardensprache
staatlich gepriifte/r Gebdrdensprachlehrer/in

Interdisziplindren Kompetenzzentrum Rehabilitationswissenschaften (KoRa),
Humboldt-Innovation GmbH der Humboldt-Universitit zu Berlin

https://kora-berlin.de/fort-weiterbildung/

Fortbildung Deutsche Gebadrdensprache Al bis B2
DGS-Sprachzertifikat nach GER-GS A1, A2, B1 oder B2

Stand

: 30.10.2023
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Gebdrdensprachorientiertes Studienfach
in der deutschen Hochschullandschaft

O Lehramt Sonderpddagogik (Modul DGS)
A Studienfach Gebardensprachdolmetschen

Studienfach DGS

Stand: 30.10.2023
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Thiiringer Landesfachstelle fiir Deutsche Gebdrdensprache
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Aus unserer Sicht ist die Errichtung einer Thiiringer Landesfachstelle fiir Deutsche
Gebdrdensprache aus verschiedenen Griinden erforderlich. Die Griinde, Aufgaben und
Arbeitsweise dieser von uns geforderten Landesfachstelle werden in diesem Positionspapier
dargelegt.

Es ist Aufgabe der Thiringer Landesregierung und der Thiringer Kommunen, Landkreise und
kreisfreien Stddte, die in der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) sowie im Thiringer
Inklusionsgesetz (ThiirGIG) formulierten Rechte so umzusetzen, dass sie auch tatsdchlich im
Alitag Anwendung finden und Menschen, die bereits Deutsche Gebérdensprache (DGS)
beherrschen oder die diese Sprache erwerben mochten, sich erfolgreich darauf berufen kbnnen.

Die DGS ist eine visuell wahrnehmbare und natlirliche Sprache, welche mit § 12 ThirGIG als
rechtlich eigenstdndige Sprache anerkannt wurde. Am 19.03.2021 wurde die DGS in das
bundesweite Verzeichnis des Nationalen Immateriellen Kulturerbes der UNESCO aufgenommen.
Am 08.10.2021 verahschiedete die Kultusministerkonferenz (KMK) ihre Empfehlungen zu
curricularen Vorgaben eines kompetenzorientierten Wahlpflicht- oder Wahlfaches ,Deutsche
Gebardensprache (DGS)” fur die Sekundarstufe I.

Laut der Ergebnisse der Sachstandsabfrage 2021 des Thiringer Ministeriums fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie (TMASGFF) bei den jeweils fachlich zustdndigen Ressorts der
Landesregierung zur Umsetzung der MaRnahmen des Thiringer MaRnahmenplans zur
Umsetzung der UN-BRK {Version 2.0) wurden fast alle MaBnahmen, die direkt oder indirekt mit
der DGS zu tun haben, nicht umgesetzt bzw. auBer Acht gelassen. Dies liegt unserer Auffassung
nach inshesondere:

- am fehlenden Instrumentarium {Ressourcen und Kompetenzen),

- am unzureichenden Expertenwissen (Information),

- am sténdigen Personalwechsel im Kreis der offentlichen Tétigkeit des Landes bzw.
Tragers 6ffentlicher Gewalt sowie

- an der unkoordinierten Netzwerkarbeit {Vernetzung sozialer Dienste und Selbsthilfe-
unterstiitzung, institutionelles Setting und netzwerkorientierte Gemeinwesenarbeit)

Um diesen Missstdnden und riicklaufigen Entwicklungen entgegenwirken zu kdnnen, ist es
notwendig, eine Thiiringer Landesfachstelle fiir Deutsche Gebardensprache zu errichten, die mit
ihren sachverstdndigen gebardensprach-kompetenten Expert*innen in erster Linie dffentliche
Stellen in Thiiringen berdt und auch aktiv an Ausarbeitungs-, Bewertungs- und
Entscheidungsprozessen lber politische Konzepte, Plane, Programme und MaBnahmen mitwirkt
- insbesondere wenn diese das Anliegen der Gebédrdensprachnutzer*innen unmittelbar betreffen
oder diese die sprachliche und kulturelle Vielfalt (Schutz, Pflege und Férderung) in Thiiringen
anbelangen. Dadurch wird die Gebédrdensprach-thematik zu einem festen Bestandteil der
einschldgigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung und Aufkldrung. Ebenfalls soll die
Landesfachstelle die Rolle einer Uberwachungs- bzw. der Ombudsstelle einnehmen.

Die Landesfachstelle soll kostenfrei beraten und bei Umsetzungsprozessen der DGS in allen
offentlichen, politischen, schulischen, kulturellen und sozialen Lebensbereichen begleitend tétig
sein. Neben den Ooffentlichen Stellen bzw. Verwaltung soll die lLandesfachstelle auch
Ansprechpartner fiir Wirtschaft, Verbande, Institutionen und Multiplikatoren aus Thiiringen sein.




Wichtig ist, dass eine frithzeitige und barrierefreie Kontaktaufnahme zur Landesfachstelle fir
Deutsche Gebdrdensprache erfolgen kann. Die Landesfachstelle soll sich auerdem damit
auseinandersetzen, die Digitalisierung in DGS als Chance auch flir Menschen mit oder ohne
Gebédrdensprachkompetenz zu begreifen und aktiv zu gestalten,

Als weitere Angebote der Landesfachstelle fiir Deutsche Gebdrdensprache sehen wir:

- Beratung und Zusammenarbeit zum Beispiel mit der Thiiringer Landesmedienanstalt,
dem Thiringer Institut fiir Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien, der
Thiiringer Landesfachstelle fiir Barrierefreiheit, der Landesantidiskriminierungsstelle, der
Landeszentrale fiir politische Bildung etc.

- Beratung zu Moglichkeiten der finanziellen Forderung

- Beratung zu Fragen von sozialen bzw. kulturellen Einrichtungen und Bildungs-
einrichtungen (wie Schulen)

- Fachvortrage, Schulungen

- Kooperation mit weiteren (nicht kommerziellen) Beratungsanbietern (z.B. kommunale
Behindertenbeauftragte und Sozialberatungsstellen)

- Mitwirkung bei der Erstellung von DIN-Normen, Lehrplanen, Informationsmaterialien
sowie bei der Herausgabe von Planungshilfen und Empfehlungen.

Die Landesfachstelle soll arbeiten auf der Grundlage:

- gesetzlicher Anforderungen,

- des Stands der Technik und Medien,

- wissenschaftlicher Erkenntnisse und

- aktueller Empfehlungen von Verbdanden von Menschen mit Gebdrdensprachkompetenz.

Durch die schrittweise Umsetzung der Arbeit der Thiiringer Landesfachstelle fiir DGS werden die
Bedingungen fiir Menschen die in Gebardensprache kommunizieren verbessert sodass die
Zugangsbarrieren zur physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu
Gesundheit und Bildung sowie zu Information und Kommunikation abgebaut werden und sie alle
Menschenrechte und Grundfreiheiten der Verfassung des Freistaats Thiiringen (ThirVerf) voll
genieflen kdnnen.

Deshalb fordern wir

- Biling - Verein fiir bilinguale Bildung in Deutscher Gebardensprache und Deutscher
Lautsprache e.V.

- Landesverband der Gehérlosen Thiiringen e.V.

- Gehorlosen-Sportverband Thiiringen e.V.

die Thiringer Landesregierung dazu auf, sich fiir die Errichtung einer Thiiringer Landesfachstelle
fir Deutsche Gebdrdensprache einzusetzen und diese zu verwirklichen. Inklusion ist nicht nur
eine Angelegenheit der Gesellschaft und Betroffenen selbst. Sie ist zuallererst eine Haltungsfrage
- Sie braucht Beflirworter und Mitstreiter in der Politik, und zwar in der Thiringer
Landesregierung. Deshalb setzen Sie sich mit uns gemeinsam fiir die Errichtung einer solchen
Landesfachstelle fiir Deutsche Gebdrdensprache ein,

(Stand: 10.10.2022)
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Die Dokumente wurden zum Zweck der Veréffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Die Dokumente wurden zum Zweck der Veröffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.



	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15
	Page 16
	Page 17
	Page 18
	Page 19
	Page 20
	Page 21
	Page 22
	Page 23
	Page 24
	Page 25
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 1
	Page 3
	Page 5
	Page 7
	Page 9
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15
	Page 16
	Page 17
	Page 18

